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Das Verhältniß des Promnzmlgesehbnchs 
z» den alten Nechtsquellen. 

3lVem ist nicht bekannt, daß unser provinzielles Recht das seit Iahrhun-
derten ersehnte Ziel einer einheitlichen systematischen Zusammenfassung, 
wenigstens seinem größten Theile nach, in letzterer Zeit erreicht hat? Seit 
1845 besitzen wir eine Sammlung unseres Vcrfassungs- und Ständerechts, 
feit dem vorigen Jahre eine Codification unseres Privatrechts. Während 
die Praxis wohl schon in lausenden von Verfügungen und Urtheilen von 
diesem für unser baltisches Rechtsleben so eminent wichtigen Ereigniß Notiz 
genommen hat, sehen wir dagegen unsere Rechtswissenschaft über dasselbe 
das tiefste Schweigen beobachten. Uns scheint dies um so mehr bedauerns-
würdig, als einerseits bei so fundamentalen Neuerungen, wie sie die Co-
dification des Rechts in das Rechtsleben eines Volkes bringt, die Praxis, 
wenn sie ihrer Aufgabe gerecht werden will, der unterstützenden Belehrung 
der Theorie am allerwenigsten entbehren kann, und als andererseits gegen­
über der Thatsache, daß wir sowohl eine nach Umfang als nach innerem 
Werth nicht unbedeutende juristische Literatur besitzen, die einstmals auch 
über die Grenzen unseres Vaterlandes hinaus die größte Beachtung und 
Anerkennung fand, in der leblosen Stille uuserer heutigeu Jurisprudenz 
ein herber Vorwurf für die Jetztzeit erblickt werden muß. 

Unter den vielen Fragen, die sich mit der Inkrafttretung unserer Co-
dification erhoben haben und der wissenschaftlichen Klärung oder Lösung 
warten, ist wohl eine der wichtigsten die Frage, in welchem Verhältniß das 
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neue codificirte Recht zn den alten Rcchtsquellen stehe, ob eine und welche 
Bedeutung diesen letzteren neben jenem-noch zukomme? Wenn wir es 
hier unternehmen, diese' Frage zur Erörterung zu bringen, so geschieht es 
weit mehr in Veranlassung des Wunsches, die wissenschaftliche Dis-
cusfion darüber, wie auch über die Fragen unserer Codisication über-
haupt, anzuregeu, als im Glanbeu, sie in ihrer ganzen Tiefe erschöpft 
zu haben. 

,Wir stellen uns in der Behandlung unserer Aufgabe auf den rein 
praktischen Standpunkt des das Recht sprechenden Richters, der unbeküm-
inert'um das Vorhandensein der weiter zurückliegenden staatsrechtlichen 
Eutstchungsbedingungen neuer Rechtsregcln, schon alles das als bindende 
Rechtsnorm in unseren Provinzen anzuerkennen hat, was von der aller-
höchsten Staatsgewalt als Gesetz ausgegangen und bei uns als solches 
publicirt ist, und der die Frage nach Art und Maß der Anwendbarkeit 
der Gesetze nach den dieselbe regelnden Verordnungen und den aus diesen 
sich ergebenden wissenschaftlichen Folgerungen zu beautworten hat. 

Darnach werden wir als die gesetzlichen Grundlagen, nach denen, die 
Wirksamkeil des codificirten Rechts n»d der alten Rechtsquellen zu be-
messen und das Verhältniß beider zu einander zu bestimmen ist, in erster 
Linie anzusehen haben den an die Spitze des ersten Theils des Provin-
zialrechts gestellten und gewissermaßen den Untergrund für das ganze Co-
dificationswerk bildenden allerhöchsten Promulgationsukas vom 1. Iuli 1845, 
ferner die mittelst Senatsukas vom 23. November 1864 Nr. 69916 publi­
cirt« allerhöchste Publicationsverordnnng zum 3ten Theil desselben, dem 
Privatrecht, vom 12. November 1864 (Patent der livl. Gouvernements-
Verwaltung Jahrgang 1865 Nr. 5) und die Einleitungsbestimmungen des 
Privatrechts, in zweiter Linie aber die Publicationsverordnung zum Reichs-
gesetzbuch, das Manifest vom 2. Februar 1833. Letztere, wiewohl sie nur 
bestimmt war, die Anwendbarkeit des Reichsgesetzbuchs zu bestimmen, ist 
dennoch auch für die rechtliche Bedeutung der Codisication unseres P r o -
vinzialrechts von normirender Wichtigkeit, da die Zusammenstellung des 
Provinzialrechts im Ganzen nach demselben Plan nnd unter gleichen Ge-
sichtspunkten wie die Sammlung der Reichsgesetze ins Wert gesetzt worden 
ist, wie dies schon aus einer flüchtigen Begleichung beider Codifica-
tionen mit einander hervorgeht und sich auch in den beiden Publica-
tionsverordnungen zu unserem Provinzialrecht ausdrücklich ausgesprochen 
findet. So heißt es in dem Utas vom 1. Iuli 1845 (gleich zu Anfang): 

Fr. R. KraRlzweK! 
I rtirn, LttSV M i k 
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„Nachdem die im ganzen Umfange Unseres Reiches geltenden Gesetze 
durch die Veröffentlichung des allgemeinen Reichsgcsetzbncheö in eine wohl-
gefügte Ordnung und Einheit gebracht worden, erachten Wir für noth-
wendig, zum Besten der Bewohner derjenigen Gouveruemeuts und Gebiete, 
lû  welchen einige besondere Nechtsbestimmnngen Kraft haben, dieselben wo 
gehörig in den Bestand selbst des allgemeinen Reichsgesetzbuchs einzuschal-
teu, oder sie zum Gegenstande abgesonderter, nach demselben P l a n e 
geordneter, Sammlungen zu macheu." 

Und dem entsprechend ist in beiden Ukascn befohlen: daß die Bestim-
mnngen des Provinzialrechts in den Verhandlungen aller Verwaltungs-
und Gerichtsbehörden in derselben Grundlage wie die Artikel des 
allgemeinen Reichsgesetzbuch es anzuziehen und in Anwendung zu 
bringen sind. 

Wenden wir uns nuu, auf dieseu Einführungsgesetzen fußend, znr 
Beantwortuug unserer Frage. 

Der Codification der Reichsgesetze, und demzufolge des Provinzial-
rechts, liegt der Gedanke einer Trennung der abstracten Rechtsregel von 
ihrer sprachlichen Erscheinungsform, ihrer Wortfassnug, zu Grunde. Die 
Codification unternahm es aus dem bisher bestehenden Recht ein neues 
Gesetzbuch iu der Art hervorgehe» zu lassen, daß sie, ohne das alte Recht 
nach seiner materiellen Seite hin in irgend etwas zu verändern und ohne 
den alten Quellen nach der Seite ihres I n h a l t s ihre bindende Kraft zu 
nehmen, bloß für die Form'desselben eine neue Basis schuf. 

Das russische Reichsrecht, und ebenso unser Prövinzialrecht, beruht 
daher heute seinem größten, Theile nach in jeder einzelnen seiner Bestim-
mnngen auf einer doppelten Quelle. Die bindende Autorität für den 
Inhalt desselben liegt in den alten Quellen, die bindende Kraft für seine 
Form liegt in der Codification, oder mit andern Worten, ihrem Inhalte 
nach gelten die Bestimmungen desselben, weil sie durch die alten Gesetze, 
Verträge und Gewohnheiten entstanden sind, ihrer Form nach aber, weil 
sie in dem neuen Gesetzbuch ihren Platz haben. Wir wissen nicht, ob in 
einem andern Lande das Recht jemals in gleichem Sinne codificirt worden 
ist. Die uns bekannten fremdländischen Codificationen alter und neuer 
Zeit verfolgten einen andern Weg: entweder hoben sie das alte Recht als 
Rechtsquelle überhaupt gauz auf und machten sich zur ausschließlichen 
Rechtsquelle, wie z. E. die Iustinianeifche Codification, das Corpus juris 
civilis, und in neuer Zeit das preußische Laudrechr, das österreichische 
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bürgerliche Gesetzbuch, der Code Napoleon und das sächsische bürgerliche 
Gesetzbuch; oder sie schufen, das alte Recht als formelle Rechtsquelle be-
stehen lassend, neben diesem ein Gesetzbuch, das, wenn es auch seinem I n -
halte nach dem alten Recht entnommen war, doch denselben nicht auf die 
alten Quellen stützte, sondern in sich selbst die Autorität sowohl für den 
Inhal t als für die Form trug. Diesen Charakter tragen z. B . die ver-
schiedenen particularrechtlichen Landesordnungen und Landrechte Deutsch« 
lands während des 16ten, 17ten und 18tcn Jahrhunderts, unter denen wohl 
am meisten der Codex Maximilianeus Bavaricus bekannt ist. Was zu dieser 
eigenthümlichen Auffassuug der Codification in Rußland Veranlassung war, 
ist offenbar die ausschließlich auf die Form gerichtete Tendenz der russischen 
Codificationen. Die Mannhaftigkeit des in ssischeu Rechtsmaterials und 
seine Zersprcngtheit in taufenden von einander abliegenden Ukasen drohten 
die. Anwendung des russischen Rechts, indem sie dasselbe geradezu nufind-
bar machte», zur Unmöglichkeit zu machen. Diesem sollte nun durch die 
Codification abgeholfen weiden, indem dieselbe jenes sowohl äußerlich an 
eine Stelle zusammentragen, als auch seinem innern Zusammenhange nach 
ordnen sollte. An dem Inhalt des alten Rechts sollte nichts geändert wer-
den, sei es weil ein Bedürfniß darnach noch nicht vorhanden, sei es 
weil eine solche Aenderung noch gar nicht vorbereitet war, die Inangriff, 
nähme einer Sammlung der Gesetze überhaupt aber aus obigen Gründen 
nicht länger aufgeschoben werden konnte. S o ergab sich gewissermaßen 
von selbst die Abstractiou von der ideellen Recktsregel, die kraft der alten 
Quellen fortbestehen sollte, und der äußern Form derselben, die der Er-
Neuerung bedürftig, auf eine ueue Basis zu stellen war. Daß dies das 
Verhältniß ist, in dem das neue Recht in der russischen Reichs, sowie in 
unserer Provinzial-Codification zum alten Recht steht, ergiebt sich mit vol-
ler Gewißheit aus dem Manifest vom 2. Februar 1833 und den Pro-
mulgationsukascn zum Provinzialrecht vom 1. Iul i 1845 und 12. No-
vember 1864. Die betreffenden Stellen aus diesen sind folgende: 

Manifest vom 2. Februar 1833, Pkt. 4 : „Da das Corpus juris 
nichts in der K r a f t und im Wesen der bisherigen Gesetze ändert, son-
dern sie bloß in eine einfache und geordnete Form bringt: so soll :c. 2c," 

Ebendaselbst, Pkt. 2 : „ . . . daß in allen Fällen, wo bisher die ein-
zelnen Gesetze angewendet und . . . angcsührt worden, von dem obigen Zeit-
punkte an, die betreffenden Artikel des Corpus juris angewendet und an-
geführt werden sollen." 
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Promulgationsukas vom l. Iuli 1845, Pkt. 5: „daß in Beziehung 
auf dieses Provinzialrecht der Ostseegoudernements, — durch welches eben­
sowenig als durch das allgemeine Reichsgesetzbuch die Kraft und die 
Geltung der bestehenden Gesetze abgeändert, sondern dieselben nur in eiu' 
gleichförmiges Ganze und in. ein System gebracht werden — ic. :c." 

Ebendaselbst, Pkt. 2 : „daß von dieser Zeit an die Artikel derselben" 
(der ersten Theile des Provinzialrechts) „in den Verhandlungen aller 
Verwaltungs« und Gerichtsbehörden angezogen und in Anwendung gebracht 
werden sollen K. :c." 

Promulgationsukas vom 12. November 1864: „ . . . Befehlen W i r . . . 
2) von diesem Zeitpunkt ab die Artikel derselben" (der Sammlung der 
Civilgesetze) „in den Verhandlnngeu aller Verwaltungs- und Gerichts-
behörden in derselben Grundlage wie die Artikel des allgemeinen 
Reichsgesetzbuchs anzuziehen und in Anwendung zn bringen." 

Einmal ist hier gesagt, daß das alle Recht seine Kraft und Geltung 
in seinem ganzen Umfange behalten soll, zugleich aber auch, daß au Stelle 
des alten Rechts das neue anzuwenden sei. Wie läßt sich das vereint 
gen? Offenbar nicht anders als durch die Annahme, daß das neue Recht 
nichts mehr als eine neue Form des kraft feiner früheren Quellen fort-
bestehenden alten Rechts sein will, daß in der Form der Codification 
nichts Anderes als das alte Recht feine Kraft übt. Auf diese Auffassung 
von der Codification des russische» Reichs- und Provinzialrechts weist auch 
eine Schrift hin, in der nach den Originalacten aus dem Archive der eige-
nen Kanzellei S r . Kaiferl. Majestät die Grundssße und Gesichtspunkte, 
nach denen dieselbe ins Werk gesetzt worden, zusammengestellt worden sind, 
die so betitelte „Geschichtliche Einleitung in das Corpus juris des russi­
schen Reichs." Wir heben zwei Stellen aus ihr hervor: 

S . 152: „Es ist demnach ein unauflösliches Band, welches zwischen 
den Artikeln des Corpus juris und dem ursprünglichen Texte der Gesetze 
besteht und immer bestehen muß; diese beiden Formen einer und 
derselben Gesetzgebung müssen uilzertrennlich sein." 

S . 110: „Fände sich ein Widerspruch zwischen verschiedenen Artikeln 
derselben Verordnung, so würde" (davon gingen die Codificatoren aus) 
„iu eiuem solche« Fall dessen Ausgleichung'nur der gesetzgebenden 
Gewalt zustehen. Bei einem Corpus legum muß man sich darauf be-
schränken, jedes Gesetz so wiederzugeben, wie es wirklich lautet, ohne 
eine Abänderung oder Verbesserung." 
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Aus diesem dem Verhältniß der Codification zu den alten Quellen zu 
Grunde liegenden Gedanken lassen sich im einzelnen folgende Sätze ableiten. 

1) Wenn in der Codification Entscheidungsnormcn für einen bestimm-
ten Fall vorhanden sind, so können nur diese zur Anwendung gelangen, 
nicht die entsprechenden Bestimmungen des alten Rechts, denn für diesen 
als Regel gesetzten Fall hat das alte Recht seiner Form nach seine bin-
dende Kraft verloren. 

Vgl. Manifest vom 2. Februar 1833, den cit. Pkt. 2. 
2) Wo die Codification eine Rechtsbestimmung des früheren Rechts 

nicht in sich aufgenommen hat, findet diese ihre volle Anwendung. Denn 
da das alte Recht in seinem ganzen Umfange fortbestehen soll, so müssen 
auch die nicht in die Codification aufgenommenen Bestimmungen desselben 
ihre Kraft bewahrt haben. Bestand können sie aber doch nur haben unter 
einer bestimmten Form, hat ihnen die Codification eine solche nicht ver-
liehen, so muß es selbstverständlich die alte Form sein, unter der sie fort-
bestehen. Diese subsidiäre Geltung des alten Rechts wird jedoch in ihrer 
thatsächlichen Anwendung erheblich dadurch erschwert, daß der Promul-
gationsukas vom 1. Iu l i 1845 und für das Reichsgesctzbuch das Mani-
fest vom 2. Febr. 1833 auf dieselbe die Grundsatze anwendet, die reichs-
rechtlich von der Ergänzung von Gesetzen gelten. Bekanntlich ist aber der 
Weg, auf dem nach dem Reichörecht ein Gesetz znr Geltung gelangt, der, daß 
die Behörde, die in einem concretcn Fall eine Gesetzeslücke empfindet, 
ihrer Oberbehörde darüber vorzustellen und diese darnach beim Senate eine 
Ergänzung zu ezportir7n hat, die wiederum, wenn sie, was in der Regel 
der Fall fein wird, eine ganz nene Bestimmung enthält, der allerhöchsten 
Bestätigung bedarf. 

Reichsgesctzbuch Bd. 1, Reichsgrundgesetze Art.49 n. Art. 51 Änm. 
Dies wäre demnach denn auch die unerläßliche Procedur, durch die 

eine nicht in die Codification aufgenommene Bestimmung des alten Rechts 
zur Anwendung kommen könnte, nur daß hier überall nicht der Senat 
die allerhöchste Bestimmung einzuholen brauchte, da eine solche Ergänzung 
nicht eine Neuerung des Rechts, sondern eine BestätMng des schon beste, 
henden enthielte. Die Stelle, in der der Promulgationsnkas vom 1. I u l i 
1645 die Bedeutung des ülten Rechts für die Ergänzuug des neuen zu-
gleich mit der obgedachten Beschränkung ausspricht, ist dieselbe, von der 
wir einen Theil bereits oben angeführt haben, und lautet vollständig fol­
gendermaßen : 



zu den asten Rechtsquellen. - 277 

. . . . . . hat der dirigirende Senat . . . . . bekannt zu machen 
daß iu Beziehung auf dieses Provinzialrecht der OstscegouvernemeutS, 
— durch welches ebenso wenig als durch das allgemeine Reichsgesetz-
buch die Kraft uud Geltung der bestehenden Gesetze abgeändert, sondern 
dieselben nur in ein gleichförmiges Ganze und in ein System gebracht 
werden, — die für den Fall einer Unklarheit im Wesen des Gesetzes 
selbst, oder aber eines Mangels oder einer UnVollständigkeit iu seiner 
Darlegung, vorgeschriebene Ordnung der Erläuterung und Ergänzung 
dieselbe bleibt, wie sie bisher bestanden hat." 

Auf den ersten Blick könnte man vielleicht glauben, daß diese Stelle 
mit dem Falle, wo iu der Codification eine Bestimmung des älteren Rechts 
ganz fehlt, uichts zu thun, sondern daß sie bloß die Mangelhaftigkeit ein-
zelner Bestimmungen derselben im Auge habe, sei es. daß solche in einer 
Vieldeutigkeit, sei es, daß sie iu einer Unvollständigst des Sinnes der­
selben bestehe. 

Daß dem aber nicht so ist, sondern die Stelle sich ebensowohl auf 
den Fall einer in der Codisication gänzlich fehlenden Bestimmung- des 
alten Rechts als auf die Fehlerhaftigkeit der iu derselben vorhandenen 
Bestimmungeu bezieht, ist ersichtlich einmal daraus, daß in ihr ausdrücklich 
auch vou Ergänzung des Rechts die Rede ist, während bei jener Auffas-
sung doch wohl nur vou Erläuterung des Rechts allein gehandelt werden 
könnte, und dann daraus, daß es, um allein die I n t e r p r e t a t i o n des 
neuen Rechts aus dem alten Recht zu rechtfertigen, nicht erster Behauptung 
bedurft fy\tte, daß das alte Recht seine bindende Kraft bewahrt habe, da 
die Interpretation aus diesem, anch abgesehen von seiner noch fortbeste-
henden Kraft, jedenfalls zulässig wäre, nicht so aber die Ergänzung 
ganz fehlender Bestimmungen. Ueberdem ergiebt sich dieser Sinn der 
Stelle aus einem correspondirenden Passns des erwähnten Manifestes zum 
Reichsgesetzbuch, dem jene offenbar nachgebildet worden ist uud den wir 
zum Theil auch schou keunen gelernt haben. Da heißt es: 

„Da das Corpus juris nichts in der Kraft und im Wesen der bis-
herigen Gesetze ändert, sondern sie bloß in eine einfache Form bringt, so 
soll, sowohl im Fall einer Dunkelheit des Sinnes des Gesetzes selbst, als 
auch im Fall einer Lücke oder einer UnVollständigkeit hinsichtlich der Aus-
legung und Ergänzung dasselbe Verfahren wie bisher beobachtet werden." 

Indessen ist die Zeit für den Fortbestand jener thatsächlichen Fesselung 
der substdiareu Geltung der alten Rechtsquellen nur noch eine kurz gemessene. 
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Denn sowohl die neue russische Civilprozeßordnung als auch der der 
allerhöchsten Bestätigung entgegengehende Entwurf zu dem ostseeprovinzial-
len Civilprozeß sprechen dem Richter die volle Urtheilsfähigkeit über das, 
was im einzelneu Falle als Recht zu gelten habe zu und verbieten aufs 
strengste — was früher ausdrücklich geboten war — daß der Richter um 
einer Lückenhaftigkeit des Gesetzes willen feine Entscheidung aufschiebe oder 
versage. 

Russische Civilprozeßordnung Art. 9 und 10. 
Entwurf des 4ten Theils des Provinzialrechts Art. 10 u. 11 . 

Der Richter ist daher mit der Inkrafttretuug der neue» Proceßord-
nnngen auch hinsichtlich der Ergänzung des neuen Rechts aus den alten 
Quellen auf [eine eigne Füße gestellt. 

Hinsichtlich der subsidiären Geltung der alten Rechtsquellen ist für 
den dritteu Theil des Provinzialrechts, das Privatrecht, noch ein befon-
deres Bedenken zu erledigen. I n der Einleitung zu diefem Theil heißt 
es im Art. XXI: 

„Findet sich in diesem Privatrecht für eine einzelne Rechtsfrage leine 
Vorschrift, so ist eine solche Frage nach denjenigen Bestimmungen des Pr i -
valrechts zu beurtheilen, mit denen sie durch Gleichheit des Grundes in-
nerlich verwandt erscheint." 

Hiernach könnte man «änilich meinen, daß für das Privatrecht die 
subsidiäre Geltung der allen Rechtsquellen ausgeschlossen sei. Denn aus-
drücklich scheint hier gesagt zu sein, daß unmittelbar nach der Privatrechts-
fammlung, wenn es in dieser an Entscheidungsnormen fehlen sollte, die 
Analogie zu entscheiden habe; und von selbst scheint sich zu ergeben, daß 
hinter der Analogie für eine neue Entscheidungsqnelle nicht mehr Raum 
sei. Wir wollen zuerst die Unmöglichkeit einer solchen Auffassung der 
Stelle darzuthun suchen und dann unsere Erklärung von ihr geben. 

Wie wir eben gesehen haben, ist nicht nur nirgends die Kraft der 
alten Rechtsquellen seit Emanirung der Codification aufgehoben, sondern 
der Fortbestand derselben anch fürs ganze Provinzialrecht in dem nament-
lichen Ukas vom I . I u l i 1845 ausdrücklich ausgesprocheu worden. Wollte 
man nun auf Grund jener Stelle die subsidiäre Geltung der alten 
Quellen für das Privatrecht als ausgeschlossen betrachten, so müßte man 
offenbar zugleich behaupten — da, wenn die alten Quellen fortbeständen, 
ihre subsidiäre Auwendbarkeit eine nothwendige Folge wäre — daß durch 
diese Stelle die Kraft der alten Privatrechtöqnellen überhaupt aufgehoben 
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sei. Diese Behauptnng wäre aber wiederum identisch mit der, daß die 
Codiftcation des Privatrechts ans einem ganz anderen Grnndprincipe bc-
ruhe als auf dem der ersten beiden Theile des Provinzialrechts und daß 
der Gesetzgeber für das Privatrecht von seinem für das ganze Codifica-
tionswerk entworfenen und in dem Ukas vom 1. Iuli 1845 niedergelegten 
Plane prinzipiell abgewichen sei. Alles dieses müßte in jenem Satz ver-
borgen liegen. Dagegen aber, daß dies der Inhalt des Satzes sei, spricht 
einerseits das, daß der Gesetzgeber in dem Einführungsukase zum Privat-
recht, woselbst er doch unerläßlich davon Erwähnnng hätte thun müssen, 
nicht nur dieser principiellen Abweichung von seinem frühern Plan mit kel-
ner Silbe erwähnt, sondern auch ausdrücklich erklärt, jenem frühern Plan 
durch Publication desselben weitere Erfüllung zu geben*), andererseits aber 
auch — und das ist entscheidend — daß die Geltung des Satzes auf 
römifchrechtliche Stellen zurückgeführt wird. Kann- es schon nicht zweifel-
haft sein, daß es zur Feststellung einer so eminenten Bestimmung, wie die 
Aufhebung aller frühern Nechtsquellen im ganzen Gebiete des Privatrechts, 
eines besonderen neu zu erlassenden Gesetzes bedurft hätte, so ist vollends 
gewiß, daß eine solche Frage, deren Voraussetzungen sowohl rein staats« 
rechtlich als auch neu in der Gegenwart begründet sind, auf Grund des 
römischen Rechts am allerwenigsten entschieden werden konnte. Für uns 
erklärt sich jene Stelle folgender Maßen. I n dem namentlichen Ukas 
vom 1. Iuli 1845 waren, wir wiederholen es, die höchsten Reichsbehörden 
und insbesondere der Senat für allein "competent erklärt worden, die 
Lücken des Codificationsrechts aus dem alten Recht zu ergänzen. Fehlte 
es dem örtlichen Richter in der Cvdisication an einer Entscheidungsnorm, 
so hatte er sich durch (eine vorgesetzten Behörden an den Senat zu weu-
den. Nun war es auf Grund römischen Rechts vor der Codistcation un-
serm einheimischen Richter gestattet, im Fall einer im Privatrecht mangeln-
den Bestimmung die vorhandenen Regeln desselben analog auszudehnen. 
Die Codificatoren des Privatrechts sahen sich daher in die Lage versetzt, 
da sie sich der eben erwähnten Vorschrift des namentlichen Ulases nicht 
entziehen konnten, entweder unserm Richter jenes Recht zur analogen 
Ausdehnung des Gesetzes ganz zu nehmen und überall da, wo es in der 
Codistcation an einer Bestimmung fehlen würde, dem Senate die Ent-
scheidnng in die Hand zu geben oder die Analogie als Entscheidungs-
quelle sofort nach dem Codisicationsrecht und vor den alten Quellen 

') Gleich zu Anfang desselben (Patent d. livl. Gouveinementsverw. Jahrg. 1665 JÜ 5). 
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eintreten zn lassen. Da jenes nicht in ihrer Macht stand, so mußte fick 
dieses von selbst ergeben. Damit ist natürlicher Weise das alte Recht als 
Entscheidungsquelle nicht aufgehoben, sondern nur zeitweilig hinter die 
Analogie gerückt worden. Hort der Zwang, unter dem dies geschehen 
war, auf und wird der örtliche Richter, wie dies durch die neuen Proceß-
ordnungen geschieht, in sein natürliches Recht, alle bestehenden Rechts-
quellen von sich aus frei zur Anwendung zu bringen, wieder eingesetzt, 
so müsse» selbstverständlich die alten Rechtsquellen auch ipsojure an ihren 
natürlichen, ihnen durch jenen namentlichen Ukas angewiesenen Platz, der 
unmittelbar nach der Codificatiou und vor der Analogie ist, treten *). 

Daß die Zahl der Rechtsnormen., die aus dem alten Recht in die 
Codisication nicht übergegangen sind, sowohl ans dem Gebiete des öffent-
licheu als ans dem des Prioatrechts nicht ganz gering ist, kann Einem 
nicht leicht entgehen. Aus dem öffentlichen Recht sei beispielsweise nur 
erinnert an die höchst dürftigen Bestimmungen der Codisication über die 
rechtliche Stclluug der evangelisch-lutherischen Kirche in uuseren Provinzen, 
aus dem Privatrecht nur an den Mangel ausreichender Bestimmungen 
über das Dotalsystem, das auch bei uns eine vertragsmäßig zulässige 
Form des ehelichen Güterrechts ist (f. d. Art. 14, 16 flg. des 3. Theils des 
Proviuzialrechts), ferner an das Fehlen der publicianischen Klage, des An-
erkennungsvertrages und des Instituts der Uebernahme fremder Schulden. 

3) Es fragt sich weiter, wie es in den Fällen zu halten ist, wo eine Be-
stimmung der Codisication im offenbaren Widerspruch zu einer des alten 
Rechts steht, wo serie also eine Aenderung des alten Rechts auch seinem 
Inhalte uach enthält. Natürlich meinen wir hier nicht jene einzelnen be-
Hufs Abänderung des alten Rechts neu erlassenen Gesehe, die sich in der 
Codisication eingereiht finden, sondern diejenigen Normen, die sie selbst 
auf eine alte Rcchtsqnclle stützt und die nichts desto weniger von dieser abwei-
che». Zunächst ist soviel klar, daß die Absichtlichkeit einer solchen Aende-
rung durch den Codificationsplan, nach welchem das alte Recht unverändert 
fortbestehen sollte, ausgeschlossen ist. Sie kann daher nur i r r t ü m l i c h e r 

*) Eine andere Erklärung der Stelle, die aber der obigen bei weitem nachstehen 
möchte, wäre auch damit gegeben, daß man in derselben die Worte „in diesem Privatrecht" 
nicht in dem Sinne de« codificirten Privatiechts, sondern des provinziellen Privatrechts 
überhaupt mit Einschluß des alten als subsidiärer Quelle auffaßte, wobei dann im Gegensatz 
dazu daS Reichsprivatrecht zu denken und der Stelle die Nebenabsicht zuzuschreiben wäre, 
den Gedanken der subsidiären Anwendbarkeit des russischen Neichsrechts, die ja zuweilen 
behauptet worden, auszuschließen. 
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Weise' durch die Codificatoren vorgenommen sein. Was folgt aber dar-
aus? Sind wir an den Irrthum gebunden oder nicht? Diese Frage ist zu 
bejahen. Denn einer solchen Abänderung eines einzelnen Rechtssaßes liegt 
stets eine besondere Auffassung zu Grunde, die die Codificatoren von dem 
Sinne desselben hatten. Wie ungerechtfertigt diese in der Thai anch sein 
mag, ihnen schien sie gerade die richtige. Nun war es nicht, was wir 
bisher allein kennen gelernt haben, die ausschließliche Tendenz der Codisi-
cation, den alten ihre Rechtskraft auch fernerhin bewahrenden Rechtsnor-
meu eine neue bindende Form zu geben, sondern zugleich auch, ihreu wahren 
Sinn, der früher vielfach dunkel,und bestritten War, gesetzlich festzustellen. 
Das ist ausdrücklich in den erwähnten Einführungsgesetzen zu den Codifi-
cationen unseres Provinzialrechts und des Reichsrechts ausgesprochen. I n 
dem Ukas vom 1, Iuli 1845 ist davon die Rede, daß der zweiten Abtheilung 
der Eigenen Kanzellei S r . Kaiserlichen Majestät, die mit dem Codisica-
tionswerke betraut war, ausdrücklich auch Allerhöchst befohlen war: „die 
geltenden Rcchtsbestimmuugeu in volle Gewißheit und Bestimmtheit zu 
bringen." Und dem entsprechend, lesen wir im Manifest zum Reichsge-
setzbuch, daß der allerhöchste Befehl, der dessen Zusammenstellung anordnete, 
auch speciell die Anweisung enthielt, die geltenden Gesetze „in ihrem wah-
ren Sinn darzustellen." Damit ist aber der Auffassung der Codification 
über den Sinn der alten Rechtsbestimmnngen der gesetzliche Stempel auf-
gedrückt worden. Ihre Ausfassuug ist von der gesetzgebenden Gewalt durch 
Bestätigung der Codification als die allem wahre und richtige Auffassung 
anerkannt worden und muß daher wie dort, wo sie eine Unklarheit oder 
Vieldeutigkeit einer alten Bestimmung zurechtstellt, so auch da, wo sie einen 
neuen Sinn einer solchen unterstellt, als auslegendes Gesetz, als authenti, 
sche Interpretation gelten. Eine solche Abänderung des alten Rechts auf 
dem Wege der Interpretation enthält beispielsweise der vielberufeue Artikel 1. 
des dritten Theils des Provinzialrechts, indem er im Gegensatz zum alten 
Recht — wenn auch in Uebereinstimmung mit der thatsächlich Herrschenden 
Praxis letzterer Zeit — die Schließung der s. g. gemischten Ehen nach 
dem Reichsrecht beurtheilt wissen will, und ferner ans dem Privatrecht 
anch die Art. 760—770, nach welä)en die römifch-rcchtlichen, nur auf öf-
fentliche Flüsse Anwendung leidenden Grundfätze von der insula nata, 
dem alveus derelictus, der avulsio und der alluvio*) der' Natur der 

*) § 2 Inst, de rer. divis. (2, 1); § 22—24 eodern; L 1 § 6 U. § 4 de flum. 
(43, 12); Arndts Pandekten § 153. 
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Sache zuwider auch auf Prwatfiüsse ausgedehnt sind, und der Art. 578, 
nach welchem die nothwendigen Kosten außer dem Diebe jedem, der sie 
verwendete, schlechterdings vergütet werden sollen, während nach dem bis-
herigeu Recht ein solcher Anspruch des Verwenders nur begründet war, 
entweder wenn er die Sache, auf die er den Aufwand gemacht hatte, noch 
detenirte, und dann auch nur insofern, als er bis Erstattung der Auslagen 
ein Retentionsrecht an der Sache, hatte, oder wenn er bei Verwendung 
der Kosten als negotiorum gestor gehandelt hatte *). 

4) Nicht erst damit,, daß noch jetzt die alten Quellen die rechtliche 
Grundlage bilden, ans der die bindende Kraft des nenen Rechts seinem 
Inhalte nach beruht, sondern allein schon dadurch, daß dieses seinen I n -
halt aus dem alten geschöpft hat, werden die alten Quellen die wichtigste 
Interpretatiousbasis für das neue Recht. Interpretiren heißt, sich zum Be-
wußtsein bringen den Rechtsgedanten, den der Gesetzgeber in ein bestimm-
tes Gesetz hineinlegen wollte. Hat nun der Gesetzgeber, wie es bei der 
Codiftcation der Fall ist, nicht erst einen neuen Gedanken geschaffen, sondern 
denselben nur dem früheren Recht entnommen, so erhellt von selbst, daß dieses 
frühere Recht uns am besten belehren.kann, seinen Gedanken in seiner vollen 
Wahrheit und seiner ganzen Tiefe zu erfassen. Zu hüten wird man sich nur da-
vor haben, aus dem alten Recht den Gesetzgeber zu co'rrigiren, indem man einer 
Bestimmung auch dort den Sinn beilegen wollte, den dieselbe im alten Recht ge-
habt hat, wo ihr klarer Wortlauj ihn ausschließt. I n einem solchen Fall ist, 
wie wir schon gezeigt haben, der Gesetzgeber selbst Interpret des alten 
Rechts und daher seine Auffassung bindend. Die Interpretation des co-
disicirten Rechts aus dem alten Recht hat daher, falls nicht jenes geradezu 
einen Widersinn enthielte, seine unübersteigbare Grenze an der Klarheit und 
Gewißheit seines Ausdrucks. Die Frage nach den zuständigen Organen 
für diese Interpretation ist für die beiden ersten Theile des Provinzial-
rechts, das Verfassungs- und Ständerecht, und für den dritten Theil, das 
Privatrecht, verschieden zu beantworten. Nach der schon unter 2 änge-
führten Stelle des Promulgationsukafes zum ersten und zweiten Theil des 
Provinzialrechts (Pkt. 5), die von der Erläuterung und Ergänzung des 
neuen Rechts aus dem alten handelt, muß angenommen werden, daß eine 

*) L 27 § 5, L 30 o. de rei vindicat. (6.1); L 45 pr. D. de negot. gest. (3, 5); 
Arndts Pandekten § 166, 
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fylche Interpretation in Ansehung der beiden ersten Theile nur dem Se-
näte zusteht, welcher durch Vermittelung der Oberbehörden in dem Fall 
des jedesmaligen Bedürfnisses um eine solche anzugehen ist. . 

Reichsgesetzbuch Bd. 1, Reichsgrundgesetze Art. 52. 
Der Fall nur etwa würde auszunehmen fein, wo die Fehlerhaftigkeit 

einer Bestimmung des codificirten Rechts darin bestehen möchte, daß sie 
in einem unentwirrbaren Widerspruch mit einer andern Stelle desselben 
stände. Hier wird die-Interpretation aus dem alten Recht auch den nie-
dern Behörden gestattet sein, da das Reichsrecht hinsichtlich eines solchen 
Mangels der Gesetzgebung die Interpretation jeder Behörde zugesteht. 

Reichsgesetzbuch Bd. i , Reichsgrundgesetze Art. 65. 
Anderes gilt für das Privatrecht. Wenn auch für dieses nirgends 

ausdrücklich des alten Rechts als einer Hülfsquelle der Auslegung gesetzliche 
Erwähnung geschehen ist, so wird doch in den Einleituugsartikeln desselben 
XVI—XXIII seine Interpretation dem ordentlichen Richter gestattet und 
schließen namentlich die Hülssmittel, die dabei dem Richter an die Hand 
gegeben werden, stillschweigend den Gebrauch des allen Rechts znr Inter-
pretatiou in sich. Als Hülfsmittel der Interpretation werden daselbst jene 
drei bekannten aufgeführt: innerer Zusammenhang der Gesetzgebung (Art. 
XX), Zusammenhang des Gesetzes mit seinem Grunde (XVI) und innerer 
Werth des aus der Auslegung hervorgehenden Inhalts (XVII). Nuu ist 
aber nichts so gewiß, als daß ein jedes dieser drei mehr oder weniger auf das 
alte Recht zurückführt. I n unserm Recht, das nicht zum kleinern Theil 
auf Verträgen und zu der Kraft eines Gesetzes erhobenen wissenschaftlichen 
Schriften beruht, mußte die Codification, der es überall auf eine kurze, 
prägnante Formulirung des Rechtsstoffs und eine Zertheilung desselben in 
bestimmte einzelne 'Rechtssätze ankam, häufig das historisch Vereinte von 
einander lösen, die Grenze zwischen der eigentlichen Rechtsregel und 
dem wissenschaftlichen Apparat ziehen und den zur Herrschaft bestimmten 
Rechtsgedanlen von seinem bloß zur Motiviruug dienenden Grunde 
trennen.' Um daher den inneren Zusammenhang, in dem mehrere Bestim-
mungen zu einander stehen, um ihre historische Verbindung mit eiuander 
oder die Gründe ihrer Entstehung und ihres Werthes kennen zu lernen, 
ist man auf das alte Recht zurückzugehen gezwungen. , Für die Wissen-
schaft folgt daraus die Uneutbehrlichkeit des fortdauernden Studiums un-
seres alten Rechts (das außerdem auch schon durch die subsidiäre Anwend­
barkeit desselben geboten ist), für die Praxis, daß nach wie vor in unsern 
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Gerichtssälen und in den Prozeßvcrhandlungen das alte Recht neben dem 
neuen fortleben wird — wenn auch regelmäßig'nicht als bindende Norm, 
so doch als Achtung gebietende Interpretationsquelle. 

5) Noch ist ein Wort zn sagen über die Grenzen der Zeit, die die 
Anwendbarkeit des alten Rechts von der des neuen abschließen. I s t das 
neue Recht von dem Augenblicke, in welchem es in Kraft gesetzt worden 
(für die beiden ersten Theile war eö der 1, Januar 1846, für den Wüten 
Theil der 1. Iu l i 1865), auf alle nach dieser Zeit zur gerichtlichen Ent-
scheidung kommenden Fälle anzuwenden oder nur auf die Rechtsverhält-
nisse, die nach jener Zeit selbst erst zur Entstehung gekommen stud? 

Es ist hier der Natur der Sache nach zn uuterscheideu zwischen den 
bei weitem den größten Theil bildenden .Rechtsbestimmungen, die auf der 
Kraft der alten Rechtsquellen beruhen und dem kleinen Theil derjenigen, 
die erst durch ein neues allerhöchst erlassenes Gesetz (wie z. B . die von 
dem Erwerb durch Spccisication und Vermischung handelnden Art. 789 
—798 des Privatrechtö) Geltung erlaugt haben. Jene Bestimmungen 
müssen auf die vor der Inkrafttretung der Codification entstandenen 
Rechtsfalle zurückgezogen werden, da sie ja das bisherige Recht entweder 
ganz unverändert erhalten oder doch nur mit solchen Abänderungen, die der 
Gesetzgeber als Abänderungen nicht anerkennen will, in denen er vielmehr 
den allein wahren, wenn auch verkannten Sinn des alten Rechts erblickt. 
Es ist ein überall herrschender, weil durch die Natur der Sache selbst 
gebotener, Grundsatz, den überdies auch das russische Reichsrecht ausdrück-
lich anerkennt, 

Reichsgesetzbnch, Reichsgrundgesctze Art. 61 Pkt. 1, 
daß alle das alte Recht bloß bekräftigende und auslegende Gesetze retro-
trahirt werden. Die andere Kategorie von Rechtsbestimmuugeu, die auf 
ueuen Gesetzen beruhenden, dagegen können natürlich nur auf die Rechts-
Verhältnisse Anwendung finden, die «ach der Inkrafttretung der Codifica-
tion, durch welche sie zur Publication gediehen sind, erst zur Entstehung 
gelangten. Das folgt daraus, daß die Gesetze regelmäßig keine rückwir-
kende Kraft haben. Nicht ganz in Uebereinstimmung mit letzterem steht 
seinem Wortlaute nach eine Bestimmung der Publicationsveroidnung des 
dritten Theils des Proviuzialrechts. Dort heißt es nämlich, „daß die Artikel 
dieser Sammlung, welche nothwendige Ergänzungen zu dem bis hiezn in 
Geltung gewesenen Gesetzen enthalten, nur bei den Sachen i« Anwendung 
zu bringen sind, welche nach Veröffentlichung dieser Sammlung a n h ä n -
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gig w e r d e n . " Hiernach müßte also schon zur Anwendbarkeit dieser neuen 
supplirenden Gesetze genügen, daß die betreffende Sache nach der Publi« 
cation des Gesetzbuchs anhängig geworden ist, während wir außerdem 
noch verlangen, daß das ihr zu Grunde liegende Rechtsveihältniß erst 
nach diesem Zeitpunkt zur Entstehung gekommen sei. Daß aber anch dem 
Gesetzgeber nur dieses letztere vorgeschwebt habe und er nur irrthümlich 
einen zu weiten Ausdruck für seinen Gedanken gewählt, ergiebt sich — ab­
gesehen davon, daß schon die innere Haltlosigkeit des von den Worten 
verlangten Sinnes darauf hinweist — zur vollen Evidenz aus dem 

Neichsgesetzbnch, Reichsgrnndgcsctze Art. 60, 
wo in Uebereinstimmnng mit dem Gesagten die Wirksamkeit eines neuen 
Gesetzes ausdrücklich für alle die Fälle ausgeschlossen wird,' welche schon 
vor der Publication desselben entstanden sind. Hält man es aber für 
überhaupt rechtlich geboten, jene Stelle m dieser Weise restrictiv zu inter-
pretiren, so muß man auch das Recht zu einer solchen Interpretation 
unsern Richtern zusprechen, da, wie wir schon bereits erwähnt haben, nach 
Art. 65 der Reichsgrundgesetze die I n t e r M t a t i o n , soweit sie Wider-
sprüche zwischen sich widerstreitenden Rechtöbestimmungen in der Gesetzge-
bung aufzuhellen hat, jeder Behörde gestattet ist. 

v l . H. G ü r g e n s. 
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Zur ftttrotur üb« die Geschichle Polens. 
©rn t t t , Schlüssel zur polnische« Frage, oder warum konnte und kann Polen 

als selbständiger Staat nicht bestehen? S t . Petersburg, 1865- 112 S . 

S o l o w j e w, Geschichte des Falles von Polen. Aus dem Russischen von I , Spörer. 
Gotha. 1865» VIII. u. 375 S . 

%&s8 giebt wesentlich zwei Formen historischer Darstellung: die erzählende 
und die betrachtende. Die erstere berichtet die Thatsachen, die zweite 
spricht übe r dieselben. Die erstere erfrent sich an dem Flnsseder äu-
ßcrn Begebenheiten, die zweite vertieft sich in die Erörterung der Gründe, 
Ursachen, Veranlassungen zu denselben., Während die erstere mittheilt, 
daß etwas geschehen ist, erläutert die zweite, wie es hat geschehen können, 
geschehen müssen. Die erstere Form ist episch, objectiv, — die zweite re, 
fiectireud, didaktisch, snbjectiv. Die erstere hat es mehr mit dem Nach-
einander des Geschehenen zu thun, die zweite verweilt bei dem Neben-
einander der Zustande, verfolgt mit größerer Geduld die langsame Fort-
entwickelnng geschichtlicher Processe, während der erzählende Geschichtschreiber 
in abgeschlossenen Gemälden' große Momente, vielbedeutende Wendepunkte, 
mit einem Worte einzelne Ereignisse hervorzuheben liebt. Der reflecti-
rende Historiker weiß, daß die geschichtlichen Dinge sich unendlich langsam 
vollziehen, daß es nur allzuoft Fiction ist von Perioden in der Geschichte 
zu reden oder hinzuweisen auf den Anfang oder das Ende einer bestimmten 
Reihe von Begebenheiten; der erzählende ergötzt sich und seine Leser an 
dem bunten Wechsel* der Ereignisse als solcher, ohne dieselben einreihen zu 
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wollen in eine Continuität von Entwickelungsmomeuten. Daher ist die 
erzählende Form geschichtlicher Darstellung mehr als eine Kunst, die re-
flectirende mehr als eine Wissenschaft zu bezeichuen. Die erstere wendet 
sich an die Phantasie, die zweite an die Reflexion. Ein anmuthiger 
Spaziergang ist es bei dem Erzähler, eine Reise mit Kompaß nnd Karte 
bei dem betrachtenden Geschichtsschreiber. Beide forschen: aber bei dem 
ersteren handelt es sich, wie bei Criminaluntersnchungen um die Festste!-
lung eines Thatbestandes, während der zweite von der einzelnen Thatsache 
hinaufsteigt zu Principien. Es ist erklärlich, warum die erzählenden 
Darsteller bei einzelnen Persönlichkeiten vorzugsweise verweilen; nach ihren 
Ansichten machen einige wenige Menschen die Geschichte, welche als ein 
Drama mit einer Reihe von handelnden Schauspielern erscheint. Weil 
sie den Schwerpunkt historischen Lebens in einzelne Helden verlegen, wiegt 
bei ihnen nothwendiger Weise das biographische Interesse vor. Ganz au-
ders der Geschichtsphilosoph, welcher die Bewegung in den Massen mit 
gleicher Liebe verfolgt, wie die einzelnen Gedanken in diesem oder jenem 
Fürsten oder Heerführer; ihm steht das focialphystologifche Interesse über 
dem biographischen; er sieht die Dinge werden ohne die Laune Einzelner, 
ohne den Zufall des Eigenwillens dieses oder jenes Machthabers. 

Man begreift, daß die wissenschaftlichere Weise erst später möglich 
wnrde.. Zuerst die Anschauung, dann die Reflexion. Nachdem man er-
fahren, was geschehen war, nachdem man das Geschehene bis in die klein­
sten, scheinbar unbedeutendsten, zufälligen Details studirt hatte, kam man 
zu dem Wunsche, die Summe zu zieheu aus alle dem buuten Durcheiuan-
der von Ereignissen — kam mau zur Wissenschaft. 

Diese Art des Fortschritts in der Geschichtsschreibung kann man an 
einigen besonders anschaulichen Beispielen sich vergegenwärtigen. Zuerst 
studierte man den Verlauf der französischen Revolution, dann beschäftigte 
man sich mit der Genesis derselben. Das parlamentarische Pathos, die 
Gränel der Guillotine, der Zauber großer Schlachten — alles das hat 
das Interesse der Schriftsteller und der Leser früher gefesselt als das all-
mähliche Heraunahen eines Sturmes, von welchem eben bei den genauen 
Studien der vorhergehenden Zustände nicht mehr gesagt werden kann, 
wann er begonnen habe. Es ist Fiction, den Beginn der Revolution in 
Frankreich, der Reformation in Deutschland an eine bestimmte Jahreszahl 
knüpfen zu wollen. Solche Umwälzungen sind das Ergebniß von Iahrhun-
derte hindurch fortgesetzten Processen. Ebenso ist es mit dem Untergehen 

Baltische Monatsschrift, 7. Jahrg., Bd. XIII., Heft 4. 20 
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von Staaten, mit großen Verändernngen im europäischen Staatensystem. 
Nicht das Studium der militärischen Operationen bei deu Schlachten vou 
Jena und Auerstädt im Jahre 1806 ist so wichtig als die Betrachtung 
der politischen und socialen Zustände Preußens in den letzten Jahrzehnten 
vor dieser Katastrophe. 

Aehnlich verhält es sich mit Polens Geschichte. Die Geschichte Po-
lens vor den Theilungen und die Geschichte der Theilungen selbst ergänzen 
einander. Man darf nicht nur fragen, wie ein solches Ereigniß geschah, 
wem von deu Fürsten oder Ministern und Diplomaten die Urheberschaft 
zusteht, sondern vielmehr wie ein solches Ereigniß möglich war. Nur 
eine gleichzeitige, in gleicher Weise umfassende Betrachtung der Zustände 
in Polen uud der Absichten der Kabinette kann über den ganzen Vorgang 
belehren. Die ersteren erklären uns, wie es möglich war, Polen zu thci» 
len, die zweiteu zeigen uns, wie dies unvermeidlich war. 

Es sind in der letzten Zeit zwei Werke erschienen, deren Verfasser 
sich in die Lösung jener Aufgaben in Bezug auf Polens Geschichte getheilt 
haben. Der durch seine militairhistorischen Schriften bekannte Fr iedr ich 
von S m i t t hat in feinem Schlüssel zur polnischen Frage eine Charalte-
ristik der Jahrhunderte Polens bis zu den Theilungeu Polens geliefert, 
der Geschichtsschreiber Rußlands S o l o w j e w hat in seiner „Geschichte des 
FaUes von Polen" den Verlauf der Theilungen sehr eingehend geschildert. 

Smitt 's Werk ist nach dem im März des vergangenen Jahres er-
folgten Tode des Verfassers erschienen. Die Handschrift fand sich unter 
den Papieren des Verstorbenen und ward von dessen Freunden herausgc-
geben. Einer derselben, der durch die Herausgabe von Gordons Tagebuch 
uud feine Schriften über die Periode Peters bekannte Posse l t , hat die 
Schritt Smitt 's mit einer Vorrede begleitet. Wiederholt hat Smit t sich 
mit der Geschichte Polens beschäftigt. Seine historischen Studien began-
neu mit der Biographie Suworrw's, deren Bearbeitung ihn Jahrzehnte 
beschäftigten und ihn natürlich auch zum Studium Polens veranlaßten. 
Dieses Land, dieses Volk kannte er feit lange aus eigener Anschauung. 
Schon im Jahre 1813 war er als Gehülfe des russischen Postmeisters in 
Warschau angestellt, wodurch er Gelegenheit hatte, die Auflösung des Her-
zogthums Warschau an Or t und Stelle zu beobachten, somit sich mit der 
polnischen Sprache und dem Nationalcharakter der Polen vertraut zu ma-
che«. Bei dem Ausbruche des polnischen Aufstaudes, 1830 veranlaßte ihn 
der Graf Toll zur Theilnahme an dem Feldzuge in Polen. Während 
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desselbeu redigirte Smitt die Berichte von den Operationen der russischen 
Armee, war Zeuge aller Schlachten und der Einnahme von Warschau. 
Das Hauptwerk seines Lebens war die „Geschichte des polnischen Ausstan-
des und Krieges in den Jahren 1830 und 1831" (2. Auflage 1848 in 
3 Bänden; russisch in S t . Petersburg 1864), dem sich später als eine 
wichtige Ergänzung die „Feldherrnstimmen aus dem und über den polni-
schen Krieg vom Jahr 1831" (Leipzig 1858) anschlössen. Endlich beschrieb 
Smitt in französischer Sprache die Geschichte der ersten Theilung Polens 
in der Schrift „Frederic IL, Catherine et le partage de la Pologne" 
(Paris 1861). Der letzte Aufstand in Polen regte ihn zur Abfassung 
feines „Schlüssels zur polnischen Frage" an, in welchem er die seit Jahr-
zehnten bei der Betrachtung der Geschicke Polens empfangenen Eindrücke 
zusammenfaßt. 

I m Wesentlichen ist dieser „Schlüssel" eine Darstellung des National-
charakters der Polen. I n demselben findet Smitt die Erklärung für alle 
Schicksale, welche Polen betroffen haben; aus demselben leitet er die po* 
Mischen nnd socialen Zustände her, welche so verhängnißvoll auf den Ber-
lauf der polnischen Geschichte einwirken sollten, durch denselben, meint er, 
sei es den Polen unmöglich geworden ihre politische Unabhängigkeit zu 
behaupten. Es ist eine Anklage der Polen: sie hätten ihr Verhängniß 
selbst verschuldet. Weil man einen Charakter nicht ablegen könne wie 
ein abgetragenes Kleid, sei das Unglück über Polen hereingebrochen; man 
könne dem polnischen Volke eine Grabschrift verfassen: „Dieses Volk, einst 
mächtig, ging unter wegen falscher Freiheitsbegriffe und weil es ihm an 
der einfachsten politischen Weisheit fehlte." 

Allerdings ist dies eine fehr wesentliche Seite der Geschichte Polens. 
Aber den Schwerpunkt der Ereignisse allein in den Nationalcharakter zu 
verlegen erscheint doch bedenklich. Allerdings muß man genau betrachte», 
wie Polen beschaffen war, als es getheilt wurde, aber als Ergänzung 
hiezu muß man sich vergegenwärtigen, wie die Nachbarstaaten gehandelt 
haben bei den Theilungen. Die Geschichte der Theilungen Polens steht 
an der Grenze zwischen dem Zeitalter des ancieir regime und der soge­
nannten Revolntionsepoche. Hier ist die Betrachtung der mittelalterlichen 
Institutionen in Polen eben so wichtig als die Darstellung der diploma-
tischen Schachzüge in diesem großen, von Europa angestaüuten und per-
horrescirten Spiele. Der Kranke wie der Arzt, der Besiegte wie der 
Sieger — beide wollen in gleichem Maße ius Auge gefaßt sein. Die 

20* 
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Geschichte der Theilungen Polens ist weder ein Selbstmord eines Volkes, 
nvch auch ein Criminalfall. Es ist eine falsche Alternative, die Frage so 
zu stellen: wer die Theilungen Polens gemacht habe, „die polnische Ge-
sellschast," oder „die Kabinette." 

Aber allerdings: in dieser Reihenfolge wi l l das Ereigniß betrachtet 
sein, man sehe zuerst, wie die polnischen Zustände reif wurden, nm 
der Gegenstand einer solchen politischen Action zu werdeu; man frage 
hierauf was von Seiten Preußens, Oesterreichs, Rußlands geschehen ist. 
Erst mache man sich mit der Bühne bekannt, auf welcher das Drama 
vorgeht, dann fasse man die Schauspieler ins Auge, die Fürsten und 
Machthaber. 

S m i t t hat sich die Darstellung der Eigenthümlichkeiten dieser Bühne 
zur Aufgabe gestellt. S o l o w j e w beschäftigt sich mit der Actiou selbst. 
Dieser fieißige Sammler uud Forscher, welcher in seiner vielbändigen Ge-
schichte Rußlands eine Unmasse neuen Materials mittheilt, hat auch in 
diesem Werke über Polen eine Fülle bisher unbekannter diplomatischer 
Correspondenzen benutzt, nnd dieses Detail verleiht seinem Buche einen 
bedeutenden Reiz. Wi r blicken hinter die Coulissen der politischen drama-
tischen Action, erfahren manche geheime Gedanken dieser oder jener histo-
rischen Persönlichkeit und verfolgen die Fäden mancher Intrigue weiter, 
als dies bisher möglich war. Eine große Anzahl von Schriftstücken wird 
uns bisweilen wörtlich, bisweilen im Auszuge mitgetheilt. Wie bei allen 
Werken Solowjew's, so auch bei diesem merkt man durchweg wieviel rohes 
Material dem Verfasser zu Gebote stand. Es ist nicht leicht dasselbe 
durchaus zu beherrschen, aus demselben stets das Geeignete, Angemessene 
auszuwählen und in eine übersichtliche zusammenfassende Darstellung zu 
verweben. Bei der'Relativität der Frage, was wesentlich sei und was 
nicht, ist e« Sache des Tacts bei einer historischen Darstellung nur das 
Charakteristische, historisch Bedeutende auszuwählen, die Formlosigkeit der 
Actellhaufeu zu überwinden, aus dem ungeheuern Wust von Geschäfts-
detail nur dasjenige zu verwenden, was zur Sache gehört. Eine gewisse, 
von der Beschaffenheit des Stoffs herrührende Schwerfälligkeit hat So -
lowjew auch in dieser Monographie über Polen nicht vermeiden können, 
eine Schwerfälligkeit, welche die Lesbarkeit seiner großen Geschichte Rußlands 
in so hohem Maße-beeinträchtigt, daß wohl die Bemerkung gemacht worden ist, 
der Versasser hätte, statt den Fluß der Begebenheiten darstellen zu wollen, 
besser gethan, eine Sammlung der von ihm benützten Actenstücke im Wort-
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laut herauszugeben. Auch in diesem Werke über Polen ist das Geschäftliche 
mit der größten Ausführlichkeit behandelt. Daran werden Fachmänner 
mehr Freude haben als Dilettanten, welche bei dem gegenwärtigen 
Stande der Geschäftstheilung Anspruch haben an möglichst lesbare Bü-
cher. Durch diese Art der Behandlung, wie bei Solowjew'ö Schriften, 
gewinnt die Darstellung an Unmittelbarkeit und Objectivität. Das De-
tail zieht mit mikroskopischer Genauigkeit an uns vorüber; an perspectivi-
schen Eindrücken fehlt es. 

Beiderlei Darstellungen: die socialphysiologische Erörterung, wie die 
politisch'diplomatische Erzählung sind eine dankenswerthe Arbeit, beide haben 
ihre Berechtigung, beide haben, durch neue Materialien bereichert, in den 
letzten Jahrzehnten bedeutenden Aufschwung erfahren. 

Es ist nicht lange her, daß man sich daran zu gewöhnen beginnt 
die Geschichte der Gesellschaft zu schreibe«, die geistige Atmosphäre ebenso 
wohl als die materiellen Interessen aller Betheiligten in den verschiedenen 
Volksklassen zum Gegenstande historischer Forschung zu machen. Durch 
das Studium der Literatur im weitesten Sinne, der Ansichten und Absichten 
einzelner Gruppen in der Gesellschaft, durch genaues Eiugehen in die 
Sphäre der Privatgeschäfte, der Privatpraxis in den Massen hat die Ge-
schichtsforschung Uuermeßliches gewonnen. Für die Iuterpretation großer 
Momente im Völkerlebeu ergeben sich seitdem neue Gesichtspunkte. Bisher 
nn gekannte, wenigstens unberücksichtigte Factoren werden jetzt in Rechnung 
gebracht. Der Horizont hat sich um ein Unermeßliches erweitert. 

Nur ist es uicht immer leicht oder auch nur möglich ausreichendes 
Material für die Betrachtung dieser Fragen herbeizuschaffen. Die Wirth-
schaftslehre, die Socialphystologie, die Statistik haben bereits Manches in 
dieser Beziehung gethan; es bleibt noch überaus viel zu thun übrig. 

Aber auch die Herbeischaffung des Materials für die diplomatische 
Geschichte ist nicht immer leicht. Man begreift, wie sehr häufig das I n -
teresse der Kabinette sie nöthigt zurückhaltend zu sein bei Mittheilung von 
Archivalien. Nienland läßt gern in seine Geschäfte blicken, gleichviel ob 
sie günstig oder ungünstig zu beurtheilen fiud. Erst in den letzten Zeiten 
ist man in dieser Beziehung etwas weniger schwierig geworden. Manche 
Archive sind den Historilern überhaupt, andere einzelnen "Bevorzugten zu-
gänglich gemacht worden und die Resultate solcher Studien sind jedesmal 
überaus befriedigend gewesen. 
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Für die Geschichte der Theilungen Polens ist natürlich eine überaus 
reichliche Ausbeute zu machen gewesen. Der Schwerpunkt der Action liegt 
in den diplomatischen Korrespondenzen, welche von Gesprächen, von gele­
gentlich hingeworfenen Aeußerungen und Winken berichten. Jedes Wort 
fallt schwer in die Wagschale, jede Andeutung ist einer sorgfältigen Inter-
pretation werth. Man baut auf dieseu oder jenen Ausspruch in einem 
Gespräch, aus diesen oder jenen Passus in einem Briefe Hypothesen, 
schmiedet daraus Waffen der Anklage dieses oder jenes in dem ganzen 
Drama Mitwirkenden und folgert Schlüsse daraus, welche oft zum mindsten 
übereilt genannt werden mögen. 

Es giebt viele verschiedene Auffassungen der Theilungen Polens in 
Betreff der Urheberschaft diefes denkwürdigen Ereignisses. Der Partei-
standpunkt findet sich fast in allen. 

Die polnisch-nationale Auffassung ist der Schrei eines untergehenden 
Volkes, bei welchem es sich um die Existenzfrage handelt. Die polnischen 
Geschichtsschreiber können unter dem Eindrucke der Geschichte Polens in 
den letzten Jahrzehnten nicht objectiv sein. S ie sind zugleich Politiker. 
Au ihre Berichte hängt sich die Tendenz. 

Ebenso macht sich bei der Auffassung der Kabinette der subjective 
Standpunkt geltend. Jedes lehnt es ab, die Initiative gehabt zu haben. 
Jedes bemüht sich, die Sache so darzustellen, als sei man von den an-
der» ins Schlepptau genommen worden. Weil es in dieser Angelegenheit 
ein Vortheil ist, mehr eine passive als active Rolle gespielt zu haben, 
kommt man leicht dazu, die Andern zu beschuldigen, Dieses geschieht so-
wohl in diplomatischen Actenstücken als auch in historischen Darstellungen. 

Bei dem großen Interesse, welches^ die „polnische Frage" nicht blos 
den Regierungen, die unbetheiligten nicht ausgeschlossen, sondern auch dem, 
Publikum einflößte, war es nicht zu erwarten, daß die Geschichtschreibung 
sich dem Parteistandpunkte, einer Voreingenommenheit würde entziehen 
können. Das Resultat aller über Polen erschienenen Werke ist eine An-
klage. Einige Historiker, wie Hermann, Häusser, Kurd von Schlözer, 
haben dieselbe gegen Rußland erhoben; andere erblicken in der österreichi-
scheu Politik die Hauptschuld an der Theilung Polens; noch andere kom-
men zu dem Ergebniß, daß Friedrich der Große die Hauplverantwortung 
auf sich nehmen müsse; mit großer Erbitterung endlich haben noch andere 
Publicisten, wie Brongham, über die Handlungsweise aller dreier Regie-
ruugen gleich streng den Stab gebrochen. 
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Sowohl Smitt in seinem vor drei Jahren erschienenen Buche „le 
partage 66 Pologne," als auch Solowjew in der „Geschichte des Falles 
von Polen" haben mancherlei Judicien für die Schuld oder Urheberschaft 
Preußens gesammelt. So einfach liegen die Dinge nicht. Das Maß der 
Schuld läßt sich um so weniger abwägen, als der Standpunkt der Privat-
moral nicht anzuwenden ist auf die Politik, deren Hauptwirkungen niemals 
einzelnen Staatsmännern allein als deren Urhebern zugeschrieben werden 
können. Die Verantwortlichkeit der Völker und Kabinette ist eine andere 
wie die der einzelnen Persönlichkeit. Durch hunderterlei historische Ante-
cedentien bestimmt, vollziehen sich die Thatsachen, ohne daß jedesmal eine 
Art Criminalproccß über die Urheberschaft eingeleitet werden könnte. Nie­
mand wird ein Volk vor Gericht stellen wollen. Eine Jahrzehnt lang 
fortgesetzte Bewegung der Politik ist nie strafwürdig im gewöhnlichen'Sinne. 
Man kann ihr entgegenwirken, man mag sie beklagen, aber man kann sie 
als Historiker nicht schlechthin verurtheilcn. I n der Geschichte giebt es 
kein gut und böse. Historischen Personen, Völlern, Regierungen Schulat-
teste ausstellen zu wollen ist thöricht. Der Geschichtsschreiber muß viel-
mehr daran denken zu erläutern als zu tadeln, eher hinzuweisen aus den 
Zusammenhang der Thatsachen als deren Urheber zu verdammen. 

Nun zur Beautwortung der Frage: wie war Polen, daß eö getheilt 
werden konnte? 

Bis vor einem Jahrhundert etwa war Polen ein Staat zweiter 
Größe. Unter den politischen Factoren Europas nahm es einen beben-
tenden Rang ein. I n Bezug auf den Flächeninhalt konnte es mit Frank-
reich verglichen werden. Die Zahl der Einwohner betrug 15 Millionen, 
während Preußen damals kaum etwas über 5 Millionen Einwohner 
zahlte. Es befaß viele natürliche ReichthumsqueUen, war durch große 
schiffbare Flüfse im Zusammenhang mit dem Meere, war durch fruchtbaren 
Boden und ein glückliches Klima ausgezeichnet. Bis zum stebenzehn-
ten Jahrhundert hatte es als die Hauptmacht im Nordosten Europas 
in der orientalischen Frage eine hervorragende Rolle gespielt. Iahrhun-
derte lang war es eine Art Vorposten der europäischen Civilisatjon ge-
wesen, hatte.bis zum Emporkommmen Moskaus die Grenze nach Asten hin 
gebildet. Der kriegerische Ruhm Polens war Jahrhunderte alt. Die 
Kämpfe gegen Rußland, gegen die orientalischen Elemente hatten in der 
Nation einen ritterlichen Sinn gebildet, - der bis in die spätere Zeit er-
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halten blieb. So hatte dieses Grenzland einen größern Reichthum von 
Reminiscenzen, eine bedeutendere historische Vergangenheit aufzuweisen als 
manches andere Land in Europa. In der Liebe znr Heimat, in der 
Sprache und Literatnr war viel Selbstgefühl. Es gab eine Zeit, wo zu 
allen diesen Vorzügen noch derjenige der Religionsduldung hinzukam: 
in der Reformationsperiode hatten, allerdings nur vorübergehend, die 
Vertreter aller Religionsparteien Zutritt zu den Vorrechten und Aemtern 
des Staates. Polen war ein Asyl für manche verfolgte Sectircr, dort 
fanden die Wiedertäufer eine Zuflucht̂  dort die Juden. 

Doch überwogen die Nachtheile der socialen' und politischen Zustände 
Polens die Vorzüge. Das Mittelalter hatte gewissermaßen, dort eine 
Permanenzerklarung erfahren. Institutionen, welche an anderen Orten 
längst zu den überwundenen Standpunkten gehörten, dauerten mit erstaun-
licher Zähigkeit in Polen bis auf die neueste Zeit fort. Es wurde das 
klassische Land der Anachronismen. Die „Nation" bestand aus einer halben 
Million Privilegirter, welche allein als Krieger und Gesetzgeber eine Rolle 
spielten und den Staat ausmachten, während der ganze Rest, die beträcht-
liche Majorität gar nicht berücksichtigt wurde. Es war ein Volk, in Ge-
bieter und Sklaven getheilt. Es war das ancien regime in seiner 
schlimmsten Entartung. Und dieser allein politisch berechtigie Adel kannte 
lein Staatsrecht im modernen Sinne, weder eine Souverainetät des Fürsten 
noch eine Souverainetät des Volkes. Die fubjective Willkür war gesetzlich. 
Weil die sprüchwörtlich gewordenen polnischen Reichstage ebensowenig einen 
Mittelpunkt für das Staatsleben abgeben konnten als die Macht des Kö-
nigs, mußte ein Surrogat für die mangelnden politischen Institutionen 
erfunden werden und dies Surrogat waren die Eon föderativ neu, 
Bündnisse zwischen Gleichinteressirten, die der Zufall schloß und löste, ein 
Institut von ephemerer Dauer, ein Erbstück aus dem Mittelalter, wo etwa 
in Deutschland die „Landfriedensbündnisse," die unzähligen Pacte zwischen 
Rittern und Städten und Fürsten unter einander und gegen einander ein 
würdiges Seitenstück zu den polnischen Conföderationen bilden. Wie die 
Reichsverfassung von Deutschland für den praktischen Bedarf nicht aus-
reichte, fo auch die Verfassung der polnischen Republik, wo das Princip 
der Unterordnung unter eine" Majorität fehlte und der Begriff einer Fusion 
unbekannt war. I n den'Conföderationen wenigstens galt das Princip 
der Stimmenmehrheit, aber da sie auf einen von der Verfassung loyali-
sirteu Bürgerkrieg hinausliefen, so konnte in einem solchen Surrogat we< 
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nigsteus kein Heilmittel liegen, sondern höchstens ein Nothbehelf für den 
Augenblick. Es war nach dem Ausspruche Dante's über I ta l i en , wie 
wenn, ein Kranker durch Veränderung seiner Lage wenigstens für Augen-
blicke Erleichterung zu finden hofft. Das Uebel selbst bleibt oder wird 
gar schlimmer. 

Die „Magier," jene mächtigen Könige in Spanien, Frankreich und 
England während des fünfzehnten Jahrhunderts, hatten die mittelalterliche 
Nobilität zu zwingen verstanden; in Deutschland und Polen gelang dieses 
Wagstück nicht. Trotz des Kaisers im Reiche, trotz des Königs in Polen 
waren beide Staaten „Republiken." Wie Deutschland blieb Polen ein 
zersplittertes auseinanderstrebendes Land, das jeder Einheit in Recht, Re-
gierung und Verwaltung ermangelte. Wiewohl in Deutschland Niemand, 
der den Reichstag nicht besucht hatte, sich verpflichtet hielt den Reichstags-
beschlössen zu gehorchen, ehe durch sogenannte „Willebricfe" Alle ihre Zu« 
stimmung zu diesen Beschlüssen gegeben hatten, so war auch in Polen die 
Willkür über dem Gesetze, das Privatinteresse über dem Gemeinwohl. 

Der mittelalterliche Adel verstand es im Kampfe mit der Monarchie 
wenigstens einige Jahrhunderte hindurch den Sieg zu behalten, Rechte an ' 
sich zu ziehen, dieselben mit Zähigkeit zu behaupten. I n Polen hat dies 
länger gedauert als irgend anderswo. Nach Ludwig dem Großen von 
Ungarn erhielt der Adel das Recht der Königswahl, die Entscheidung über 
die Entrichtung von Auflagen, über das Aufgebot in Kriegszeitcn; ohne 
den Adel konnte kein Gesetz gegeben, lein Krieg erklärt, durften die Do-
mainen nicht verkauft werde». Den Rechtew de« Adels entsprach die 
Rechtlosigkeit der Uebrigen: nur Edelleute und ausnahmsweise einige 
Städte durften Grundvermögen besitzen und wareu steuerfrei. Es war 
ein egoistischer Zug in einer solchen Versassung: eine Kaste gab sich für . 
die Nation aus. 

Jede Geldverlegenheit des Königs ward benützt, um die Adelsmacht 
zu steigern. Als Kasimir IV. sich während des Krieges mit dem deutschen 
Orden an den Adel um Geldbewilligung wandte, erhielt der Adel neue 
Rechte. Als mau 1468 große Soldrückstände für das Heer aufzubringen 
hatte, wählte der Adel in den Provinzen diftrictweise zwei Abgeordnete 
oder Landboten. Diese Landbotenstube hatte den gesammtcn niedern Adel, 
d. h. die Nation hinter sich. Der Adel^vußte die Bürgerdeputirten um 
ihre Rechte zu bringen. Neben dem Adel war der König ein Spiclwerk. 
Stephan Vathory versuchte wohl die Monarchie durchzusetzen; „ Ich wi l l 
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kein erdichteter oder gemalter König sein. Ich wi l l nicht, daß Jemand 
über mich herrsche." Ein Zeitgenosse sagt: „D ie Landboten erkennen keine 
andere Autorität als die ihrige, statt der königlichen oder der senatorialen 
Gewalt bloß das Gleichgewicht zu halten, haben sie sie vernichtet; sie schei--
nen nur auf den Reichstag zu kommen, um des Königs Absichten zu 
durchkreuze» und dem Senat sich zu widersetzen, aus keinem andern 
Grunde als um einen Beweis ihrer Unabhängigkeit zu geben. S ta t t 
Vermittler zwischen König und Volk zu sein, werden sie deren Tyrannen. 
Die Leidenschaften siegen bei ihnen über das Recht; ihre besoudereu I n -
teressen über die des Vaterlandes; Unverstand, Unwissenheit, Anmaßung 
über Klugheit, Sachkenntniß, Weisheit. Wer am meisten schreit und 
lärmt, hat das größte Ansehen und Gewicht. Es ist unstreitig heilsam, 
daß es im Staate Wächter der gemeinsamen Freiheit gebe, aber ohne große 
Vorsicht kann der Mißbrauch hier leicht zum Verderben ausschlagen, m-
dem sehr zu befürchten steht, daß jene unbegrenzte Macht, jene in Frech-
hcit ausartende Freiheit, jene Begier zu herrschen und sich nicht be-
herrschen zu lassen, zuletzt die königliche Gewalt wie die Autorität'des 
Senats ganz umstoße und die Republik in eine gefahrliche Anarchie hin­
einführe. Rom ging durch feine Tribunen unter, werden wir ein besseres 
Schicksal haben?" 

Weil Jeder souverain war, dauerte der Kampf der Parteien ununterbro-
che» fort. Schon ein Chronist des dreizehnten Jahrhunderts nennt die Polen 
„ein Volk, das der Vernunft ermangelt, das Gesetz ungeduldig trägt, und 
sich gleich zum Todtschlagen bereit zeigt; das sehr beweglich, unbeständig, 
trügerisch ist und weder seinem Herrn die Treue zu bewahren, noch seine 
Nächsten zu lieben im Brauch hat." I m siebenzehnten Jahrhundert 
schrieb ein anderer, Bischof Lubiensky: „Unbesonnener Freiheitsdrang hat bei 
nnö alle Grundlagen des Rechts erschüttert und uns dahin gebracht, daß 
wir, trotz aller unsrer Freiheit unter der Herrschaft der Schlechtesten stehen. 
Da giebt es keine Achtung vor dem Gesetz mehr, keine Scheu vor der 
Obrigkeit: jeder thut und wagt soviel, als er zu thun die Macht hat." 

So zieht sich denn durch alle Jahrhunderte von Polens Geschichte 
die Willkür der Einzelneu als rother Faden hin. Talleyrands Worte: 
„Wo zwei Polen sind, da sind drei Meinungen," ist auch schon vor den 
Theilungen wahr gewesen nnd diese Thatsache hat zu denselben beigetragen. 
Vor wie nach konnte man sagen,, wie wohl 1830 gesagt worden ist: 
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„Und wenn Gott einen Engel vom Himmel sendete, so würde er uns doch 
nicht auf lange befriedigen." 

Wie in Verfassung und Verwaltung, "so anch in der Kriegführung 
war an Einheit nie zn denken. Es fehlte der Geist der Subordination. 
Der Krieg erfordert ein dichtes Zusammenhalten, Gehorsam, aber eben der 
Mangel an diesen Bedingungen erklärt die geringe Kriegstüchtigkeit der 
Polen, welche in ewigem Hader und Zwiespalt unter einander nur einen 
Bandenkrieg zu führew verstanden. So war es um die Mitte des sieben-
zehnten Jahrhunderts, als Polen, von Schweden und Russen an den 
Rand des Abgrunds gedrangt ward; so'war es zur Zeit Karls XII., fo 
zur Zeit Kosciuszko ŝ und in unseren Tagen. 

Dieser Widerwille gegen jede einheitliche Gewalt hat in Polen stets 
alle und jede Reformen so gut wie unmöglich gemacht. Der unglückliche 
König Stanislaus Poniatowski bestieg den polnischen Thron mit denselben 
Aufklärungsideen, welche in vielen westeuropäischen Staaten Reformen er-
möglichten; aber was heilsam ist für kräftige Organismen, kann oft ver-
dcrblich werden für schwächliche. Wenn in Polen selbst die Kraft und 
Energie und der einheitliche Wille die angebahnten Reformen durchzusetzen 
vorhanden gewesen wäre, so hätten Rußland und Preußen, wie dieses 
allerdings geschehen ist, dieselben nicht verhindern können. Die Großmächte 
konnten stets darauf rechnen bei Verhinderuug der Reformen Verbündete 
im polnischen Lager selbst zu finden. Immer wieder ward der Versuch 
gemacht das liberum velo abzuschaffen, aber immer umsonst. Wenigstens 
bei Entscheidung in Finanzfragen wollte Stanislaus Poniatowski Stim-
menmehrheit auf dem Reichstage einführen, aber als der russische Gesandte 
Repnin sich dieser Neuerung widersetzte, ward er von der Partei.der 
Ezartoryski's unterstützt. I n einem Briefe an Panin bittet Repnin, der 
Minister wolle sich gegen den Grafen Rzewuski, gegen die Czartorysli's 
und den Grafen Lubomirski schmeichelhaft äußern über Mitwirkung der 
Hintertreibung des Majoritätsvotums, ganz besonders aber gegen den 
Fürsten Adam Czartorysli, denn er diene als Repnin's Hauptinstrnment. 
Der Vorrath an solchen Instrumenten ging nie aus. Wenn man doch 
nur wenigstens in der Disstdentenfrage einmnthig zu Reformen geneigt ge-
wesen wäre; aber wie sich einerseits die Dissidentenconföderationen nuter 
den Schutz der Kaiserin Katharina II. stellten, so geschah es wohl anderer-
seits, daß, als auf dem Reichstage der Deputirte Gnrowski zu Gunsten 
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der Dissidenten reden wollte, die Andern drohten ihn sofort in Stücke 
zu hauen. 

Solowjew's Darstellung von dem Bandenkriege, der in jenen Jahren 
vor der ersten Theilung organistrt wurde, erinnert lebhast an die Berichte 
von dem letzten Aufstande. Es war schwierig mit den Banden der Eon-
föderirten fertig zu werden^ welche sich über das ganze Land zerstreuten, 
sich der Kronsgelder bemächtigten, Freund und Feind, Katholiken und 
Dissidenten, Weltliche und Geistliche ohne Unterschied plünderten und mit 
der gemachten Beute über die Grenze nach Ungarn • oder Schlesien flüch-
teten. Ein entsetzlicher Wir rwarr , ein Alles auflösendes Zerwürfniß griff 
immer weiter um sich; der Bruder traute nicht mehr dem Bruder, jeder 
Einzelne verfolgte feine besonderen Absichten, seine besonderen Interessen, 
seine besonderen In t r iguen, um'ö Gemeinwohl kümmerte sich Niemand, 
wenn nur seine persönliche Leidenschaft befriedigt wurde, seine Privatge-
schäfte sich arrangirten; der eine Bruder schrieb foudroyante Manifeste ge-
gen die Russen und schloß sich den Consöderirten au , der audere Bruder 
schloß mit den Russen Contracte ab , machte sich verbindlich in ihre Ma-
gaziue Korn und Gemüse zu liefern. Unter den Conföderirten zeichnete 
sich der Rittmeister Chlebowski durch ein besonderes Genre von Helden-
thum aus. Wo er auf dem Marsche einem Bettler, Juden oder sonst ei-
nem Fußgänger begegnete, ertheilte er den Befehl, ihn ohne Weiteres an 
dem nächsten Baume aufzuhängen, so daß nach dem Bericht von poluischen 
Zeitgenossen die Russen keine Führer nöthig hatten: sie konnten die Eon-
föderirten nach den Leichen der Aufgehängten auffinden. Die Bande des 
Ignatius Malczewsli zog anderthalb Jahre die Russen hinter sich her; 
wo die Russen sie erreichten, schlugen sie sie; aber die Bande nahm nicht' 
ab, denn gute Löhuung, vortreffliche Kost, freies bestialisches Sichgehen-
lassen, volle Macht über die Bewohner des Landes, Demüthigung der 
vornehmen Pane vor den Conföderirten — alles das zusammen zog un-
widerstehlich Gesindel jeder Art, Hausleibeigene, loses, arbeitsscheues Volk 
in Städten und Dörfern zu den Fahnen der Conföderation. Ein oder 
zwei Stunden ausgestandener Angst beim Zusammentreffen mit den Russen 
oder aus der Flucht vor ihnen wurden reichlich aufgewogen durch fröhliches 
Streichen durchs Land in der Tracht der Glaubens- und Freiheitskämpfer. 

Die Russen konnten sich stets verlassen unter den Polen eine hinrei-
chende Anzahl Kundschafter zu finden. Repnin erfuhr Alles, was in der 
Umgebung de« Königs von Reformvorschlägen laut wurde; für 1000 D u -
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caten erzählte MlodsejewSki dem Gesandten Wolkonski Ausführliches über 
den Gegenstand geheimer Conferenzen beim Könige. Aus der berühmt 
gewordenen Schilderung-des General Dumouriez, der im Jahre 1770 
Polen besuchte, heben wir Folgendes hervor: „Die Sitten der Führer 
der Conföderirten waren asiatisch. Ein erstaunlicher Aufwand, thö-
richte Verschwendung, übertiiebene Gastereien, die den größten^ Theil 
des Tages wegnahmen, Pharaospiel und Tanz: das waren ihre Beschäfti-
gungen . . . Diese Führer waren von einander unabhängig, ohne Ein-
Verständniß, mißtrauisch gegen einander, schlugen sich zuweilen unter einan­
der herum oder suchten wenigstens einander die Truppen abspenstig zu 
machen. Die Kavallerie, die gauz ans Adeligen bestaud, welche einander 
gleich waren, ohne Kriegszncht, ohne Gehorsam, schlecht bewaffnet und be-
ritten, konnte den regulären russischen Truppen schlechterdings seinen Wi­
derstand leisten und stand sogar den irregulären Kosaken nach. Da war 
kein fester Platz, kein Stück grobes Geschütz, nicht ein Mann Fußvolk. 
Die Conföderirten beraubten die Einwohner und begingen tauseud Aus-
fchweisungen. Sie prügelten die neugeworbenen Bauern und behandelten 
die ausländische Infanterie mit Verachtung. Statt zuzugeben, daß zwei 
Mitglieder des Finanzausschusses die Salzwerke verwalteten, theilten sie 
unter sich den gefundenen Salzvorrath, verkauften denselben für ein Spott-
geld an schleiche Jude» und behielten das Geld für sich. Die polnische 
Verfassung ist eine reine Aristokratie, in welcher die Adeligen kein Volk 
zu regieren haben; denn diesen Namen kann man 7 oder 8 Millionen 
dem Boden anklebenden Leibeigenen, die keine politische Existenz haben, 
deren Sklaverei gekauft, verkauft, vertauscht, vererbt wird und die sich 
alle Abänderung des Eigenthums wie die Hausthiere gefallen lassen müssen, 
unmöglich beilegen. Der geschichtliche Körper der Polen ist eine Mißge-
burt, die lauter Köpfe und Magen aber keine Arme und Beine hat." 

Aus den strengsten Urtheilen des sächsischen Residenten Essen, welche 
Herrmann zuerst mitgetheilt hat, mag Folgendes hier seine Stelle finden: 
„Stets unzufrieden, eifersüchtig und entzweit, laufen die Großen den Pen-
sionen der fremden Höfe nach, um gegen ihr Vaterland zu arbeiten. 
Diese finanziell heruntergekommenen Familien werden nur noch bei den 
Höfen, die sich ihrer bedienen, ihre Rolle spielen. Der Adel ist stets bereit, 
dem Hofe zu dienen, der am besten bezahlt. Täglich sieht man Dinge sich 
ereignen, die man in jedem andern Staate für unglaublich halten würde; 
falsche Bankerotte der polnischen Kaufleute und der Großen, tolle Hazard-
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spiele, Beraubungen jeder Art, verzweifelte Handlungen, die aus dem W i -
derspruch des Luxus mit dem Maugel an Mitteln hervorgehen und die 
ungestraft verübt werden. Weun der Verfall der Sitten den Verfall 
eines ganzen Volles nach sich zieht, so giebt Polen hievon ein auffallendes 
Beispiel. Verbrechen werden begangen, — von wem? Von Personen 
des höchsten Standes ihrem Rang, ihren Aemtern und ihrer Geburt nach. 
Und welche Strafe hat man ihnen auferlegt? Keine, schlechterdings-gar 
keine! Wo sind sie? wo lebende? I n Warschau, in der Gesellschaft 
des Königs, stets an seinem Hofe, ihren Aemtern vorstehend." — Uud 
nun folgt eine Aufzählung von Diebstählen, welche von, Palatinen, Grafen 
verübt, von falfchen Wechseln, welche von hohen Adeligen ausgestellt wur-
den u. f. w. Die Aufzählung schließt mit den Worten: „Hatte der ver-
storbene Marschall von Sachsen Unrecht, wenn er sagte, daß ein halber 
Schuft in Deutschland ein vollkommen ehrenwerther Mann in Polen sei." 
I m Jahre 1778 schreibt Essen: „Kein Kaufmann oder Privatmann, der 
Forderungen an polnifche Große hat, kann die Zahlung bewirken: die 
Gerichte verweigern die Execution. Präsentirte Wechsel werden zerrissen 
und die Justiz steht zu. Man hört von einem Bankerott nach dem an-
der«. ' D i e Masse der Nation zeigt einen Widerwillen gegen alles, was 
Justiz heißt. Von allen Völkern des Nordens ist das polnische am wci-
testen entfernt von gesunder Moral und Politik. Die Reichstage gewah-
ren das Schauspiel einer Ver,ammlung mit völliger Gleichgültigkeit gegen 
Ordnung, Gesetz, Wohlfahrt, Vaterland; sie sind die Arena für die ersten 
Familien uud dercu Creaturen und Vasallen, ihre Privatangelegenheiten 
ordnen zu lassen." 

Die Unwirthschaftlichkeit der Großen war eben so schlimm wie der 
Mangel an Opfcrsreudigkeit und Gemeiusinn. Verschwenduug und Be-
stechlichkeit gingen Hand in Hand. Als 1789 der heroische Entschluß ge-
saßt war 10 Procent von dem Einkommeu des Adels uud 20 Procent von 
dem der Geistlichkeit für den Staat und die Armee zu opfern, wurden 
statt 10 und 20 Procent nur 2 und 3 Procent aufgebracht, und namentlich 
suchte der Adel die Last auf die Städte und Bürger zu wälzen. Alles 
war käuflich. Der König unterhielt 50—60 Landboten, welche auf seine 
Kosten mit Wohnuug, Speise, Equipagen versehen wurden uud ebenso 
mußte, mau für alle Anhängsel dieser Landboten sorgen. Alle polnischen 
Parleihäupter unterhielten in dieser Weise eine Menge Landboten, und 
daß auch das russische Geld dabei eine Rolle spielte, zeigt die Notiz, daß 
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die Wahl Poniatowsli's der Kaiserin Katherina II. 1,800,000 R. und 
außerdem 200,000 Ducaten gekostet haben soll. I n ganz' kurzer Zeit 
hatte Bulgalow im Jahre 1791 200,000 R. ausgegeben. Des Königs 
Verschwendung war maßlos. Er gab kolossale Pensionen und schenkte 
fortwährend; Damen aus den ersten Familien erhielten bis zn 6000 Du-
caten. Luxusbanten wurden unternommen, wie denn ein Gebäude, nach-
dem 1 Million daran verwendet worden war, verfiel, weil es an dem 
weiteren Gelde fehlte. Alchymisten, Goldmacher, Charlatans veranlaßten 
den König zu großen »Ausgaben. Obgleich er beträchtliche Einkünfte hatte, 
so bezahlte die Republik doch Millionen seiner Schulden. 

Wie sollten auf einem solchen Boden Reformen gedeihen? Die. Be-
stechlichkeit der Mitglieder des englischen Parlaments war nie von so 
schlimmer Wirkung, weil hinter dem Parlament das Volk stand; in Polen 
dagegen war hinter den Landboten ein vacrnirn. „Wir sind Republikaner 
und Souveräne" pflegte der polnische Adel zu sageu und da* war genng, 
um Polen zn Fall zu bringen. 

Wie ganz anders hätte Polens Geschick sich gestalten können, wenn 
die Monarchie zur Entwickelung gekommen wäre. Was wäre geschehen, 
wenn auf die Wasa's der große Kurfürst gefolgt wäre? Einige Gegner-
Augusts III. hatteu wohl den Plan, dem Kronprinzen von Preußen 
(Friedrich dem Großen) 1736 die Krone anzubieten. Nur Reformen 
konnten Polen retten, aber nicht bloß das Ausland war dagegen, sondern 
auch der Geschmack der sogenannten Nation, welche dem Könige die Ini-
tiative nicht gönnte. 

Man nahm einen Anlauf. Das Reformprojekt vom Jahre 1790 be-
zweckte die Umwandlung Polens in ein Erbreich unter dem sächsischen 
Hause, Aufhebung der Eonföderationen, des liberum veio. Man schwelgte 
in einem Ransche von Entzücken. Es hießwohl, diese zukünftige Verfas­
sung Polens sei besser als die Verfassungen Englands und Amerikas. Der 
König vergaß alle Leiden und Drangsale in dem Gedanken an eine Eini-
gung der Nation. Alle, Männer wie Frauen, trugen die Inschrift: „Der 
König mit dem Volke, das Volk mit dem Könige." < Aber auch dieser Re­
formversuch erwies sich als Parteiwerk und die Andern protestieren. 
Die Unzufriedenen wandten sich an Potemkin, der damals im Süden ver-
weilte, um Hülfe; als Pot"mkin starb, richteten sie ihre Bitte an Besbo-
rodko. Anch in Petersburg brachten sie ihre Bitte vor. Dort brauchte 
man nicht zu eilen mit dem Einschreiten gegen die Reformen^ man konnte 
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stch Zeit gönnen, bis man zur Intervention aufgefordert wurde, und darauf 
konnte man zählen. Wieder erstand eine Conföderation zur Herstellung 
der alten Ordnung, wenn man diese so nennen kann; so gab man denn 
der Kaiserin Gelegenheit zu erklaren: sie wisse eine Partei in Polen von 
dem polnischen Volke zu unterscheiden, sie schicke ein Heer, um die Freunde 
der Ordnung zu unterstützen. Es war charakteristisch für die polnischen 
Zustände, daß die Anhänger der Reformen, jeden Gegner der Constitulion 
vom 3. Mai mit dem Tode bedrohten. I n den betreffenden Maueranschlä-
gen werden den Mördern der Reformseinde Belohnungen zugesagt. Spione 
trieben ihr-Wesen. I n dem Lager bei Warschau wurden die Neuerer ge-
schmäht: es erschien ein satyrischer Maueranschlag: „Die Unternehmer der 
Nationalvertheidigung werden die Ehre haben dem betrübten Publikum die 
Vorstellung einer neuen Originalkomödie ,zu geben, verfaßt vom Warschauer 
Kriegörathe und betitelt: Die Expedition gegen die Mücken, oder: Das 
lachencrregeude Lager hinter Praga. (Vorstadt Warschau's auf dem rechten 
Weichseluser). Unmittelbar drauf werden die deutschen und russischen 
Schauspieler die Tragödie aufführe«, betitelt: Die Zerstörung Polens. 
Da das zweite Stück dem Staate 20 Millionen kostet, so ist der Eintritt 
für das Pnblilum gratis." 

Bald darauf erfolgte jene Sitzung der Landboten in Grodno, wo der 
russische Gesandte Sievers die Landboten nicht eher aus dem Saale ent­
ließ, bis sie nach mehrstündigem Schweigen die Bedingungen Rußlands 
und Preußens unterzeichneten. Solowjew knüpft daran folgende Betrach-
tung: „ In dieser Weise vollzog sich die zweite Theilung, welche E i n s 
bewies, daß in Polen ein Volkswesen gar nicht vorhanden war; das Volk 
schwieg, als das Grodnosche Iunkerparlament den russisch«preußischen For­
derungen gegenüber aufwogte. Es traten die Folgen des Jahrhunderte 
langen Schweigens des Volkes, während es im Iunkerparlament von 
wüstem Lärm und schönen Reden wiederhallte, zu Tage. S o konnte es 
nicht ewig währen. — Als der polnische Reichstag zum Schweige» ge-
bracht worden war, da blieb es still in den Tiefen der Volksmassen. — 
Der verstummte Reichstag hat etwas Ergreifendes, man kann sich einer 
gewissen Theilnahme für die stumm gewordenen Landboten nicht erwehren: 
aber hat das Stummsein eines vergewaltigten Volkes nicht etwas noch 
Ergreifenderes? Tritt uns nicht.im Verstummen der letzten Landboten 
des letzten polnifchen Reichtages die Nemesis für das durch seiue Herren 
verschuldete Stummwerden eines ganzen Volkes entgegen?" 
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Wahrend der König am Vorabend der letzten Theilung fast als Ge-
fangener der Terroristen in Warschau weilte, während dort bei dem 
Gottesdienst in der Kirche des heiligen Geistes ein Prediger von der 
Kanzel herab eine Lobrede auf — Robespierre hielt, wollte sich das 
polnische Iunkerrhum auch nicht zu« geringsten Erleichterung des elen-
den Loofes der ländlichen Bevölkernng verstehen. Wie ein Ertrinkender 
wohl nach einem Strohhalm greift, jo suchte Koscinszko die Bauern aufzu-
bieten: er sammelte unter chnen einen Heerhaufcn zog den Bauernkittel an, 
aß mit den Bauern, brachte ganze Tage unter ihnen zu. Aber alles das 
führte zu nichts: die Bauern begriffen nicht, was ihnen mit den Guts-
Herren gemein sein könnte, warum sie sich für die polnische Republik gegen 
deren Feinde schlagen sollten. Die Masse der Leibeigenen rührte sich nicht. 
Wer in Bewegung gerieth, war der Iuukeradel, der mit dem Gebühren 
des Generalissimus den Bauern gegenüber durchaus nicht einverstanden 
war. Während Koscinszko die Bauern beredete sich mit ihm für die 
„oiezyzna" (das Vaterland) zu schlagen, bürdeten die Landjnnler inzwischen 
deren Weibern und Kindern die „panszczyzna" (Frohne) auf. Ein Uni-
Versal Kosciuszko ŝ, in welchem er die Junker zur Emancipation der Bauern 
aufforderte, rief im Adel ein ingrimmiges Murren über Verletzung der 
Eigenthumsrechte hervor uud blieb ohue alle Wirkung. 

Es klingt stark, wenn Smitt behauptet ( S . 61): „Die Theilungen waren 
ein wahrer Segeis für Polen, denn in den hundert Jahren seitdem haben die 
Polen größere Fortschritte in allen Hinsichten gemacht als in dem ganzen 
Jahrtausend ihres früheren unglücklichen Bestehens." Aber allerdings: 
man muß sich erinnern, daß während früher das Leben eines polnischen 
Bauern 2 Franken, das eines Juden 4 Franken kostete, Friedrich der Große 
sogleich nach der ersten Theilung den Bauernstand in den nenerworbenen 
Provinzen dadurch zu einem menschenwürdigen Dasein erhob, indem er 
1773 die ungemessenen Frohnden in gemessene verwandelte, und die Vererb-
Pachtung der Domaiuen verfügte. 

Im Jahre 1655, als Polen von Schweden, Rußland und Preußen 
bedrängt war, leistete wohl der König Johann Kasimir in der Kathedrale 
von Lemberg den Schwur, das Volk gegen die Unterdrückung der Tyrannen 
zu schützen, weil Gott Polen mit schweren Unglücksfällen heimgesucht habe, 
um die Unterdrückung und Leiden der Plebejer zu rächen. Damals schon 
war Polen der Theilung nahe. Es hat sein Scheindasein noch über ein 
Jahrhundert lang fortgeschleppt. Man darf fragen: was wnrde getheilt? 

Baltische Monatsschrift, 7. Jahrg., Bd. XIII. Heft 4. 21 
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War es ein S taa t? Wir haben gesehen was de« polnische S t aa t war. 
War es ein Volk? Wir haben gesehen, welche Elemente sich für die 
polnische Nation anögaben. 

Das permanent gewordene Mittelalter hat Polen stürzen helfen. 
Dazu gehört außer den veralteten Institutionen zu Gunsten des Adels 
noch die mittelalterliche Kirche. Smitt macht auf den wesentlichen Umstand 
aufmerksam, daß die Poleu Unterricht, Bildung und Institutionen von dem 
Westen entlehnten, während die Rnssen in den ersten Jahrhunderten ihrcö 
Bestehens dieses Alles vornehmlich aus dem Orient, aus Griechenland, und 
Byzanz, überkamen. Römischer Katholicismus mit seinen besondern Formen, 
seiner Propaganda und dem Papstthnm wurde in Polen heimisch; die 
Polen folgten den Lehren und Satzungen Roms, fanden sich durchaus 
in den westlichen, um Rom, um Papst und Kaiser sich drehenden Plane-
teukreis hineingezogen, während die Russen auf den von Byzanz ausge, 
henden Wirkungskreis verwiesen, der weniger tief und schneidend in die 
Sitten und Eigenthümlichkeiten der ihm folgenden Völker eingriff, ein 
mehr selbständiges Sein bewahrten. Die orientalische Geistlichkeit zeigte 
nicht jene grenzenlose Herrschsucht wie die römisch-katholische; die griechische 
Kirche in Byzanz, in ihrem politischen Dasein durch die Türken gefährdet, 
konnte nicht dauernd einen solchen Einfluß behaupten wie der Papst 
zu Rom. 

Wohl zeigte sich Polen im sechszehnten Jahrhundert reformatorischen 
Einflüssen nicht unzugänglich. Wie in Böhmen so hier griff die „Ketzerei" 
schnell um sich. Hatte die Geistlichkeit bis dahin eine große Rolle gespielt, 
so brachte die religiöse Bewegung einen Riß in die Verhältnisse und cnt-
zog einen großen, ja den größten Theil des Adels durch Uebertritt zur 
neuen Kirche ihrem Einflüsse. Auf dem Reichstage zu Warschau 1573 
wurden alle Religionsparteien für gleichberechtigt erklärt, keine als die 
herrschende. Aber die mittelalterliche Kirche raffte sich noch einmal empor. 
Daö Iesuitenthum zeigte, wie viel Lebenszähigkeit noch in ihr war. Wie 
Spanien im Westen, so wurde Polen im Osten ein Bollwerk der reactio-
nären Kirche, eine Basis für die Operationen der eccle5ia rnilitans. Als 
den Jesuiten der Eingang-in Polen eröffnet wnrde, da kam zu den vielen 
schon vorhandenen Uebeln noch ein neues hinzu. Durch das verderbliche 
Eingreifen von Kirche und Unterricht in das innere Leben deö Volkes 
wurden die Schicksale desselben dem traurigen Umschwünge entgegengetrie-
hetz. Mit schlauer Umsicht hatten sich die, Jesuiten die Beichte, die Pre- . 
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digt, den Schulunterricht vorbehalten. Durch den Schulunterricht wurden 
die empfänglichen Gemuther der Jugend gehörig imprägnirt; durch die 
Predigt ward die große Menge in ihrem Glauben befestigt und mit Haß 
gegen die Andersgläubigen erfüllt; durch die Beichte wurden die Gemüther 
der Vornehmen und Mächtigen beherrscht, nach dem Willen der Beichtiger 
gelenkt und auf bestimmte Ziele gewandt. Der von den Jesuiten be-
herrschte und geleitete Sigismund III gab Seuatorenstellen und andere 
Würden und Aemter nnr an Katholische. Diese gewannen dadurch bald 
die Oberhand im Senat und alle Nebrigen wurden zum Uebertritt gereizt. 
Die Bevölkerung Polens war einmal aus verschiedenen Elementen zusam-
mengewachsen. Die griechische Kirche bestand seither neben der römisch-
katholischen; die Union sollte einem solchen Dualismus ein Ende machen, 
aber sie säete nur noch mehr Zwietracht, als in dem brennbaren Stoffe 
ohnehin vorhanden war. Zu diesen zwei kirchlichen Factoren war noch der 
Protestantismus getreten; es begann der Krieg gegen denselben. 

Man kann wohl sagen, daß die Theilung Polens bereits im sieben« 
zehnten Jahrhundert beginnt; die Bekenner der griechisch-katholischen Eon-
fesston retteten sich in Rußlands Arme und Kleinrußland ging für Polen 
verloren, ein Jahrhundert später nahm die Dissidentenfrage solche Dimen-
sionen an, daß sie vornehmlich zu der Intervention Rußlands und Preußens, 
d. h. zu der Theilung, führte. 

Zuerst hatte wohl Polen in der religiösen Propaganda die Initiative 
gehabt. Wie Spanien im Westen, so hatte Polen im Osten nach der 
katholischen Selbstherrschaft gejfrebt; wie Philipp II England, so hatte 
Sigismund III Schweden bekehren wollen; wie jener eine Partei in Pa-
ris unterhielt, fo Sigismund eine in Moskau. Dagegen war Polen spä-
tcr auf die Defensive beschränkt. Nicht zufrieden ihre eigenen Gebiete 
zu schützen, drangen Preußen und Rußland über die Grenzen hinweg in 
Polen ein, um einzustehen für die Interessen der Glaubensgenossen. Oft war 
es nur ein Vorwand der Großmächte zur Einmischung, aber es durfte 
nicht verwundern, wenn schon der Zar Alexei die Abstellung der Chicanen 
gegen die Dissidenten verlangte und wenn auch später jedesmal, wenn den 
Dissidenten Kirchen genommen wurden, Rußland protestirte. Indem die 
fanatischen Polen sich weigerten den Dissidenten Theilnahme an den Wah-
len zu gestatten, zogen sie in ihrem eigenen Lande den Bürgerkrieg groß; 
1767 bildeten die Protestanten eine Consöderation in Thorn unter dem 
Marschall Grafen von der Golz und die Orthodox-Griechen eine in Slukz 

2 1 * 
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unter dem Marschall GrabowSli. Wie innig veiwachsen die confessionelle 
Frage mit der politischen war, zeigt jener Brief des Krakauer Bischofs 
Soltyk, worin es unter Andern heißt: „Die Rnhe der Nation hängt da-
von ab, daß die Dissidenten, und namentlich die Griechischgläubigen, weder 
im Senat noch im Ministerium seien; es wiid hinreichen daran zu erin-
nern. daß es in Rußland 30 Familien giebt, welche ihr Geschlecht aus 
Polen herleiten, und daß die Verleihung der höchsten Würden in Polen 
in der Gewalt der russischen Kaiserin sich befindet; wird es, fragt sich, gut 
sein den moskauischen Senat nach Polen, uns dagegen nach Sibirien zu 
versetzen?" 

Um die Gemüther noch mehr zu entflammen, erschien in Polen ein 
Rundschreibeu des Papstes Clemens X I I I an die Bischöfe gegen die Rechte 
der Dissidenten gerichtet. Ans der Copie der Encyklika, welche Repnin 
nach Petersburg fchickte, ist von derselben Hand, welche die Copie geschrie-
ben, hinzugesügt: „Wie versteht sich der Papst so gut aufs Märcheuerzäh-
lenJ." Aber was in Petersburg als Märchen gal t , dem lauschte Poleu 
mit Andacht. „ Ich kann eö nicht sagen," schreibt der russische Gesandte, 
„wie sehr diese Nation von Aberglauben und religiösem Fanatismus inficirt 
ist; zur Zeit der Kreuzzüge kann es nicht in höherem Grade gewesen sein." 

Die ganze Zeit hindurch nahm der päpstliche Nuntius an Demon-
strationen gegen Rußland Theil, besuchte u. A. in ostensibler Weise einen 
von Repniu verhaftete» Fanatiker, eiferte bei den Reichstagsversammlungen 
tür die römische Kirche, declamirte laut vom untergehenden Glauben und 
protestirte, als die Verfassungsreformen angebahnt wurden gegen jede To-
leranz in Bezug auf die Oithodox-Griechen. Der Papst hörte nicht auf 
feineu Nuntius mit de» schroffsten Instructionen zn versehen, die vom.Zorn 
über die Rcformprojette dictirt waren. 

S o »raren denn die Reformen unmöglich. Die Polen wollten sie 
nicht, weil sie ihre Privilegien autasteten; die Großmächte wollte» sie nicht, 
weil sie zu einer Stärkung Polens beitragen konnten; die römische Geist-
lichleit und der Papst wollten sie nicht, weil damit dem ancien regime 
in der Kirche ein Ende gemacht war. 

S o ging denn Polen seinem Verhängniß entgegen. , 
Dieses Verhängniß ward endlich herbeigeführt durch das Verfahren 

der Kabinette. Wir haben Poleu betrachtet, als die Bühne, wo sich das 
Drama vollzieht; wir fassen nun die Schauspieler selbst ins Auge. , 
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Man ist gewöhnt die Theilungen Polens als einen Act unerhörter 
Gewaltthat zu bezeichnen. Gewaltthat ist geübt worden, unerhörte nicht. 
Die ganze Zeit ist reich an Beispielen von Theilungsprojecten, und vieles, 
davon ist aus einem Entwurf vollzogene Thatsache geworden. Jene re-
volntionäre Art Politik zu machen durch Annexion war 1772 keine neue 
Erfindung, die europäische Staatsprazis war bereits reich an Erfahrun-
gen solcher Art. Weder war diese Politik neu in Europa überhaupt, 
noch war sie neu in Bezug auf Polen. 

Es mag der Mühe werth sein sich einige Beispiele zu vergegen-
wärtigen. 

Schon im Anfange des achtzehnten Jahrhunderts wär von einer 
Theilung der österreichischen Erblande die Rede gewesen. August II. hatte 
mit Frankreich Unterhandlungen darüber gepflogeu. Böhmen, Mähren, 
Schlesien sollten mit Sachsen verbunden werden wie einst die Lausitz: 
emancipirt von der kaiserlichen Gewalt hätte der Kurfürst von Sachsen 
in Deutschland eine großartige Rolle spielen können. — Der österreichische 
Erbfolgekrieg ist von ähnlichen Gesichtspunkten ausgegangen, und die Ab-
tretung Schlesiens an Preußen kann als eine partielle Theilung, als eiu 
d&nembrernent ebensogut bezeichnet werden wie die Thatsachen von 1772. 

Rußland ist groß und europäisch geworden durch Theiluugen. Die 
Annexionen der Ostseeprovinzen und Finnlands können als eine Theilung 
Schwedens bezeichnet werden, die der westlichen Provinzen sind eine Thei­
lung Polens. Südrußland und die Krim wurden russisch — es war eine 
Theilung des türkischen Reiches. Ein Jahrhundert früher hatte es sich 
um eine Theilnng des Staates Moskau gehandelt: Schweden und Polen 
wollten zugreifen. Die Machtstellung war eine andere geworden; die Rol-
len waren vertauscht, aber die Principien waren dieselben. Es ist der 
„Kampf nms Dasein." Patkul hatte eine Theilung der Länder Karls XII 
beabsichtigt: Polen sollte Livland und Estland, Rußland Ingermannland 
und Kardien erhalten, und Dänemark Holstein-Gottorp. Wie oft war 
Spanien noch bei Lebzeiten Karls II. in Gedanken von Frankreich, Oester-
reich, England getheilt worden! I n dieselbe Kategorie gehört der von 
Oesterreich ausgegangene Plan im Jahre 1743 Baiern zu gewinnen und 
den Kurfürsten-Kaifer Karl VII. mit Elsaß, Lothringen, Franche-Comte als 
Königreich verbunden zu entschädigen; in dieselbe Kategorie gehört jenes 
Tauschproject Josephs II mit Belgien und Baiern, über welches oft genug der 
Stab gebrochen worden ist. Als in dem siebenjährigen Kriege Friedrich 
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tyr Große in der schlimmsten Vedrängniß war, dachte man wohl an eine 
Theilung Prcußeus. Welche künstliche Mittel sind angewendet worden, 
um „den kranken Mann" am Leben zu erhalten, d. h. eine Theilung der 
Türlei zu verhüten. Man braucht wahrlich uicht die frauzösische Revolu-
tion oder Napoleon als Erfinder einer so revolutionären Annexionspolitik 
zu brandmarken, wie dieselbe allerdings in den Jahren 1789—1615 in 
größter Ausdehnnng betrieben wurde. Napoleon war ein Schüler der 
Zeit, die Revolution brachte in dieser Beziehung keine neuen Grundsätze, 
sondern nnr einen größern Auswand von Kraftmitteln, um alte Staaten 
zu vernichten und neue aufzubauen. Es nimmt sich wunderlich genug aus, 
daß der Wiener Congreß, der Gegenpol der Revolution und Napoleons, 
Staaten wie Fabrikwaaren anfertigte, daß er „Politik machte ohne Ge-
schichte und Staat ohne Volk;" fast ebenso wunderlich, wie, daß Talleyrand 
dabei zu predigen anfing über die Unstttlichleit der Macht des Stärkern. 

Ebenso wie man die Politik der Theiluugen in Europa als epide-
misch bezeichnen kann, so kann die Theilung Polens als ein chronisches 
Uebel gelten. Ehe Polen endlich völlig erlag, hat es anderthalb Jahr-
hunderte an demselben gekränkelt. 

I m Jahre 1657 hat der schwedische König Karl Gustav dem großen 
Kurfürsten und dem Kaiser Leopold den Vorschlag gemacht Polen zu thei-
len. Damals kam es nicht dazu. 1660 ward durch den Grasen Schlip-
penbach dieser Theilungsvorschlag wieder angeregt, aber die Unterhandlung 
ward der französischen Regierung entdeckt und die Polen wurden gewarnt. 
Damals sollte Rußland ausgeschlossen bleiben, aber in Polen selbst be-
urtheilte man die Gefahr ganz richtig. Auf dem Reichstage sagte der 
König Jan Casimir 1661: „Der Moskowiter wird Littauen nehmen, 
der Brandenburger Großpoleu und Preußen, der Oesterreicher Krakau 
nebst Zubehör." 1667 hielt mau die Gefahr denn doch für so groß, daß 
Ludwig XIV mit dem Könige von Schweden einen Vertrag schloß gegen 
eine etwaige Theilung Polens durch Oesterreich, Moskau und Branden-
bürg. Während des nordischen.Krieges ließ August II Karl XII Kur-
land anbieten. Patkul schreibt 1702: „0n a trouve des lettres ä d'au-
tres puissances etrangeres ou le roi de Pologne fait un projet Com­
ment partager la Pologne entre les voisins." 1710 war wieder von 
einer Theilung die Rede: Rußland sollte den größten Theil Littauens, 
Preußen preußisch Polen und Samogitien, das Uebrige sollte Sachsen er-
halten. 1732 wurde der Entwurf von dem polnischen Könige selbst wie-
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der aufgenommen: an Oesterreich sollte die Zipser Landschaft abgetreten 
werden. Als der König dem preußischen Gesandten Marschall v. Biberftein 
hieraus bezügliche Anträge machte, fragte dieser, ob er einige Magnaten 
des Reiches dafür gewonnen habe, ob er auf die Armeen zählen sönne. 
August I I meinte, mit den Polen werde man schon fertig, wenn die Mächte 
nur einig seien. Zug für Zug die Politik von 1772. M i t den Polen 
fertig zu werden, über sie zu verfügen, sich über den Raub zu einigen — 
das war alles. Und mit den Polen ward man am leichtesten fertig, in-
dem man die Anarchie erhielt, keine Reformen zuließ. Auch dieses war 
keine neue Erfindung in den Jahren der eigentlichen Theilungen. Schon 
Patknl hatte dem Zaren Peter gerathen, „die MißHelligkeiten in Polen 
nicht ganz, sondern nur theilweise beizulegen und dadurch zu verhindern, 
daß die Republik stark werde; auf die Polen sei nicht zu rechnen: heute 
seien sie schwedisch, morgen zarifch, übermorgen wüßten sie selbst nicht was." 

Das Interventionsrecht oder — Unrecht war ebenfalls nicht neu. Es 
war schon ein Präcedeuzfall, wo Rußland sich die Fortdauer einer dem 
Auslande günstigen Verfassung ausbedungen hatte. Die 1720 in Schwe--
den durchgesetzte Verfassung gab der polnischen an Schlechtigkeit wenig nach, 
und nicht umsonst hatte Rußland im Nyftädter Frieden auf der Garantie 
dieser Verfassung bestanden. Seitdem gab es eine russische Partei m 
Stockholm; seitdem übten die Markow, Rafumowsti, Bestuschew leitenden 
Einfluß in Schweden. Der französische Gesandte Cofteja machte es spä-
ter den schwedischen Ministern vor allem zum Vorwurf, daß sie unterlassen 
hätten in einem russischen Büudniß den Widerruf des Art. 7 des Nistäd-
ter Friedens zu verlangen, der durch die Garantie der schwedischen Re-
gierungsform Rußtaud offenes Feld lasse, sich in die inneren Angelegen-
heilen Schwedens einzumischen und ihm endlich dasselbe Schicksal zu bereiten 
wie Polen. 

Und kann man eine solche Politik nur aggressiv nennen? doch schwer 
lich. Man denke sich ein starkes Schweden und ein starkes Polen etwa 
zur Zeit Karls XII, und Stanislaus Lesczynski mit diesem Könige im 
Bund. Wo wäre Rußland geblieben? Die Alternative war: entweder 
ein starkes Rüßland oder ein starkes Polen und ein starkes Schweden. 
Rußland begann mit der Defensive. Nach der Zeit des Interregnums 
mußte es Frieden haben, es loste was es wolle. Es machte Frieden und' 
dieser lautete wie gewöhnlich „auf ewige Zeiten." Aber die Politik und 
die Geschichte kennen keine ewigen Zeiten. Rußland erstarkte in dem 
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Kampfe ums Dasei« und die Theilungen begannen: mit der Annexion 
Kleinrußlands im Andrussowschen Frieden 1627, mit der Eroberung der 
baltischen Küsten am Anfange des achtzehnten Jahrhunderts. 

Es lag' in Rußlands Interesse Polen zu schwäche«, zu theilen, aber 
es lag auch in Preußens Interesse. Versuchen wir es den Antheil der 
einzelnen Mächte zu skizziren. 

Während der Regierung der Kaiserin Elisabeth war an ein Einver-
nehmen Preußens mit Rußland nicht zu denken. Sobald Peter I I I . den 
Thron bestiegt, sobald die dringendste Gefahr für Preußen während des 
siebenjährigen Krieges vorüber war, nahm man preußischerseits die Pol-
nische Frage mit der größten Energie auf und dictirte dem Petersburger 
Kabiuet eine Reihe von Maßregeln. Deilkwürdig ist in dieser Beziehung 
der zwischen Peter I I I . und Friedrich I I . 1762 abgeschlossene Vertrag, in 
dessen drittem geheimen Artikel gesagt ist: „da das Interesse S r . Kaiserl. 
Majestät von aUen Reußen und des Königs von Preußen Majestät erfor-
dert, darauf bedacht zu sein und Sorge zu tragen, daß die Republik Po-
len bei ihrer freien Wahlgerechtigkeit erhalten und niemand gestattet werde, 
selbige zu einem Erbreich zu machen oder sich wohl gar zu einem Sou-
verain aufzuwerfen: als haben Se. Kaiserl. Majestät von allen Reußen 
und des Königs in, Preußen Majestät einer dem andern versprochen und 
aufs allerverbindlichste sich anheischig gemacht, daß in allen und jeden 
Fällen, wenn jemand, wer es auch sein möchte, es unternehmen würde 
die Republik Polen ihrer freien Wahlgerechtigkeit zu berauben oder selbige 
zu einem Erdreiche oder sich selbst zu einem Souverain zu machen, I h r e 
Majestäten solches nicht dulden, sondern dergleichen ungerechte und denen 
Nachbaren gefährliche Ansichten aus alle Art und Weise unter gemeinschaft-
lichen Berathschlagungen und mit zusammengesetzten Kräften, auch selbst 
mit bewaffneter Hand, wofern solches erfordert würde, abwenden, hinter-
treiben und zu nichte machen wollen." Aehnliches wurde zum Schutze 
der Dissidenten in Polen ausgemacht. Diese Vereinbarungeu blieben auch 
nach dem Regierungswechsel in Rußland in Kraft. Sah man von dem 
völkerrechtlichen Grundsatz ab, daß bei Vertragen die Rechte Drit ter nie 
verletzt oder beeinträchtigt werden dürfen, so war eine rechtliche Basis für 
ein'gemeinsames Vorgehen in Polen geschaffen. Diese Verträge nennt 
Schlosser in seiner etwas morosen Weise die Muster aller Tractate, durch 
welche das Schicksal und die innere Verwaltung schwächerer Staaten von 
der Verabredung, den Waffen und Diplomaten fremder Mächte abhängig 
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gemacht wurden. Daß Polen unterging war nun gewiß: griff es nicht 
zur Aushülfe der Reformen, so ging es in seinem eigenen Gifte unter; 
betrat es den Weg der Reformen, so ward es eine Beute der Nachbaren. 
Die Intervention wegen der Dissidenten war, wie der König Stanislaus 
Poniatowski dem englischen Gesandten sagte, der Todesstoß für Polen. 
An Reformeu war nicht zu denken. Solms schreibt 1767: „Toules les 
rnodifications, telles qu'elles puissent elre, qui seraient accordees au 
Rai de Pologne, moyennant lesquelles il gouvemerait son royäume sur 
des principes differents de Tancienne constitulion.de la republique, ne 
rassureraient pas le Roi de Prusse contre l'idee qu'il eüt le chemin 
ouvert au pouvoir absolu . . . . il laut donc s'opposer ä toute nou-
veaute etc. etc." 

Man kennt Preußens Isolirung während des siebenjährigen Krieges. 
Friedrich der Greße mochte popnlär sein im Volke: die Kabinette waren 
voll Kälte gegen ihn. Ein englischer Diplomat schreibt einmal in dieser 
Zeit, kein Hof werde eine Thräne vergießen, wenn Friedrich sterben follte. 
Dieser suchte Rußlands Bündniß und gleichzeitig fürchtete er Rußland. 
An feinen Bruder Heinrich schreibt er 1769 über Rußland: C'est une 
terrible puissance qui dans un demi siede kera trembler toute l'Eu-
rope. Issus de ces Huns et de ces Gepides (sie) qui detruisirent 
l'ernpire d'Orient ils pourraient bien dans peu entarner I'Occident et 
causer aux Äutrichiens des sentirnerits de douleur et de repentir de 
ce que, par leur fausse.politique ils/ont appele cetle nation barbare 
en Allernagne et lui ont enseigne I'art de la guerre. Mais l'aveu-
glernent des passions, cette haine envenirnee que les Äutrichiens nous 
portaient, les a etourdis sur les suites de leur conduite et a present 
je n'y vois plus de rernede qu'en formant avec le temps une ligue des 
plus grands souyerains pour s'opposer a ce lorrent* dangereux." 

I n diese Zeit fällt die Zusammenkunft Friedrichs m mit Joseph II. 
in Neiße. Ob von Polen dort gesprochen wurde?. Gewiß. Ob eine 
Theiluug Polens verabredet wurde? Doch wohl schwerlich. Die Ansichten 
der Historiker Smitt> Schlözer, Herrmann u. s. f. find getheilt. Maria-
Theresia hat dieser Zusammenkunft fpäter geflucht, weil sie zur Theilung 
Polens geführt habe; Herrmann ist überzeugt, daß Maßregeln in Betreff 
Polens verabredet wnrden, welche nachher zur Theilung führten. Nach 
langem Kampfe näherten sich Preußen und Oesterreich — doch wohl wesent-
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lich um einer gemeinsamen Gefahr zu begegnen, der drohenden Macht-
cntwickelung Rußlands. 

Es war nicht, schwer zu sehen, daß Rußland in Polen später oder 
früher vorgehen werde. Wer mochte es Preußen verdenken, wenn eö da 
einzuschreiten beabsichtigte. Für Preußen lag die Frage, wie Hausier be-
merkt nicht so: „soll Polen aufgelöst werden?" sondern „soll Rußland 
allein die polnische Beute an sich nehmen oder sie mit Andern, theilen?" 
Hausier giebt zu, daß der erste Gedanke Pvlen zu theilen von Frankreich' 
ausgegangen sein mag, dagegen behauptet er, der Plan Polen aufzulösen 
und nngethcilt zu erobern^-von Rußland; und allerdings: Jedermann, 
der die Geschichte der Theilungen betrachtet, wird den Eindruck empfinden, 
daß bei der ersten Theilung Preußen in höherem Grade die Initiative 
hatte, bei den folgenden Rußland., 

Friedrich Wilhelm I. empfahl sterbend seinem Sohne, „gegen Ruß-
land stets eine vorsichtige, eher neutrale Haltung zu beobachten; man habe 
keinen Grund sich viel von Rußland zu versprechen, doch leuchte ein, daß 
man in einem Kriege mit demselben mehr verlieren als gewinnen könne." 
Der siebenjährige Krieg zeigte, wie sehr diese Besorgnisse gegründet waren. 
Es war natürlich, wenn Preußen nicht dazu beitragen mochte. Rußlands 
Macht zu vergrößern, indem es auf eine Concurreuz mit Rußland in Po-
len verzichtete. Das Bündniß mit Oesterreich schien dringend geboten. 
Auch Kaunis meinte, die Vereinigung Oesterreichs und Preußens wäre 
der einzige Damm gegen Rußland. Hausier sagt, die Theilung Polens, 
„bei welcher nur Rußland gewönne« habe" (?) , sei nur möglich gewesen 
durch die Erschöpfung Preußens und die Entzweiung mit Oesterreich, 
„mit dem, wie Friedrich fagte, dauernde Bande anzuknüpfen nicht möglich 
schien." Im October 1773 schrieb Friedrich der Große: „Ich weiß, daß 
man in Europa allgemein glaubt, die Theilung in Polen sei eine Folge 
politischer Kniffe, die man mir zuschreibt; gleichwohl ist nichts falscher. 
Nachdem ich vergeblich verschiedene Auskunftsmittel vorgeschlagen, mußte 
zuletzt zu dieser Theilung geschritten werden, als dem einzigen Mittel einen 
allgemeinen Krieg zu vermeiden." I n feinen Denkschriften sagt der König: 
'„1.68 victoires des Russes et leur marche progressive contre les Turcs 
(1768—74) excitaient la plus grande inquietude. On ne poiivaü pas 
cooperer ä l'agrandissement d'une puissance aussi dangereuse. II 
y avait alors deux parties ä prendre: oü arreter les Russes dans le 
cours de leurs victoires ou en tirer adröiternent quelque avantag& 
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Le Roi n'avait rien neglige a cet egard; et il avait envoye a 8t. Pe-
tersbourg un projet politique qu'il attribua au comte de Lynar: dans 
lequel il proposait le partage de quelques provinces entre 
la Russie, la Prusse et l'Autriche." Es ist sehr bemerkenswert!), 
daß diese von nns unterstrichenen Zeilen in der ersten Ausgabe fehlen, 
und erst in einer späteren, vollständigeren abgedruckt wurden. 

Dumounez, welcher 1770 in Polen war, will einen Brief Friedrichs 
des Großen aufgefangen haben, worin' ein vollkommener Theilungsplan 
mit genauen Ausführungen enthalten gewesen sei. Diese Thatsache ist be-
zweifelt worden, aber in einem solchen Briefe kann sehr gut jenes sogen. 
Lynarschen Theilungsplans erwähnt worden sein. Am 2. Februar 1769, 
schon schreibt Friedrich an den Grafen Solms: „Le cornte de Lynar a 
eu une idee assez singuüere pour reunir tous les inlerets des princes 
en faveur de la Russie et pour donner tout d'un coup une face diffe* 
rente aux affaires de l'Europe. II veut que la Russie offre ä la cour 
de Vienne pour sou assislance contre les Turcs la ville de Leopold 
et ses environs, qu'elle nous donne la Prusse Polonaise avecla 
Warrnie et le droit de protection sur Danzig et que la Russie pour 
se dedommager des frais de guerre accroche teile partie de la Po-
logne qui lui conviendrait et qu'alors n'y ayant aucune Jalousie en­
tre l'Autriche et la Prusse ils söcoureraient la Russie contre les 
Turcs. Ce plan a quelque eclat. II parait seduisant. J'ai cru de-
voir vous le communiquer. Vous qui connaissez la fajon de penser 
du comte de Panin, ou vous supprimerez tout eeei, ou vous en se-
rez l'usage que vous jugerez a propos, quoiqu'il me semble qu'il s'y 
trouve plus de- brillant que de solide." Man berücksichtige dabei die 
obige Aeußerung der Denkschriften, daß der König ein solches Project dem 
Grafen Lynar nur zugeschrieben (attribue) Habe. Auch die Sendung des 
Prinzen Heinrich nach St. Petersburg, dessen Rückkehr 1771 der KoM 
sehr ungeduldig erwartete, deutet ans die Initiative hin, die Preußen bei 
der Theilung Polens hatte. Der, Prinz Heinrich hat sich gerühmt in 
dem Gespräche mit Katharina die Theilung Polens „aufs Tapet gebracht 
zu haben." Als die Theilung eine vollendete Thatsache war, erhielt Solms 
nachstehenden Brief vom Prinzen: „In der ganzen Sache habe ich nicht 
an eigene Interessen gedacht. Wenn es sich um das Glück von Staaten 

. handelt, darf man das eigene Interesse nicht einmischen. Ich rechne es 
mir zum Ruhme an, der großen Kaiserin gedient zu haben, dem Konige 

» 
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und dem Vaterlande nützlich gewesen zu sein.' Das schmeichelt mir mehr 
als der Gewinn eines Gebietes. Ich habe ein Necht zu sagen, daß mein 
petersburger Aufenthalt bezeichnet ist durch den Anfang von Beziehungen, 
welche zu dem engsten Bunde zwischen dem Könige und Rußland geführt 
haben. Ich habe den Beweis dafür, daß ich die Frage gestellt habe, 
welche zur Verständigung geführt hat, in mehr als zwanzig eigenhändigen 
Briefen des Königs. Aber ich verlange gar leine Gratification, ich suche 
nur Ruhm, und gestehe Ihnen, daß ich glücklich sein werde, wenn mir die­
ser Ruhm aus den Händen ihrer russischen kaiserlichen Majestät wird. 
Mein Wunsch wird erfüllt, wenn sie mich nach Besitzantretung der pol-
Nischen Länder eines Briefes würdigt, der als Zeugniß dienen kann, daß 
ich zu dieser großen That mitgewirkt habe. Ich wiederhole Ihnen offen-
herzig,, daß ich diesen Brief als das größte Monument meines Ruhmes 
ansehen werde." Der Wunsch des Prinzen ward erfüllt. Die Kaiserin 
schrieb ihm: „Nach Besitzergreifung der westrusstscheu Provinz halte ich es, 
für gerecht, Ihrer königlichen Hoheit zu bezeugen, wie sehr ich mich Ihnen 
verpflichtet fühle für alle die Mühen, welche, Sie angewendet haben., um 
diese große Sache zu Stande zu bringen, für deren ersten Urheber Ih re 
Hoheit sich halten kann." •.<«*!•< < 

Wi r gestehen, nicht viel Gewicht legen zu können auf solche Beweise 
von einer „ersten Urheberschaft in dieser Sache." I n das Gedankentrieb-
werk Heinrichs und Katharina's während jenes berühmten Gesprächs zu 
dringen wäre vergebliche Mühe. Der Prinz bemerkte im Hinweis auf 
die Besetzung der Zipser Städte durch Oesterreich, der Wiener Hof habe 
das Beispiel gegeben, man brauche sich in Polen nur zu bücken, um so 
viel Land zu nehmen, als man wolle. Wer darauf behaupten wollte, erst 
da sei Katharina auf eine eingehende Verfolgung des gewünschten Zieles 
eingegangen, oder wer viel Gewicht auf die Entscheidung der Frage legen 
wollte, wer von diesen beiden Personen das erste Wort in dieser Angele-
genheit gesagt, der müßte vergessen, wie vieles Wichtigere vorangegangen 
war, und nicht wissen, daß die Geschichte stets mit größeren Zahlen rechnet. 
Solches Detail ist ganz unwesentlich. Dohm sagt in seinen Denkwürdig-
leiten: .Kaunitzens That (die Besetzung der Zipser Städte) verlockte Kä-
tharina, vielleicht rascher als sie es nachher wünschte, ein Wort, das Hein-
rich auffing und aus ihm einen Plan bildete, zu dessen Annahme er die 
Kaiserin beredete und den Friedrich, sobald er sich überzeugt hatte, daß 
es dieser Monarchin Ernst sei, sehr gern aufnahm. M i t thätigem, uuver-
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stelltem Eifer beförderte er dessen Ausführung; ebenso Kaunitz, obgleich 
dieser das Gegentheil heuchelte. Gewiß kaun man nicht sagen, daß einer 
der drei Höfe schwer zu überreden war, in die Idee einzugehen. Sie 
kamen sich vielmehr entgegen, sobald nur einer dem andern hinlänglich 
traute." Man sieht, wie gerade der letzte Theil dieser Auslassung, als der 
allgemeinere, der correcteste ist. Wenn Dohm bemerkt: „Friedrich sei 
zwar der thätigste Beförderer der Theilung Polens gewesen, doch habe er 
keineswegs die erste Idee dazu gegeben, Kaunitz habe die Theilung Polens 
zuerst veraulaßt, zugleich aber mit zweideutiger Politik so gehandelt, daß 
er zu dem, was sein lebhaftester Wunsch war, von den andern Mächten 
gedrängt zu sein schien,"—so wissen wir, was wir von einer solchen seit 
Jahrzehnten in der Lust liegenden „ersten Idee" zu halten haben, und 
ferner, daß auch Friedrich wie Katharina gern ihre Verantwortlichkeit zu 
rcdncireu bemüht waren. 

Sowohl Smitt als Solowjew sehen in Friedrich dem Großen den 
Urheber der Theilungen. Smitt hat uor einigen Jahren in seinem „par-
läge de la Pologne" darauf aufmerkfam gemacht, daß Friedrich stets be-
müht gewesen sei Rußland gegen Polen zu Hetzen. Er soll stets dazu 
beredet haben, ein russisches Heer in Polen zu halten: „que la Russie 
leur parle a. grosses dents et leur declare ouvertement ses intenüons".. • 
„que la coür de Russie use enfin de la rigneur avec les Polonais" u.dgl.m. 
—- wahrend er gleichzeitig der russischen Negierung iu Betreff von Ge-
bietserwerbungen in Polen Vorschläge machte. Der orientalische Krieg, 
schrieb der König, sei allein von Polen veranlaßt, es sei natürlich, wenn 
man die Entschädigung für die Kriegskosten in Polen suche: „Quand ä 
ce qui me regarde, si je ne veux pas faire trep pencher la balance 
du oole de l'Aulriehe, jo ne pourrais pas non plus nie dispenser de 
me procurer de la meme maniere quelque parlie de la Pologne." 
Ohne Blutvergießen verbürgte sich Friedrich der Große für ein „dedom-
magemenl" der Kriegskosten durch Erwerbung polnischer Gebiete, welche 
sich Rußlaud aussuchen möge. 

Rußland hätte vielleicht Noch lieber im Orient Erwerbungen gemacht. 
Man dachte an eine Insel im Archipelagus; von den Donauprovinzen 
war die Rede. Preußen wies dagegen auf Pole« hiu. I n Warschau 
hatte der preußische Gesandte Benoit zu dem russischen Botschafter Sal-
dern gesagt: „Ich weiß, daß Sie ein Freund meines Souverains sind; 
richten wir. es um Gottes willen so ein, daß er einen hinlänglichen Ge-
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bietsautheil Polens erhalten kann; ich stehe Ihnen für die, Erkenntlichkeit 
meines Souverains." Saldern erwiderte kalt: „Ce n'est pas ä nous 
de partager la Pologne." — Wir können auf diese letztere Diplomaten. 
Phrase ebenso wenig Gewicht legen, als uns darüber wundern, daß Preu-
ßen eine Theilung wünschte, diesen Plan eifrig betrieb. Rußland war 
nicht schwer zu bereden. Als Solms in Petersburg den Grafen Panin 
fragte, ob Nußland auch bei der Ländertheilung gewinnen wolle, sagte 
dieser „que la Russie ne devait point pretendre au partage, vu qu'elle 
possedait deja beaucoup plus de pays qu'elle n'etait en etat de gou-
vetner; ainsi, exceptees quelques places fortifiees sur les jrontieres 
eloignees, eile ne devait plus senger a acquerir des provinces." Und 
das wurde in einem Augenblick gesagt, wo ganz Polen mit russischen Trup­
pen besetzt war und wo Rußland am Bosporus festen Fuß fassen wollte. 
Es ist eben nicht viel mit diplomatischen Aeußerungen als Geschichtsquel-

. len. BedenNich ist es aus einer solchen Reihe von Anführungen den 
Schluß zu machen, wie Solowjew thut: „Rußlaud muß auf die Theilung 
Polens eingehen, es ist dies für dasselbe der einzige Ausweg. Oesterreich 
wird es nie zugeben, daß es sich auf Kosten der Türlei entschädigt, wird 
nie in die Unabhängigkeit der Moldau und Wallachei einwilligen: zu den 
zwei Kriegen kommt ein dritter mit Oesterreich hinzu. Preußen wird nie 
im Stande sein Hülfe zu leisten. Willigt dagegen Rußland in die Tbei-
lung Polens ein, schließt es sich zu dem Zweck Preußen eng an, so wird 
Oesterreich es nicht wagen, etwas zu uuternehmen." Erinnert man sich, 
wie Rußland auch vor dem türkischen Kriege in Bezug auf Polen dachte, 
wie Katharina eine Jahrhunderte alte Tradition in Betreff Polens über-
kommen hatte, so wird man sich besinnen müssen schlechtweg die Theilung 
Polens als ein Mittel zur Erreichung sehr viel problematischerer Ziele in 
der orientalischen Frage zu bezeichnen. Rußland brauchte nicht so dringend 
genöthigt zu werden an der Theilung Polens zu participiren. Es griff 
zu, 1772, 1793, 1795, 1815, ohne daß es sich um eine Gefälligkeit ge-
gen Andere gehandelt hätte. Das ganze Verfahren Panius, Salderns, 
Sievers u. Ä. zeigt, mit wie viel System Rußland die Sache behandelte. 
Es konnte selbständig auftreten. Es hatte die Macht uud die geschichtliche 
Tradition auf seiner Seite. Panins Instructionen an Repuin u. A. zei-
gen, wie Rußland seine Aufgabe stellte. Wie viel oder wie wenig davon 
auch ganz genau, von der Kaiserin vertreten wurde, ist ebenso unwesentlich, 
wie daß Maria Theresia die Theilung Polens beklagte, darüber Thränen 
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vergoß u. dgl. m., während Kannitz sie betrieben, in gewissem Sinne den' 
Zeitpunkt, wo dieselbe eintreten mußte, veranlaßt hatte. 

Wie wenig die einzelne Persönlichkeit bei solchen Verwickelungen, gilt, 
zeigt Repnin, der oft genug als ein Muster von Brutalität gegolten hat 
und gleichwohl nicht in dem Maße zur Katastrophe beigetragen hat als 
viele Andere. Solowjew theilt darüber recht eingehende Einzclnheiten mit. 
Repnin war in einer verzweifelten Lage. Mit seinen Fordrnmgeu in der 
Dissidentensache lon«te er nicht durchdringen; er mnßte genau nach den 
Instructionen Panius handeln; er machte einen, natürlich unglücklichen, 
Vetsuch seinen Hof zum Aufgeben der Disstdentenforderungen zu bewegen. 
-Er schreibt an Paniu: „Wenn Sie beabsichtigen, Polen irgend eine, wenu 
auch die geringste Consistenz zn geben, um dasselbe bisweilen gege« die 
Türke» zu gebrauchen, so ist es erforderlich diese innere Ordnung (Reform) 
zu gestatten, denn ohne dieselbe werden wir keinen, auch nicht den gering-
steu Vortheil oder Nutzen von Polen haben, da der Wirrwarr und die 
Anarchie in allen Zweigen der Verwaltung einen Grad erreicht haben, 
daß es ärger nicht werden kann." Nepnin dringt darauf Rußlaud solle 
gestatten, daß das Princip der Stimmenmehrheit an die Stelle des „li­
berum veto" trete. „Wir werden den größten Theil der Nation ver-
letzeu, wenn wir.ihn, wie früher, durch Sprengung der Reichstage der 
Anarchie überliefern, besonders da die von ihnen gewünschte Ordnung uns 
nicht gefährlich ist,— wodurch es leicht fein wird, der ganzen Nation zu 
beweisen, daß wir nichts anderes wünschen als sie in Anarchie und Ber-
wüftu'ug zu sehen . . . . der größte Theil der Nation, daruutev alle raison-
nablen Leute, wünscht die Reform. Glaube« Ew. Dnrchlancht denen nicht, 
welche im Namen der conföderirten Natiou das Gegentheil behaupten . . . 
Welch ein Ruhm, das Glück eines ganzen Volles zu begründen, indem 
man ihm gestattet, sich aus Gesetzlosigkeit und Anarchie herauszuarbeiten! 
Ich glaube an die Möglichkeit, Politik und Menschenliebe zu verbinden, 
ich schmeichle mir die Absichten der Kaiserin auszuführen uud zugleich 
zum Glücke des Volkes mitzuwirken, bei welchem ich die Ehre habe ihr 
Repräsentant zu sein." — So Repnin, uud auf dessen Bericht bemerkte 
die Kaiserin: „Warum nicht unsern Nachbarn gestatten, sich einer gewissen 
uns indifferente» Ordnung zu erfreueu, die außerdem uns bisweilen zum 
Nutzen gereichen kann." —Aber, eben über den Grad der Nützlichkeit sol-
cher Reformen für die Nachbarstaaten waren die Ansichten verschieden. 
Sowohl in Polen selbst als in Preußen und Rußland herrschten an ent-
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scheidender Stelle nach wie vvr entgegengesetzte Ueberzeugungen. Repnin 
war in der Minorität. Der Philanthrop mußte vor den kalt berechnenden 
Politikern die Segel streichen. An irgend eine, auch die geringste Consi-
stenz Polens war nicht zu denken. 

Als die Theilung vollzogen war, jammerte Maria Theresia in einem 
Briefe, an Kaunitz: „Als alle meine Länder angefochten wurden und gar 
nit mehr wußte, wo ruhig niederkommen sollte, steiffte ich mich auf mein 
gutes Recht nnd den Beistand Gottes. Aber in dieser Sache, wo nit al-
lein das offenbare Recht himmelschreiend wider uns, sondern auch alle 
Billigkeit und die gesunde Vernunft wider uns ist, muß bekennen, daß 
zeitlebens nit so beängstigt mich befunden und mich sehen zu lassen schäme» 
Bedenk der Fürst, was wir aller Welt für ein Exempel geben, wenn wir 
um ein elendes Stück von Polen oder von der Moldau und Wallache! 
unsere Ehre nnd Reputation in die Schanze schlagen. Ich weiß wohl, 
daß ich allein bin und nit mehr en vigueurs, darum ließ ich die Sache, 
jedoch nit ohne meinen größten Gram ihren Weg gehen." — Die Kaiserin-
Königin hatte schwere Kämpfe zu bestehen. Friedrich der Große schreibt 
an Solms, sie habe ihre Beichtväter und Kasuisten um Räth gefragt und 
diese „ont senti, que la loi d'etat ou des souverains etait differente 
de celles des parliculiers et qu'il y avait des circonstances, oü eile 
ne pcravait etre deterrninee que par llnteret politique." Und dies 
sollte sie zum Nachgeben bestimmt haben. Bei der ersten Audienz des 
französischen Gesandten Breteuil sagte Maria Theresia: „Ich weiß, mein 
Herr, daß das, was in Polen geschehen ist, meine Regierung mit einem 
unauslöschlichen Flecken besudelt hat; aber ich bin gewiß, man würde mir 
verzeihen, wenn man, all mein Widerstreben gegen die Einwilligung in 
diese Theilung kennte nnd wenn man wüßte, welche Menge von Umstäu-
de» sich vereinigt haben, um meine Grundsätze zu beugen." ES wird ihr 
ferner die Aeußerung zugeschrieben: „Um die Sache zu vereiteln habe sie 
sogar für ihren eigenen Antheil ganz übertriebene Forderungen gestellt, in 
der gewissen Erwartung, der König von Prenßen und Katharina würden 
dieselben verwerfen, und es werde darüber die ganze Sache sich zerschla-
gen. Aber zu ihrem größten Erstannen und bittersten Schmerz sei alles, 
was sie gefordert, bewilligt." Das klingt allerdings etwas seltsam, wenn 
anch RohanS Aeußerung übertrieben erscheint: „Ich habe Maria Theresia 
über die Unfälle der unterdrückten Polen weinen sehen; aber dieser Für-
stin, die geschickt ihre Pläne zu verberge« weiß, stehen Thränen nach ihrem 
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Gefalle» zu Gebot; mit der einen Hand führt sie das Taschentuch zu den 
Augen, um ihre Thränen zu trocknen, und mit der andern schwingt sie den 
Säbel, der Polen zertheilen soll." 

Es war immerhin eigenthümlich genug und entsprach dem ganzen 
Charakter dieser verwickelten Angelegenheit, daß dasselbe Oesterreich, wet-
ches, als es zur es sie« Theilung kam, am schwersten zum Zugreifen zu 
bereden war, doch mit Besetzung der Zipser Grafschaft den Andern mit 
dem Beispiel vorangegangen war. Die 13 Zipser Städte waren 1412 
von Sigismund von Ungarn au Wladislaw Iagello verpfändet worden. 
1589 hatte das Erzhans in dem Vertrage von Pitfchin ausdrücklich auf 
den Besitz derselben verzichtet, so daß im Jahre 1770 der Krone Oester-
reich kein Recht auf die Städte zustand. Aber mau fand jetzt plötzlich, 
daß jener Vertrag nicht volle Gültigkeit habe, da ihm noch immer die 
Bestätigung der uugarifcheu Stände fehle, und dies erschien dem Wiener 
Kabinette als durchaus genügend, um auf den Besitz der Gespaunschaften 
Ansprüche zu macheu, welche jetzt bei der allgemeinen Verwirruug der pol­
nischen Verhältnisse zur Geltung gebracht werden sollten (K. v. Schlözcrj 
So ward die Zips österreichisch und in Polen war an einen Widerstand 
nicht zu denken.— Friedrich der Große mochte zufrieden sein: „Le meil-
leur sera," schreibt er an Solms, „-que la Russie et rnoi nous prall-
tons egalernent de cette conjoncture, et qu'en imitant l'exemple de 
la cour de Vienne, nous pourvoyons nous rnenies a nos interets et 
nous procurions aussi quelque avantage reel." Oesterreich, mäiit er 
ein andermal könne man zwingen: „si nous declarons alors unanime-
ment nos vues sur la Pologne, en nous fondant sur l'exemple que la 
cour de Vienne nous a donne par sa prise de possession de certai-
nes starosties, dont on la laisse jouir tranquillement." An einer an­
dern Stelle: „La cour de Vienne donne l'exemple, ainsi la Russie 
et la Prusse sont autorisdes ä en faire autant." 

Es war ein Feilschen und Markten hin und her: bald wollte Nuß-
land im Orient Erwerbungen machen, welche Preußen mißbilligte und 
statt dessen Stücke von Polen anbot: bald erklärte sich Oesterreich bereit 
Belgrad und Serbien zu nehmen, worüber denn wiederum Friedrich I I 
in Erstannen gerieth; dann wiedernm schlug Oesterreich Preußen vor, daß 
es für den an Preußeu zu überlassenden Autheil von Polen Glatz an 
Oesterreich abtreten sollte, worauf Friedrich bemerkte, er habe glücklicher 

Baltische Monatsschrift, 7. Jahrg., Bd. XIII, Heft 4. 22 
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Weise die Gicht mit in den Füßen und noch nicht im Kopse; ein ander-
mal wiederum dachte der 'König daran dem österreichischen Kabinct ein 
Stück des venetianischen Gebiets anzubieten. Jede Großmacht hatte ihre 
Liebhabereien, die von den andern nicht immer gebilligt wurden. Friedrich 
der Große bestand aber darauf, daß Elbing preußisch werden sollte und 
meinte: „C'e5t une bagatelle, et il n'en coutera qu'un coup de plurnc 
ä la Russie." Andere hatten wieder andere Wünsche, und je mehr jeder 
zu nehmen hoffte, desto größer mußte der den beiden andern zugestandene 
Antheil ausfallen.' „Das Gleichgewicht" hieß es schließlich „müsse erhal-
teu werden," wie denn der Fürst Kaunitz dem preußischen Gesandten Nodt 
in Wien erklärte „que si la Russie pretendait de scrtir de la guerre 
avec de grands avantages, il etait juste que 1'Imperalrice-Reine en 
eut autant de son cot6 et Volre Majeste ^Friedlich) egalement, saus 
quoi — adieu la balance entre ces trois puissances dont chaeune etait 
interessee a prendre gaide qu'aueune des deux autres n'en sortit." 
Handelte es sich aber um Gebietserweiterung für die drei Mächte über-
haupt, so konnte dieselbe, wie Schlözer richtig bemerkt, nur iu Polen gesucht 
werden. Der Grundsatz der Unteilbarkeit Poleus. lag also auch selbst 
dem Fürsten Kaunitz nicht so am Herzen und auch Maria Theresia und 
der Kaiser erklärten in einer Audienz dem preußischen Gesandten: „qu'on 
voulait avoir sa part en cas qu'il s'agissait d'un dernernbrernent de 
la Pologne, et qu'il lallait s'entre expliquer la-dessus." 

Wie konnte es bei einer solchen Uebereinstimmung im Großen von 
Seiten der drei Mächte und bei der Agonie in Polen nicht zn der Thei-
lung kommen? Thatsächlich war ja Polen auch vor den Theilungeu schon 
in der Gewalt der drei Mächte; die Mißhandlungen, die es erfahren hatte, 
konnten nur abnehmen, wenn es preußisch, russisch und österreichisch wurde; 
au Reformen war llach den Theilungen eher zu denken als vordem. Die 
Theilungen waren von zwei Uebeln das weniger schlimme. 

WaS auf 1772 folgte war im Wesentliche» dasselbe, nur daß Ruß-
land mehr die Initiative hatte und Preußen sich zum Beschützer Polens 
aufwarf, ohne darum auf fernere Theilungen zu verzichten. Der Handel 
war noch nicht zu Ende. I n Preußen ward wohl folgender Plan ent-
werfen: Rußland und Oesterreich werden mit türkischen Ländern bedacht; 
dafür tritt Rußland einen Fetzen Finnland an Schweden, Oesterreich Ga-
lizien an Polen ab; Polen überläßt nach Wiedervereinigung Galiziens 
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Thorn und Danzig, Schweden, nachdem es russifcherseits entschädigt 
worden, Schwedisch-Pommcrn an Preußen. Katharina schrieb etwas spä-
ter: „Wer Polen Galizicn und die Moldau verspricht, kann ihm jetzt 
auch Kiew, Weißrußland, Smolensk und — Moskau versprechen. W i r 
könnten mit besser begründeten Reden ihm ganz Ost- und Westpreußen 
versprechen, wenn wir es nicht für einfältig und unanständig hielten, in 
Aussicht zu stellen und zu versprechen fremdes Gut, das uns nicht gehört." 

Manche Pläne noch sind aufgetaucht: Polen mit Preußen zu verbin-
den unter einem Könige; Polen und Sachsen zu verbinden unter dem 
Kürfürsten; Kauuitz dachte daran ein Erbreich mit einiger Neutralität in 
Polen zu gründen, eine Idee, welche später in Bezug auf Belgien, die 
Schweiz, ja auch Italien wieder aufgetaucht ist; die Polen selbst boten 
Katharina die polnische Krone für den Großfürsten Konstantin, und wenn 
sie das nicht wollte, den Abschluß eines ewigen Bündnisses mit Polen an. 
Man wollte „sich ganz in Nußlands Gewalt begeben, die Kaiserin sollte 
die Constitution ändern, umgestalten, nach Belieben; Polen und Rußland 
sollten so zu sagen in Zukunft ein Volk bilden" (Worte des Vicekanzlers 
von Littanen Chrcptowicz zn Bulgakow). Mittlerweile war die Krisis in 
Frankreich angebrochen; der Ncvolutionskrieg begann. Katharina war 
zufrieden: sie hat es ausdrücklich gesagt zu Chrapowicki: „Je rne casse 
la tete, um den Wiener und Berliner Hof in die französische Angelegen-
heilen hineinzubringen. Der preußische würde schon geheu, aber der Wie-
ner bleibt stehen." An den Vizekanzler Ostermann schreibt die Kaiserin: 
„Die Höfe verstehen mich nicht. Ai-je tort? II y a des raisons qu'on 
ne peut pas dire, je veux les engager dans les affaires, pour avoir 
les couddes franches; ich habe viele unfertige Unternehmungen, und es 
ist nöthig, daß sie beschäftigt seien, um mich nicht zu stören." 

Aber dieselbe Revolution, welche Rußland freie Hand bot im Osten 
Europa's zu schalten, indem die Aufmerksamkeit der Meisten auf den We-
sten gerichtet war, hat nachher oft cjenug ihre Stimme erhoben in der pol-
nischen Sache. Bald war es der nachmalige Consul Lebrun, der in einer 
Note an Preußen mit einer gewaltigen Umwälzung in Europa drohte, 
Oesterreichs Zerstückelung, die Aufwiegelung Polens gegen Rußland in 
Aussicht stellte; bald war es Napoleon, welcher 1812 proclamirte: „der 
zweite polnische Feldzug hat begonnen; der erste schloß mit dem Frieden 
von Tilsit." Es war bequem für die Diplomaten der Revolution sich 
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auf die Theilungen Polens zu berufen.' Als man den französischen Ge-
sandten auf dem Congreß zu Rastatt bemerklich machte, es sei allen bis-
her angenommenen Grundsätzeu des Völkerrechts zuwider, daß das dainci-
lige Directorium die eroberten, aber noch durch keinen Frieden abgetrete-
nen deutschen Lande mit Frankreich durch feierliche Decrete eigenmächtig 
vereint habe, so wiesen sie immer wieder aus das hin, was an Polen 
verübt worden sei. Auf dem Wiener Congreß sagte Talleyrand: „Le par-
tage de la Pologne fut peut-etre, jusqu'ä un certain point, l'excuse des 
bouleversernents auxquels l'Europe a ete en proie." 

Die Geschichte dient nun einmal als das unerschöpfliche Arsenal, aus 
welchem alle Parteien ihre Waffen zu holen pflegen; die Geschichte Po-
Uns und der Theilungen bietet dazu vielfach Gelegenheit. Die Geschichte 
darf als Mittel dienen zur politischen Argumentation, sie giebt der einen 
oder andern Partei die Trümpfe in die Hand, sie hat wohl ein bildendes, 

. erziehendes Moment für den praktischen Politiker; aber der Endzweck der 
Geschichte ist ein anderer: sie vernrtheilt nicht und lobt nicht; sie erläu-
terk, betrachtet, erzählt in dem Maße lehrreich und wissenschaftlich, als sie 
ohne Leidenschaft erläutert, betrachtet, erzählt. Es ist oft weit mehr mo-
tivirt, ein geschichtliches Ereigniß zu beklagen als die Urheber anzuklagen, 
und dies ist um so mehr gerathen bei Ereignissen, welche das Resultat 
sind Jahrhunderte langer Vorbereitung. Bei einem Verhangniß, das so 
lange droht, wie die Theilung Polens gedroht hat, ist die Verantwortlich-
keit der That eine andere als bei Ereignissen, wo Plan und Ausführung, 
Vorbereitung und Vollziehung der Zeit nach fast zusammenfallen. 

Wir schließen mit den Worten des Uebersetzers von Solowjews Buche, 
I . S p ö r e r , welcher in seiner Vorrede sagt: „die im Steigen und S in -
ken der Staaten sich offenbarenden sittlichen Mächte sind aufs Innigste 
verwebt mit den wirthschaftlichen Zuständen, den gesellschaftlichen Gliede-
rungen, den religiösen und politischen Bewußtseinsformen der Völker: dieses 
Volksindividuuni, dieses Volksgeschick 'ist das UrPhänomen der Geschichte. 
Die Ehrenrettungen der einzelnen historischen Persönlichkeiten, mit denen 
übrigens gegenwärtig viel Unfug getrieben w i rd , können nicht auf ganze 
Volksindividuen ausgedehnt werden. Was nicht durch eigene Kraft staat-
lich eziftiren, nicht dem Wesen seines Volksorganismus, gemäß sich im 
Wettkampfe der Culturnationen fortentwickeln kann, stirbt ab; die Arbeits-
Völker zehren die trägen, arbeitsunfähigen Stämme und Volksmassen auf, 
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nehmen sie als Stoff in ihren eigenartigen volksthnmlichen Culturorga-
nismus auf. Wie roh und müst es bei dergleichen Umbildnngsprocessen 
auch hergehen, wie sehr sich anch das humane Gefühl dagegen sträuben 
mag: der Untergang des Schwächlichen, unter den gegebenen Lebensbedin-' 
gnngen zum eigenkrästigen Leben und Gedeihen Unfähigen — ist Sinn 
und Gewissen der Geschichte." 

A. Brückner. 



Ferdinand Malle 
und die deutsche Arbeiterbewegung. 

, ,«©ie französische Februarrevolution war nicht das Ergebniß eines 
Nationalwillens, sondern ein glücklich vollführter Handstreich der sociali-
stischen und republikanischen Clubs; aber bei dem Mangel bestimmender 
Persönlichkeiten und ordnender Kräfte griff der Geist des Socialismus 
immer mehr um sich und durchdrang allmählig den ganzen Staatskörper." 

I n diesen wenigen Worten eines neuereu Historikers ist die Ent-
wickelungsgeschichte jener großen Bewegung vom Jahre 1848 bis zum 
Staatsstreiche vom 2. December angedeutet, für deren Bewältigung die 
„gerettete" französische Gesellschaft Louis Napoleon mit dem Kaisermantel 
schmückte. 

I n keinem andern Lande war der Boden für die Umgestaltung des 
Staates in communistischem oder socialistischem Sinne so zubereitet wie iu 
Frankreich, keine andere Nation hatte, wie die französische, eine so lange 
Reihe-von Männern aufzuweisen, welche für diese Ideen geschrieben und 
gewirkt haben. Die Nonssean, Morell», Mably sind in demselben Sinne 
die Sturmvögel der politisch-socialen Revolution von 1789, wie die 
Sa in t -S imon, Fourier, Cabet jener von 1848. Badens, im Laufe der 
ersteren, bietet zu Louis Blanc, inmitten der letzteren, keine ungeeignete 
Parallele hinsichtlich des praktischen Erfolgs ihrer beiderseitigen Bestre-
bungen *). Ihre Pläne scheiterten am Selbsterhaltungstriebe der Gesell-

*) Und daß dies nicht der einzige Vergleichungspunkt ist, zeigt Alfred S u d r e in 
seiner „Histoire du corninunisrne ou resutaüon Jiistorique des ulopies socialistes," 
Paris 1856, p. 339. 
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schaft: der Eine wnrde hingerichtet, der Andere in die Verbannung getrie-
ben. Die Znkunft wird lehren, in wie weit das Schicksal dieser Männer 
vorbedeutend für die von ihnen vertretenen Ideen gewesen ist. 

Der sociale Charakter der französischen Revolution von 1848 ver-
leugnete sich auch nicht ganz in der von ihr ausgegangenen Bewegung in 
Deutschland. Obgleich die letztere zwar vorherrschend politische Ziele ver-
folgt, so zeigte es sich doch alsbald, daß auch hier die moderne Pro-
ductionsweise mit Maschinenbetrieb und täglich sich höher steigernder Ar-
beitstheilung der Elemente nicht wenige geschaffen hatte, die für die in 
Frankreich ausgestreuten Lehren empfänglich waren. Hatten doch auch die 
Deutschen vor ihren Märzstürmen Vertreter der socialen Wirthschaftstheorien 
in Männern wie Engels, Becker, Weitling gehabt. Aber ihre Lehren 
hatten in den Klassen, für welche sie bestimmt waren, nicht den starken 
Wiederhall gefunden, wie die der überrheinischen Chorführer. Keiner der 
Herde jener Bewegung hatte, Dank der staatlichen Zersplitterung, für 
Deutschland dieselbe Bedeutung, wie sie Paris für das bis zum Extreme 
centralisirte Frankreich hat. Wien, Berlin, Dresden, Karlsruhe hatten dem 
Gewichte, Landeshauptstädte zu sein, nicht noch ein anderes, fast schwere-
res — das, dem Fabrikproletariat zum Hauptsitze zu dienen — binzuzuwerfen, 
selbst nicht für die betreffenden Einzelländer, geschweige für die gesammte 
Nation. Der Arbeiterstand zeigte sich bei weitem unreifer zur Durchfüh-
rung einer socialen Revolution, als hinsichtlich einer politischen sich im 
Großen und Ganzen der Bürgerstand bewiesen hat. Es bedurfte daher 
kaum uoch der inneren Zerrissenheit, des Mangels einer tonangebenden 
Hauptstadt uud geschulter Führer, um die Ausstände in Oesterreich, Preu-
ßen, Sachsen, Baden uud der Pfalz für Gesellschaft und Staat nnendlich 
weniger gefährlich zu machen, als es die Tage vom 22.—26. Juni in 
Paris für Frankreich waren, wo der Socialismus feine ganze Macht ver-
sammelt hatte. Alle Zündstoffe, die seit Iahrzehnden aufgehäuft waren, 
entluden sich zum schrecklichsten Brande: man kämpfte „als Sieger Plüu-
derung, als Besiegter Brandstiftung" auf deu Fahnen, mit dem langge-
nährten Fanatismns religiöser Sectirer. Es galt den Umsturz der moder-
nen Gesellschaft und die auf ihren Ruinen zu errichtende eigene Herrschaft, 
die Herrschaft des „vierten Standes," des Proletariats! 

Wie wenig aber auch in Deutschland der Socialismns mit der poli-
tischen Bewegung zu thun hatte, auch dieses Wenige bereitete ihr dasselbe 
Schicksal wie in Frankreich: es brachte sie um fast alle ihre Erfolge. Die 
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besitzende und gebildete Gesellschaft in Frankreich überlieferte sich in Angst 
und Verzweiflung mit gebundenen Händen dem Bonapartischen Imperia-
liSrnu«; ihre Schwester in Deutschland suchte ihr Heil in der Reaction, 
welche nun ans Jahre hinaus gewonnenes Spiel hatte. I n beiden Län-
dem blieb von jetzt an Alles verdächtig, was mit der, gleichwohl nicht 
wegzuleugnenden Krankheit unserer Zeit iu irgend welchem Zusammen-
hange stand. Dort wie hier sah man hinter der Arbeiterfrage überall das 
Gespenst der „rothen Republik" auftauchen, das in Frankreich kaum be-
schworen war. 

So schüchtern und gesetzlich in Deutschland das Genossenschaf ts­
wesen aufgetreten ist, so sehr das Princip der Selbsthülfe, auf dem es 
beruhen sollte, geeignet war uns der Gefahr einer zukünftigen dentfchen 
Iunifchlacht für alle Zeiten zu entheben — die fast zehnjährige Reactions-
Periode war dennoch seiner Entwickelung nichts weniger als günstig *). 
Nur daß mau ihm gesetzlich auf seine Weise beikommen konnte. Verbun-
den mit der steigenden Anerkennung nnd Betheiligung, die es in dem kei-
neswegs revolutionären Kleinbürgerstande fand, hat es vor dem gewaltsa-
men Einschreiten der Regierungen nach dem Vorgange der französtfchen 
bewahrt. Andererseits wurden aber auch an diese keine anderen Anforde-
rungen gestellt als die des freien Gewährenlaffens, des Zugeständnisses 
unbehinderter Selbstverwaltung, höchstens und zu allerletzt der Hinweg-
räumuug der gesetzlichen Hindernisse, die seiner Ausbreitung und ruhigen 
inneren Entwickelung im Wege standen. Geräuschlos, wie es begonnen, 
schlug es unter der aufopfernden Leitung seines edlen Begründers 
Schulze-Del i tzsch Wurzel in den Schichten des deutschen Haudwerker-
und Arbeitelstandes, um in der Sonne der neu erwachenden politischen 
Freiheit zu freudigem Leben aufzublühen. 

„Schulze hat Hunderttausendeu deutscher Arbeiter, besonders,faus dem 
Handwerkerstande, volkswirthschaftlich größere Dienste erwiesen als \ät 
Jahrhunderten irgend ein Einzelner, ja als Dutzende sonst hochverdien-
ter Männer zusammengenommen," sagt der gründlichste jetzt lebende Ken« 
ner und unverdrossenste Forscher auf diesem Gebiete, Pros. V. A Huber**). 
Kein Wunder, daß diese Hunderttanseude auch in politischer Beziehung 

*) Von 455 in dem von Schulze-Delitzsch herausgegebenen Rechenschaftsberichte für 1864 
aufgeführten Vorschußvereinen sind nur 7 in den Jahren 1850 bis 1855 neu entstanden, 
während sich 8 andere aus den Ichren 1848 und 1849 erhalten haben. 

**) Genossenschaftliche Selbsthülfe der arbeitenden Klassen, Elberfeld 1665, p . 47. 
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hinter ihm standen, a l s , bald nach jenem hoffnnngsreichen Thronwechsel, 
die preußischen Verfassnngskämpfe ausbrachen, und daß sie mit ihm der 
„Fortschrittspartei" sich anschlössen. Ebensowenig aber darf es Wunder neh-
men, daß die gegenüberstehende „kleine aber mächtige Parte i" der junker-
licheu Reactionäre ihrer Gegnerin dieses große Feld zur alleinigen Aus-
beutung nicht überließ. Man mußte sagen können, daß die fortschrittliche 
Kammermajorität nicht der unverfälschte Ausdruck der Volksstimmung und 
der Volkswünsche sei. Dem eigenen Kasteninstinkte zuwider, mußte man 
sich in dem vom Fortschrittsfieber ergriffenen Handwerkerstaude auch einen 
Anhang bilden, mußte man vor der gefährlichen Ansteckung zn reten 
suchen, was noch zu retten war. 

Und siehe da , es gab Leute in diesem Stande — und wieder ist 
dabei nichts zu verwundern — die ebenso wenig begreifen konn ten , als 
das Innkerthum begreifen w o l l t e , daß die schonungslose Zeit schon längst 
die Axt an den eutblätterten Baum der Zünfte und der von ihnen ge-
schützten Selbständigkeit des Handwerks, wie an die verwitterten Privi le-
gien des Adels, gelegt habe; Leute, die selbst durch die von ihren Stan-
desgeuossen in den Genossenschaften errungenen Vortheile sich nicht die 
Augen darüber öffuen ließen, von wo ihnen das Heil kommen könne; 
Leute, die ihren adeligen Führern aufs Wort glaubte«, daß man nicht 
nur zu den Zünften zurückkehren köuue, sondern müsse, um die Groß-
industrie aus dem Felde zu schlagen, indem man ihr von Obrigkeits we-
gen den Lebensfaden abschneide! Und so sah man jene unnatürliche Ver-
einigung der Feudalen und der Zünftler in gleicher Verblendung im Loya-
litätsfrack und mit der Loyalitätsadresse in den Händen, mit dem Fort-
schritte in Staat und Gesellschaft, im Kampfe liegen. Das unfäglich Trau­
rige, was für den Menschenfreund in solcher moderneu Donquizoterie liegt, 
sind die unheilvollen Folgen, die dem so übel geführten Handwerkerstande 
darans erwachsen müssen. Statt ihn hinzudrängen zu jeneu „Innungen 
der Zukunft," wie man die Genossenschaften schon genannt hat, die, so jung 
sie sind, schon genugsam ihre Lebensfähigkeit mit ihren unberechenbaren 
Folgen für die friedliche Umgestaltung unserer heutigen socialen Verhält-
nisse bewiesen haben, wird er mit allen Mitteln davon zurückgehalten. 
Man vertröstet ihn auf die goldene Zeit, wo der mittelalterliche Stände-
ftaat in seiner ganzen Glorie wiederhergestellt sein wi rd ; man weist ihn 
auf eine Zukunft an, die niemals eintreten kann, und macht ihm so die 
weise Benutzung der Gegenwart unmöglich, die für niemand bedeutuugs-
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voller ist als für ihn. Den Klügern unter den Handwerkern scheint übri-
gens schon jetzt die Wartezeit zu lange geworden zu sein: sie werden 
fahnenflüchtig und vermehren, zu ihrem eigenen Frommen, das Heer-der 
„Genossenschaftler" und „Fortschrittler." 

Indessen war die vom Innlerthum in Scene gesetzte und getragene 
Zuuftreaction der Handwerker nicht das einzige Hemmniß, welches dem 
jungen deutschen Genossenschaftswesen in den Weg geworfen wurde. Die 
aus einer Fusion der Altliberalen mit den Demokraten hervorgegangene 
Fortschrittspartei ging den Feudalen in demselben Grade zu weit, als sie 
hinter den Erwartungen der alten Demokratie zurückblieb. 

Zum Vertreter der letztern warf sich F e r d i n a n d Lass a l le auf, ein 
Mann , wie zum politischen Agitator geschaffen: ebenso tief gebildet als 
lebenserfahren; von glänzender Beredsamkeit; voll Zuversicht zu sich und 
seiner Sache; nicht sehr wählerisch in den Mi t te ln ; kaltblütig bei al-
lern verzehrenden Feuereifer; allzeit fertig, eine Schlacht anzunehmen, wo 
und wie sie ihm geboten werden möchte. Nur die rechte, edelmüthige Man-
ueswürde, besonders in der Behandlung seiner Gegner, ging ihm gänzlich 
ab, und dieser Mangel ist schuld daran, gewesen, daß man ihm nicht ein-
mal die Gerechtigkeit widerfahren ließ, welche wenigstens der kritische 
Theil seiner Schriften mit Recht beanspruchen kann. Gegen niemand aber 
hat er mehr gesündigt als gegen seinen unmittelbaren Gegner Schulze-
Delitzsch. Seine letzte Schrift „Herr Bastiat-Schulze von Delitzsch oder 
der ökonomische Jul ian" ist mit Recht ein Pamphlet genannt worden. 
Sie übertrifft bei weitem Alles, und zwar in der für Lassalle unvortheil-
haftesten Weise, was sein Stammesgenosse und Geistesverwandter H. Heine 
je über Börne, Wolfgang Menzel, Platen und die schwäbische Dichterschule 
geschrieben hat. 

Den Schauplatz der politischeu Wirksamkeit, wenn man die achtnnd-
vierziger Zei t ' ) nicht in Anschlag bringen w i l l , betritt Lassalle mit drei 
Broschüren, in denen er, bei Gelegenheit und aus Veranlassung der Hal-
tung der preußischen Kammermajorität gegenüber der Regierung in Bezug 
auf Heeresorganisation und Vudgetbewilligungsrecht, seine Ansichten über 
Verfassungen überhaupt uud die preußische insbesondere darlegte. Zn 

*) Durch Urtheil König!. Landgerichts in Düsseldorf vom 5. I u l i 1849 war Lassallc 
.wegen Auffurderns der Bürgerwehr zum gewaltsamen Widerstand bis zum Blutvergießen 
gegen Entwaffnung derselben und Beleidigung eines Beamten in Bezug auf dessen Beruf" 
mit 6 Monaten Gefängniß bestraft worden. 
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dieser von ihm selbst unter dem Namen „Verfassnngsbroschüren" zusam-
mengefaßten Gruppe politischer Flngschristen gehören der Zeitfolge nach: 
„Ueber Verfassungswefen," „Was nun?" und „Macht und Recht." 
Ihr Inhalt ist kurz folgender. 

Die in einem Lande bestehenden thatsächlichen Machtver-
Hältnisse sind seine Verfassung. Elemente derselben sind: ein Fürst, 
dem das Heer gehorcht; ein Adel, der Einfluß hat bei Fürst und Hof; 
die große Indus t r i e , welche Massen von Arbeitern beschäftigt; das große 
Kapi ta l und die Börse, die über alles Kapital und allen Credit ver-
fügeu und darum bei dcu in unseren Tagen so hochwichtigen Staatsanleihen 
von den Regierungen nicht umgangen werden können; in gewissen Gränzen 
die allgemeine Bildung und in alleräußersten Fälleu auch die Klein-
bnrger und Arbeiter, welche sich leicht die politische Freiheit rauben 
lassen, wenn man ihnen nur nicht direct Person uud Eigenthum antastet. — 
Indem man diesen thatsächlichen Machtverhältnissen schriftlichen Ausdruck 
giebt, macht mau sie zu rechtlichen Einrichtungen. Um die relative Be-
deutung jener Verfassuugselemente hiebei zu bezeichnen,, ist man in Preu-
ßen folgendermaßen zu Werte gegangen: anstatt jedem Bürger, ob reich 
oder arm, dieselbe politische Macht einzuräumen, an der Bestimmung des 
Staatswillens uud Staatszweckes Theil zu nehmen, octroyirte man ein 
Dreiklassenwahlgesetz, das einem großen Kapitalisten ebenso viele politische 
Macht zugesteht als 17 Handwerkern') oder Arbeitern zusammengenom-
men. Die Repräsentanten der drei Wahlerklassen, d. h. der ganzen Nation, 
bilden das Abgeordnetenhaus. Um aber einer Handvoll adeliger 
Grundbesitzer ebenso viel Macht zu geben als der ganzen übrigen Nation, 
schafft man ein H e r r e n h a u s , dessen Zustimmung zu den Beschlüssen des 
Abgeorduetenhaufes erforderlich ist, das also den einstimmigen Willen des 
ganzen Volkes aufwiege« kann. Und damit der König noch weit mehr 
Macht erhalte als beide Hänser zusammengenommen, setzt mau in die 
Verfassung: „Der König U\tyt alle Stellen im Heere" und „Eine Ver-
eidigung des Heeres anf die Verfassung findet nicht statt." Man erklärt 
somit im Princip, daß die Armee außerhalb der Verfassung'stehe, daß sie 
lediglich ein Verhältniß zur Person des Königs, und nicht zum Lande 
haben solle.— Was der modernen Zeit eigenthümlich ist, das sind nicht 

*)'Nach den amtlichen M e n , die im, Jahre 1849 von der Negierung aufgenommen 
wurden, gab es damals 3,255,600 Urwähler, die in folgender Weise in 3 Klassen zerfallen: 
erste Klasse 153,800, zweite Klasse 409,945 und dritte Klasse 2.691,950 Wähler. 
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die wirklichen, sondern die geschriebenen Verfassungen oder das „Blatt 
Papier." Eine wirkliche Verfassung hat jedes Land und zu jeder Zeit 
gehabt. Das die Neuzeit charakterisirende Streben, geschriebene Verfas-
snngen zu errichten, kommt offenbar daher, daß in den wirklichen Macht-
Verhältnissen der betreffenden Länder eine Aenderung eingetreten, also das 
Bedürfniß nach einer neuen Verfassung vorhanden ist. — Die mi t t e l ­
al ter l iche Verfassung mußte, als auf dem Grundbesitz beruhend, eine 
standische sein, in welcher der Adel in jeder Hinsicht der herrschende Stand, 
der Fürst nur prinras inter pares war. Das Wachsen der nicht vom 
Adel abhängigen Bevölkerung in den Städten, der sich in den Händen des 
Bürgers anhäufende Kapital- und Geldreichthum kommt zunächst dem 
Fürsten zu gute. I n den waffenfähigen Mannschaften der Städte ersteht 
ihm eine nene Macht, mit den Substdien der Bürger und Gewerke wirbt 
er sich ein stehendes Heer, der Adel wird niedergeworfen und schrumpft 
zu einem Ornamente des Thrones ein. Mit Kanonen beweist man jetzt 
dem Gtändehaus die Souveränität des Landesfürsten: das abso lu te 
K ö n i g t h u m ist entstanden; das stehende Heer bildet jetzt die Verfassung 
dieser Gesellschaft. — Industrie und Gewerbe heben sich aber immer 
mehr und mehr; die Bevölkerung steigt und steigt; das stehende Heer 
muß vergrößert werden, bis endlich eine so riesenhafte Entwickelung der 
bürgerlichen Gesellschaft eintritt, daß der Fürst nicht mehr vermag, in 
gleichem Verhältniß durch seiu Heer an diesen Machtverhältnissen des Bür-
gerthums Theil zu nehmen. Letzteres beginnt jetzt seine selbständige po-
litische Macht zu fühlen. Hand in Hand mit der gewaUigen Entwickelung 
der Bevölkerung geht eine noch großartigere Entwickelung des gesellschaft-
lichen Reichthums, der Wissenschaften, der allgemeinen Bildung und des 
allgemeinen Bewußtseins. Die Bürger sagen jetzt: „der Fürst soll uns 
nur nach unserem Willen beherrschen, unsere Angelegenheiten leiten!" Die 
realen Machtverhältnisse haben sich wieder geändert. I n einer solchen Ge-
sellschaft tritt — der 18. März 1848 ein. — Jetzt, da alle Gesetze des 
öffentlichen Rechts zu Boden liegen, macht sich die Nothwendigkeit geltend, 
eine neue geschriebene Verfassung zu machen. D a aber eine geschriebene 
-Verfassung nur dann eine gute und dauerhafte ist, wenn sie den realen, 
im Lande bestehenden Machtverhältnissen entspricht, so hätte man zunächst 
nicht geschriebene, sonoern wirkliche Verfassung machen, d. h. die bestehen-
den Machtverhältnisse zu Gunsten der Bürger umändern müssen. D a s 
Heer mußte vor allem derart umgestaltet werden, daß es niemals wieder 
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als ein bloßes Machtmittel des Fürsten gegen die Nation verwendet wer-
den könnte. Es mußte aus einem Fürstenheere zu einem Volksheere um-
gestaltet werden. — Von alle dem ist im Sommer 1848 in Preußen nichts 
geschehen. Kein Wunder, daß die Märzrevolntion im November wieder 
rückgangig gemacht werden konnte und rcsultatlos blieb. Man hatte nicht 
in die Executive eingegriffen und dieselbe nicht so sehr umgeformt, daß sie 
sich nie wieder selbständig dem Willen der Nation entgegenstellen konnte. 
M i t den ungebrochenen Machtmitteln jener Executive konnte daher schon 
im November die Nationalversammlung auseinandergejagt werden, ehe 
ihr Zeit gelassen war, eine neue Verfassung zu machen. Die vom König 
nun freiwillig gegebene Verfassung war um deß willen durchaus nicht le-
bensfähiger als diejenige, welche von der Nationalversammlung zu erwar-
ten gewesen wäre. Zweimal mußte sie abgeändert werden, nur damit sie 
vom Könige beschworen werden konnte. Seitdem ist jedes Jahr von sol-
chen Veränderungen bezeichnet, so daß keine Fahne, die 100 Schlachten 
mitgemacht, so durchlöchert nnd zerfetzt ist wie die preußische Verfassung.— 
Nun giebt es eine Partei der „Verfassungsgetreueu/ die zum Feldgeschrei 
gemacht hat, „sich um die Verfassuug schaaren." Wo ein solcher Rnf aus-
gestoßen wird, ist es immer ein sicheres Zeichen, daß die geschriebene Ver-
fassung der wirklichen widerspricht; und wo einmal ein solcher Widerspruch 
besteht, da ist die erstere unrettbar verloren. S ie kann nach rechts hin 
abgeändert werden, um sie in Einklang zu bringen mit der organisirten 
Macht der Gesellschaft, oder nach l i n ks hin, 'indem die unorganisirte jene 
besiegt. Aber verloren ist sie auf jeden Fal l ! Verfassungsfragen sind ur-
fprünglich nicht Rechtsfragen, sondern Macht fragen; geschriebene Ver-
fassnngen sind, wie bereits gesagt, nnr dann von Werth und Dauer, wenn 
sie der genaue Ausdruck der wirklichen in der Gesellschaft bestehenden 
Machtverhältnisse sind. Daß dies bei der preußischen nicht der Fall ist, 
beweist der zwischen Regierung und Abgeordnetenhaus bestehende Conflict. 
Jene setzt sich, im Bewußtsein die organisirte Macht des Heeres und Be-
amtenthums in den Händen zu haben, einfach über die Beschlüsse der Ver-
treter der Nation hinweg, deren thatsächliche Uebermacht nicht zur Geltung 
kommen kann, weil sie unorganisirt ist. Diesen Streit zum siegreichen 
Austrag für die Nation zu bringen, giebt es kein anderes Mit tel — Stcuer-
verweigeruug wäre unter solchen Verhältnissen unansführbar, an Insurec-
tion ist nicht zu denken — als durch den Mund der Abgeordneten ans-
sprechen zu lassen, was ist. M i t dem Scheinconstitntionalismns, der 
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nicht eine Errungenschaft des Volkes, sondern der Regierungen ist, wird 
ausgesprochen, was nicht ist; denn derselbe ist eine Lüge, eine Komödie. 
Er ist die Fortdauer des Absolutismus unter der Maske der Constitution. 
Er giebt somit den Regierungen alle Vortheile des ersteren mit allen 
Vortheilen des letzteren in die Hände. Er ist uustttlich, depravirend für 
Regierungen und Völker. Ans diesem Zustande der Lüge kommt man in 
Preußen aber nur heraus, wenn die Abgeordneten Klarheit und Energie 
genug besitzen — denn Muth ist dazu wenig erforderlich — zu beschließe«, 
„daß sie ihre Sitzungen auf unbestimmte Zeit und ans so lange 
aussetzen werden, bis die Regieruug den Nachweis an t r i t t , 
daß die verweigerten Ausgaben nicht länger fortgesetzt werden." 
— Die Regierung kann freilich zur Auflosung schreiten. Eine Neuwahl 
wird aber dieselbe Kammer erzeugen, welche nur denselben Beschluß aufs 
neue zu fassen brauchte. Entweder wird man dann oben nachgeben, oder 
mau wird sich gezwungen sehen ohne Kammer fortzuregieren, also zum 
nackten Absolutismus zurückzukehren. Dieses aber ist für die civilisirten 
Nationen Europa's zur Unmöglichkeit geworden. Das beweist Napoleon III, 
der sich, von dieser Ueberzeugung durchdrungen, eine Deputirteukammer 
beigelegt hat. Das beweist Oesterreich, das aus freiem Antriebe, ohne 
vorausgehende Rcvolutiou, zum Coustitutionalismus zurückkehrte. — Em 
solcher Schritt würde aber, auch abgesehen von solcher Betrachtung, der 
unorganisirten Macht der Nation eine verstärkte Bedeutung, den Schwuug 
erhöhter Energie geben. - Sie würde mit ihrer ganzen materiellen Ueber-
legenheit jetzt die Angreiferin sein, nnd weil sie 'dies wäre, müßte sie 
über kurz oder lang siegen. Der Absolutismus könnte auf die Dauer, 
schon in Rücksicht auf die auswärtige Politik, einen solchen Sturm nicht 
aushalten. Es wäre nur eine Frage der Zeit, wann er zu den Füßen 
der Nation seinen Geist aufgäbe, wanu diese der Regierung ihre Bedin-
gungen dictiren könnte. — Also kein Vertuschen, Verheimlichen, Bemän-
tein; vor allem — keinen Compromiß! Man kann die Regierung 
nicht umlügen. Denn „alle reellen Erfolge im Leben wie in der Ge-
schichte lassen sich nur erzielen durch reelles Umarbeiten und Umackern, 
nie dnrch Umlügen." Nichts mehr und uichts weuiger ist zu fordern und 
durchzusetzen als das parlamentarische Regiment, ohne welches jede 
Constitution nur Scheinconstitution, eine reine Fiction ist. 

Der von Lassalle, ausgesprochene Grundsatz, daß die Verfassungsfrageu 
ursprünglich nicht Rechts« sondern Nachfragen seien, wurde von der libe-
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raten Presse dahin erklärt, daß anch nach Lassalle's Ansicht „ M a c h t vor 
Recht gehen so l l e " und daß also Herr v. Bismarck gleichsam nur als 
fein Schüler handele, wenn er der Kammer gegenüber demselben entspre-
cheud verfahre. 

Dagegen vertheidigte sich Lassalle, indem er nachwies, daß seine Ber-
fassuugsbroschüren nicht ethische Abhandlungen, sondern historische Unter­
suchungen seien; daß ihr Gegenstand also nicht sein könne zu entwickeln, 
was sein sollte, sondern was wirklich ist; daß, obgleich Recht vor Macht 
gehen s o l l t e , doch in Wirklichkeit immer Macht vor Recht gehe und zwar 
so lange, bis dieses nun auch seinerseits eine genügende Macht gesammelt 
hat, um die Macht des Unrechts zu zerschmettern. Zur Begründung sei-
ner Behauptung führt er nun eine Reihe von Beispielen aus der preußi-
scheu Verfassungsgeschichte an, die ihm allerdings Recht geben*). Eine 
feierlichere Bedeutung, sagt er hierauf, hätten die Worte Schwerins, daß 
im preußischen Staate „Recht vor Macht" gehe, nur im Munde von Man-
nern gehabt, die entschlossen gewesen wären, auch die Macht h in te r das 
Recht zu setzen. Ueberhaupt habe Niemand in Preußen das Recht vom 
Rechte zu sprechen als die alte und wahre Demokratie, die stets am Recht 
festgehalten und sich zu keinem Compromiß mit der Macht erniedrigt habe. 
Anch die Fortschrittspartei habe nicht das Recht vom Rechte zu sprechen, 
da sie die offenbarste Vergewaltigung desselben hinnehme. Die Demo-
kratie allein habe den Bruch des Rechts nie sanctionirt; bei ihr allein sei 
alles Recht — nnd bei ihr allein werde alles Recht sein! 

Lasfalle bekennt sich also offen nnd entschieden zur Demokratie. Er ver-
hehlt nicht, daß er leinen Glauben an die Fortschrittspartei habe, die in 
principieller Hinsicht nur das Festbalten an der preußischen Verfassung als 
ihre Fahne aufpflanze, jene Partei, die nur Dinge, wie die Abwehr einer 
einseitigen Militärorganisation, die man in andern deutschen Ländern nicht 
einmal versuche,,oder das Festhalten'am Bndgetbewilligungsrechte, das 
man in andern deutschen Ländern nicht einmal bestreite, zum Inha l t ih-
res Kampfes mache. Aber er tritt noch nicht in offenen Kamps mit dieser 
Partei. Er erkennt ihr bis jetzt noch ein Verdienst, wenn anch nur ein 
mäßiges, um die politische Freiheit zu. Diesen Kampf, aber nicht bloß 
mit ihr, sondern mit dem modernen Constitntionalismus überhgupt, oder 
vielmehr mit ihr als der Repräsentantin des sogenannten „Bo.nrgeoisprin-

*) „Macht und Recht,« Zürich 1663 S. 10 und 11. 
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cips" im heutigen Staate, nimmt er erst auf in zwei weiteren Gruppen 
von Flugschriften und Abhandlungen. Zugleich verlegt er mehr und mehr 
den Schwerpunkt des Streites vom politischen Gebiete hinüber in das sociale. 

Schon indem er die Kampfobjectc, um welche es sich im preußischen 
Versassungsconflict handelt, als viel zu geringfügig bezeichnet; indem er fer-
ner den Schcinconstitutioualismus auch mit der Durchsetzung des Budget-
bewilligungsrechts nicht ganz überwunden erklärt, geht er weit über die 
Ziele hinaus, welche die Fortschrittspartei sich gestellt hatte. Indem er 
aber die Arbeiterfrage in den Streit hineinzieht, der Kammer geradezu die 
Berechtigung ihrer Existenz, insofern sie dieselbe auf das Dreillassenwahl-
gesch stützt, abspricht und zur Besiegung des wachsenden Absolutismus eine 
auf Grund des allgemeinen und directen Stimmrechts erwählte Kammer 
verlangt, tritt er in den entscheidendsten und unheilbarsten Gegensatz zu 
ihr. Er wirft dieser Partei, seine Ansichten und Bestrebungen motivirend, 
jetzt vor, daß es ihr an jener Energie ganz und gar gebreche, welche er-
forderlich gewesen wäre, auch uur jenen beschränkten Conflict mit der Re-
gierung würdig und siegreich zum Austrage zu bringen. Indem sie fort- -
fahre mit einem Ministerium parlamentarische Geschäfte zu erledigen, wel-
ches>von ihr selbst für criminalrcchtlich verantwortlich erklärt worden sei, 
habe sie sich und das Volk erniedrigt und ein Schauspiel der Schwäche 
und Würdclosigkeit ohne Gleichen gegeben. Sie selbst sei damit der Ne-
gierung bchülflich gewesen, den Schein eines coustitutionellen Zustandes 
aufrecht zu erhalten und so alle Vortheile desselben mit allen Vortheilen 
der absoluten Gewalt zu vereinigen, anstatt ihre Sitzungen solange einzu-
stellen, bis die Regierung entweder das verfassungsmäßige Recht der Kam-
mer achte oder aber, auf jeden Schein der Constitution verzichtend, die 
ungeheure Verantwortlichkeit eines offenen und unumwundenen Abfoln-
tismus auf sich nehme. Eine solche Partei habe ihre gänzliche Ohnmacht 
einer entschlossenen Regierung gegenüber, ihre Unfähigkeit die geringste 
reelle Entwickelung der Freiheitsiuteresseu herbeizuführen und den Mangel 
an allem Sinn uud Verständniß für praktisches Ehrgefühl genügend bewiesen. 

Nichts ist also, von Lassalle's Standpunkt aus, confequenter, als 
daß eine solche Partei die Nation nicht länger vertreten kann noch darf; 
daß entweder eine neue gebildet oder eine bereits vorhandene verstärkt 
werden mn^. Diese neue Partei könnte aber keine andere sein als die 
entschieden demokratische. Sie zu bilden ist der Hauptzweck der von 
ihm betriebenen Agitation. Das Object derselben konnte nur eiue Bevöl-
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kerungsschicht sein, deren Interessen im modernen Constitutionalismus, bei 
offenem wie bei mehr oder minder verdecktem Wahlcensus, am wenigsten 
vertreten sind. Es sind die Besitzlosen gegenüber den Besitzenden, die 
Handwerker gegenüber den großen Fabrikanten, die Lohnarbeiter in Stadt 
und Land gegenüber den Unternehmern und Grundbesitzern. Riß er diese 
mit sich fort und formirte aus ihnen eine große deutsche Arbeiterpartei, 
so hatte er nach seiner eigenen, auf Grund der preußischen Staatsstatistik 
aufgeführten Berechnung nicht weniger als 89 bis 96 Procent der Be-
völkerung gewonnen. Der Nest, so gewaltig er gegenwärtig in Beziehung 
ans Bildung und Besitz dasteht, so überlegen er der Masse an politischer 
Macht ist, mußte beim allgemeinen und directeu Wahlrecht jener unauf-
haltsam das Feld räumen. War erst das allgemeine Stimmrecht durch-
gesetzt, so mußte und konnte der Staat im Interesse der unendlichen Mehr-
heit umgestaltet, so konnten die schreienden Mißstände in der Lage dersel-
ben beseitigt werden. Anders aber als so, geht es nicht. Das historisch 
gewordene Uebergewickt des Besitzes und der Bildung sucht sich durch 
die Staatseiurichtuugen zu verewigen, und daß dies geschehe, liegt eben in 
dem Interesse jener besitzenden und gebildeten Klassen, die gegenwärtig auch 
im Besitze der größten politischen Macht sind — im Interesse der 
„Bourgeoisie" mit einem Wort. 

Um aber die Arbeiter für ein solches Ziel zu begeistern, mußte Las-
falle sie erst über ihre eigene Lage in 6er heutigen Gesellschaft aufklären, 
mußte ihnen die Natur ihrer Interessen erst zeigen, nachweisen wo diesel-
ben liegen, wie ihnen zu dienen sei. Er wurde Soc ia ldemokra t . Was 
ihm anfänglich nur Mittel war, vermischt sich nach und nach mit dem 
Zwecke und wird zuletzt Selbstzweck — das Soc ia le . 

Es unterliegt kaum einem Zweifel, daß auf dem Grunde seiner Seele 
als Ideal eine sociale Republik ruhte, obgleich er klug genug war, keine 
Silbe darüber verlauten zu lassen. J a , als ob er absichtlich über seine 
geheimsten Gedanken in dieser Hinsicht irre führen wollte, nimmt er gele-
gentlich bald den starken Staat — in Frankreich ha t , in Preußen w i l l 
man einen solchen — gegen die Bourgeoisie in Schutz, die den Staat über-
haupt am liebsten in der bürgerlichen Gesellschaft untergehen lassen möchte, 
bald die „des Herrschen« gewöhnte alte Aristokratie" gegen die ebenso 
herrschsüchtige als schwache Kammermajorität, „des Königs Minister" 
gegen das „Keifen" des Herrn von Unruh! 

Man hat feine Lehren von gegnerischer Seite einen Abklatsch des So-
Baltische Monatsschrift, 7. Jahrg., Bd. XIII. Heft 4. 23 
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cialismuö geheißen. Lassalle ist ein viel zu selbständiger Denker, um einen 
solchen Vorwurf zn verdienen. Sciue Kritik der „gegenwärtigen und hi-
storisch gegebeneu Zustande sowie der bisherigen Volkswirthschaftslchre" 
fällt in der Hauptsache mit jener der übrigen Socialtheorctiker zusammen. 
Wie sie ist er ein nuvcrsöhnlicher Feind der freien Concurrenz und des 
egoistische« Wirthschaftsprincips im allgemeinen. Aber wir haben die al-
len Vertretern des Communismus und Socialismus gemeinsamen An-
griffe auf das Pnvateigenthum, auf den Handel und das Geld vergeblich 
bei ihm gesucht. Er erkennt das Pnvateigenthum im Gegentheil als voll-
kommen berechtigt und nothwendig an*), wie wir später genauer nach-
weisen werden; damit muß er natürlich auch das Erbrecht zugeben, kann 
Familie und Ehe nicht negiren. Der Handel wird nirgends als nnsitt-
lich und ökonomisch nachtheilig an sich dargestellt, wenn er auch seine Aus­
wüchse in beider Hiusicht scharf rügt. Eciue Ansicht über das Geld drängt 
er in dem Satze zusammen: „Das Geld, als das „Kapital par excellence," 
ist in noch höherem Sinne Kapital als selbst das stehende Kapital." Hie-
mit weist er ihm eine so wichtige Stelle im heutigen Productionsproceß 
au, daß au einen Angriff auf dasselbe, welcher auf seine Beseitigung ab-
zielen könnte, gar nicht gedacht werden darf. 

Die Kritik der bisherigen Volkswirthschaftslehre betreffend, so sind 
die Kategorien „Werth," „Kapital," „Kapitalzius," „Geld," „Arbeits- und 
Unternehmerlohn," wenn nicht neu, doch selbständig cutwickelt und dargestellt. 

Die meisten Schwächen bietet sein positives System oder die „Or-
ganisation der Gesellschaft, welche die Menschheit in der Zukunft anstreben 
soll." Durch eine solche Schwäche zeichnen sich freilich alle Socialschrift-
steller aus gegenüber dem oft meisterhaften kritischen Theil ihrer Werke. 
Hier verläßt Lassalle sein streng consequcutes Denken; er kommt auf 
Dinge zurück, die in Theorie und Präzis längst als abgethan zu betrach-
ten sind. Er weiß einzureißen aber nicht aufzubauen; er ist ein gewandter 
Agitator, aber ein sehr ungeschickter Organisator. Hier haben seine Vestre-
bungen die meiste Aehnlichleit mit denen Louis Blanc's. Und obgleich er 
die F re ihe i t der Associationen mit starker Betonung hervorhebt, also 

*) Stark socialistisch gefärbt ist freilich folgende Anmerkung" zu , 3 . 36 in Bastiat-
Schulze: „Viel tiefer als alle rationalistischen Juristen, PseudoPhilosophen und Liberale, die 
in dem Staate nur eine Anstalt sehen, um das als ihm v o r a u s g e h e n d und als n a -
t u n echt lieh gedachte E i g e n t h u m zu schützen, läßt Hobbeö das Eigenthum erst durch 
dm positiven Slaat und als positive Staatseinrichtung entstehen. 
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nichts wissen will von der allmächtigen Centralgcwalt der Egalitaires, 
noch von der alle geistliche und weltliche Macht in sich vereinigenden Hierar, 
chie der S t . Simonisten, noch von Fourierscher Phalangen- und Phalan-
sterienwirthschaft— obgleich er von all diesen u n f r e i w i l l i g e n Associa-
tionen nichts wissen will, so laufen doch am Ende seine Productivgenossen-
schaftcn mit Staatösubvention, ja selbst nur mit einem eröffneten Staats-
credit, schließlich auf nichts anderes hinaus als auf eine Art Louis Blanc-
scher Nationalwerkstätlen. Der Staat muß auch bei ihueu die Leituug 
der Nationalindlistrie mittelbar oder unmittelbar in die Hand nehmen; die 
productive Arbeit verliert ihre Freiheit. Der Staat wird entweder über-
machtig oder er unterliegt der Wncht seiner Aufgabe und zerfällt zum 
Ruin der Gesammtheit. 

Endgültig zu entscheideu, ob Lassalle Socialist gewesen oder nicht, 
ist an sich von keinem Belange. Wir haben es hier mit der Sache, und 
nicht mit dem Worte dafür zu thun. Er scheint sich selbst über seine 
Stellung zum Socialismus entweder nicht ganz klar gewesen zu sein oder 
keinen Werth darauf gelegt zu haben. Während er in seinen „Offenen 
Antwortschreiben" den Arbeitern zuruft, sich durch das Geschrei von So-
cialismus und Communismus uicht irre führen zu lassen, da nichts weiter 
davon entfernt sei als die Forderung der Arbeiter an den Staat, durch 
feine Hülfsleistung eine wirkliche Verbesserung der Lage ihres Standes als " 
solchen herbeizuführen, fo sagt er in seinem Bastiat-Schulze: „Der Ber-
liner Fortschrittsökonom, Herr Faucher, erklärte gelegeutlich in einer öko-
nomischen Gesellschaft, Bastiat habe Proudhon und den Socialismus „ver-
nichtet." Es war freilich leicht, Proudhou ökonomisch zu vernichten, da 
derselbe niemals ein Oekonom gewesen ist. Was aber den S o c i a l i s -
mus b e t r i f f t , so ist derselbe so f r e i , durch mich H e r r n Bast iat 
diesen Dienst hier wieder zu gebcu" — womit er sich allerdings 
zum Vertreter des Socialismus aufwirft. Da er aber gerade in letzterer 
Schrift am weitesten geht und obgleich er darin, soweit es seine Polemik 
gegen den Schulzeschcn „Arbeiterkatcchismus" und dessen ökonomische Rich-
tung zuläßt, feine Ansichten sogar systematisch entwickelt, so halten wir es 
doch wegen der hier alles beherrschenden leidenschaftlichen Gereiztheit und 
der Lassalle überhaupt charakterisirenden Maßlosigkeit im Streite mit 
einem andern Ausspruch desselben. I n seinem Arbeiterlesebuch nämlich 
sagt er: „So oft ein großer Mann der Wissenschaft es sich hat daran 
gelegen fein lassen, Mittel und Wege zu finden, die Lage der arbeitenden 

23* 
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Klassen zu verbessern, so hat man ihn immer mit dem Schlagworts zu Bo-
den zu schmettern gesucht: Socialist! Nun wenn mau dies unter Socia-
lismus versteht, dann in 33,000 Teufels Namen,- dann sind wir Socia-
listen. Glaubt man, ich würde mich vor einem Worte fürchten? Ich nicht, 
Und sollten Sie so furchtsam sein? Ich hesse — nein!" 

I n dieser letzteren Hoffnung hat er sich freilich gewiß bei der Mehr-
zahl seiner Hörer und Leser getauscht. Mau fürchtet sich freilich vor einem 
Worte uud ganz besonders vor diesem, je weniger mau seine Bedeutuug 
kennt; wie mau das Unbekannte im allgemeinen immer am meisten furch-
tet! Glaubt doch jetzt noch Mancher, der sich Wunder wie klug und ge-
bildet dünkt, die Sache damit abgemacht: „Was Lassalle? Lassalle war ja 
Socialist!" Er keunt den Mann nicht; er weiß nur daß mau ihn so heißt. 
Der Näme schon genügt ihm, um die Person zu verwerfen und die ganze 
Sache, die von ihr vertreten wird. 

Obgleich wir es hier hauptsächlich mit der vou Lassalle ausgehenden 
Agitation als einer Episode in der allgemeinen deutschen Arbeiterbewegung, 
besonders in «ihrem Verhältniß zum Genossenschaftsweseu im Sinne vou 
Schulze-Delitzsch, zu thun haben, so konnten wir doch nicht umhin, Las-
salle's politische Parteistellung zu charakterisiren, solange und soweit die-
selbe noch von der eigentlichen Arbeiterfrage unberührt blieb. Wir muß« 
teu erst den Boden kennen lernen, auf welchem jene Agitation erwuchs, 
um nachweisen zu können, warum sie so wenig Resultate erzielte. Wäre 
er der herrschenden Parteiströmung des Liberalismus, besser des „Fort-
schritts," gefolgt, statt als Einzelner gegen den Strom schwimmen zu wol-
len, so wäre er. was wohl seinem Ehrgeize nicht genügte, auch eine Größe 
des Tages geworden. Er wäre, wie sie, von der liberalen Presse umjubelt, 
vou den Reactionären, Pfaffen uud Junker» gehaßt worden. Nun aber 
paßte er weder in die Schablone der einen, noch der andern Partei, und 
da er beide gleich verachtete, wurde er vou jeder gleich gehaßt; verachten 
konnte man ihn nicht als Gegner. 

Das Zeitungsgeschwister, wie er mit Göthe sagt, welches die öffent-
liche Meinung macht und dem Leser jeden Morgen die Tagesparole und 
das Tagesurtheil wie Küchenproviant fertig ins Haus liefert, suchte ihn 
entweder als lächerlich, meist als gefährlich darzustellen. Dabei wußten 
die beiden extreme» Parteien ihn ganz gut für sich gegen einander zu ge-
brauche«. Die Fortschrittspartei brauchte ihn als Popanz gegen die Feu-
daleu. Man konnte an seinem Beispiele zeigen, wie mau doch selbst so 
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billig, so vernünftig in seinen Anforderungen sei nnd wie man noch ganz 
Anderes verlangen könnte, wie Exempel beweisen. Die Kreuzzeitnngspartei 
triumphirte offen darüber, daß einer der „revolutionären Juden" mit riet)* 
tigem Instlncte den Nagel auf den Kepi qet'.l'ffen und nur noch nicht 
alles gesagt habe, was er wisse und denke. Wahrend man auf liberaler 
Seite ihn verdächtigte, daß er insgeheim im Bunde stehe mit den Feu-
daleu oder ihnen doch wenigstens in die Hände arbeite, zählten diese ihn 
zur Gegenpartei und sagtcu: „Im Grunde sind sie alle „Revolutiouäre. 
Dieser Eine unter ihnen nur plaudert aus der Schule; das ist der ganze 
Unterschied!" 

So waren die äußern Umstände den Lassallescheu Bestrebungen keines-
wegs günstig. Wi r werden jetzt zu zeigen haben, daß in ihrer eigenen 
Natur indessen der Hauptgrund lag, warum sie scheitern mußten . 

Lassalle hielt am 12. April 1862 im Berliner Handwerkervereiu der 
Oranienburger Vorstadt eiuen Vortrag „über den besonderen Zusammen-
hang der gegenwärtigen Geschichtsperiode mit der Idee des Arbeiterstan-
des," den er später uuter dem Titel „Arbe i te rp rogramm" veröffentlicht 
hat. Er wurde in Folge davon angeklagt, „die besitzlosen Klassen zum 
Haß und zur Verachtung gegen die Besitzenden öffentlich angereizt" zu 
haben. Das Berliner Criminalgericht verurtheilte ihn nach einer äußerst 
stürmischen Sitzung, trotz seiuer glänzenden Vertheidigungsrede, welche er 
als „die Wissenschaft und die Arbeiter" seitdem als Broschüre er-
scheinen ließ, in erster Instanz zu 4 Monaten Gefängniß und Tragung 
der Kosten. Zwei weitere Flugschriften, „die mündliche VerhandluuK 
nach dem stenographischen Bericht" und „das Urtheil erster I n -
stanz mit kritischen Randnoten znm Zwecke der Appel la t ions-
rechtfertignng," erhöhten das Aufsehen, welches der Lassallesche Crimi-
nalprozeß weithin -gemacht hatte. Schließlich wurde in dieser Angele-
genheit auch seine Vertheidiguugsrede vor der zweiten Instaug, dem K. 
Kammergerichte in Berlin, nnter dem Titel „die indirecte S t eue r und 
die Lage der arbeitenden Klassen" von ihm veröffentlicht. 

Die Art , wie er während des ganzen Verlaufs dieser Rechtssache in 
Wort und Schrift, mit wohlberechneter Absichtlichkeit, der Sache der Ar-
men nnd Nochleidenden in der Gesellschaft, der Arbeiter, sich annahm, 
lenkte deren Aufmerksamkeit auf ihn. 

I m Anfange des Jahres 1863, als er, wie er uns selbst erzählt, 
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im Begriff war, ein nationalökouomisches Werk *) nnter dem Titel „Grund-
limen einer wissenschaftlichen Nationalökonomie" zu schreiben, erhielt er 
einen Brief von dem Centralcomite zur Berufung eines Allgemeinen 
deutschen Arbeiiercongresses zu Leipzig, welches ihn aufforderte, demselben 
in einer ihm passend erscheinenden Form seine Ansichten über die Arbeiter-
bewegung und die Mittel, dereu sie sich zu bedienen hat, um die Verbes-
serung der Lage des Arbeiterstaudes in politischer, materieller und geistiger 
Beziehung zu erreichen, sowie besonders auch über den Werth der Schulze-
schen Associationen für die ganz unbemittelte Volksklasse, auszusprechen. 

Damit war die Frage in praktischer Gestalt an ihn herangetreten: 
er erließ sein „ O f f e n e s Antwor t schre iben , " und die Agitation brach 
aus. Dieser dieuten drei fernere kleine Schriften: das „ A r b e i t e r l e s e -
buch," „An die Arbe i te r B e r l i n s , " und „ H e r r B a s t i a t - S c h u l z e 
v. Delitzsch der ökouomische I u l i a u oder C a p i t a l und Arbei t . " 

I n den erwähnten 9 Broschüren liegen nun die Gedanken, deren 
Umriß wir hier zu entwerfen versuchen wollen, zerstreut, unter den man« 
nigfaltigsten Modisicationen und Wiederholungen. zwischen historischen, 
philosophischen, nationalökonomischen, statistischen Citaten und durchwoben 
von den Ergießungen einer herben, alle Gegner verachtenden und jeden 
aufs nene provocirenden Polemik. Es ist nicht leicht, Ordnung in dieses 
Chaos zu bringen. Die einzelnen Veranlassungen, unter denen Lassalle 
geschrieben oder gesprockien hat und nnter denen seine Schriften nnd seine 
Worte so ergreifend wirkten, e^istiren für uns nicht mehr. Nicht nnr hier-
dnrch, Indern auch durch die besondere Art des schriftlichen Ausdrucks, den 
Lassalleschen Styl , den wir doch nicht wiederzugeben im Stande sind, entgeht 
uns ein Element der Frische nnd Kraft, das den Lassalleschen Schriften in 
hohem Grade eigen ist. Wo es angeht werden wir ihn indessen, wie 

*) Das Programm desselben sollte ein Satz aus seinem 1861 erschienenen „System 
der erworbenen Rechte," I p. 264, sein: „ I n socialer Bczieliung steht die Welt an der 
Frage, ob heute, wo es lein Eigenthum an der unmittelbaren Benutzballeit eines andern 
Menschen mehr giebt, ein solches auf seine mittelbare Ausbeutung ejistirm soll, d h. gründ, 
lich: ob die fteie Bethätigung und Entwickelung der eigenen Arbeitskraft ausschließliches 
Piivateigenthum de« Besitzers von Arbeitssubstrat und Arbeitsvorschuß iCapital) sein, und 
ob folgeweise dem Unternehmer als solchem, und abgesehen von der Nemuneration seiner 
etwaigen geistigen Arbeit, ein E i g e n t h u m an f remdem A r b e i t s w e r i h e (Capitalprämie, 
Capitalprofit, der sich bildet durch die Differenz der mm und Vergütungen sämmtlicher, 
auch geistiger Arbeiten, die in irgend einer Weise zum Zustandekommen des Products bei-
gtrwPN haben) zustehen soll/ 
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wir es theilweise auch bis jetzt schon versucht haben, immer selbst spre-
chen lassen. 

Wenn das Ziel der ganzen Arbeiterbewegung, ohne alle Rücksicht auf 
die nationalen Besonderheiten und die wie auch immer verschiedenen Ideen 
der Führer, überall und immer das sein soll, die Mißstände der heutigen 
socialen Ordnung aufzuheben und zn einer möglichst reinen Harmonie ans-
zugleichen, insbesondere aber die Lage der arbeitenden Klassen für alle Zu-
fünft zu verbessern, so ist uns damit auch der Plan gegeben, nach welchem 
wir bei unserm Gange durch die Lassalleschen Schriften verfahren können. 

Es wird sich zunächst fragen: was ist an den heutigen socialen Zn-
ständen überhaupt und an denen des Arbeiterstandes insbesondere der 
Verbesserung bedürftig? und wie sind dieselben historisch geworden? 
Die Beantwortung beider Fragen setzt die genanc Kenntniß eben dieser 
Zustände voraus. Dann wird es sich um die Mittet handeln, wie die-
selben zn beseitigen sind und wie ein befriedigendes Neue an ihrer Stelle 
aufgebant werden kann. Unter den Hindernissen zur Aufführung eines 
solchen Neubaues wird uns, nach Lassalle's Anschauung, als vorzüglichstes 
die bisherige Volkswirtschaftslehre entgegentreten, deren Kritik daher einen 
namhaften Theil seines Systems ausmacht. Endlich würde die neue Gesell-
schaftŝ orm selbst darzustellen und zu zeigen sein, wie weit sie dem für sie ent-
worfenen Ideale entsprechen und die auf sie gesetzten Hoffnungen erfüllen 
könne. Wir beschränken uns indessen hier auf die beiden ersten Punkte, in-
dem wir die letzteren zwei einer besonderen, späteren Besprechung vorbehalten. 

I. K r i t i k der gegenwärt igen,, historisch gegebenen 
ökonomischen Zustände. 

Arbei t und C a p i t a l im Kampfe — das ist in zwei Worten die 
Charakteristik des heutigen wirlhfchaftlichcn Lebens. Das Capital Sieger, 
die Arbeit überwunden am Boden liegend; das Persönliche, Vernünftige 
im Dienste des Leblosen, Unvernünftigen; das Geschöpf aufstehend gegen 
seinen Schöpfer. 

„Die vorgethane Arbeit, das Capital, erdrückt in einer unter Thei-
lung der Arbeit und nnter dem Gesetze der freien Concurrenz produciren-
den Gesellschaft die lebendige Arbeit. Die eigenen Productc seiner Arbeit 
erwürgen den Arbeiter; seine Arbeit von gestern steht wider ihn auf, schlägt 
ihn zn Boden und raubt ihm seinen Arbeitsertag von heute! Und je mehr 
er auch feit 1789 producirt, je mehr er im Dienste der Bourgeoisie Ca-
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pitalien in deren Eigenthum aufhäuft, je mehr ei dadnrch weitere Fort, 

schritte der Arbeitsthcilung ermöglicht, desto mehr vermehrt er das Gewicht 

der ihn zu Boden haltenden Kette, desto trauriger gestaltet sich feine Kleis* 

senlage. Und das ist der Grund, warum in England diefe Lage trauriger 

ist als in Frankreich, und in Frankreich und Belgien trauriger als in 

Deutschland!" 

So lauten Lasfalle's eigene Wortes. Dieselben sind indessen nicht 

in die Lnft gestellt. Nicht nur begründet er sie für die Gegenwart und 

führt sie weiter ans, sondern er weist anch die Entstehung des Resultats, 

das sie aussprechen, an der Hand der Geschichte nach. Bevor wir zu 

jener weiteren.Ausführung und Begründung schreiten, lassen wir uns Von 

ihm die Frage beantworten: 

1) Wie haben sich die heutigen ökonomischen Zustände h i -
storisch gebildet? Wo liegen die Keime jenes unnatürl ichen 
Kampfes, und unter welchcu Verhal tu i fseu und Einflüssen ha-
ben sie sich zur jetzigen Reife entwickelt? 

So lange die Arbeit in ihrer ursprüngliche«, naturwüchsigen Form 
betrieben wird, wie bei dem auf seiuen Iagdgründcn jagenden, freien in-
dianischen Wilden, kann Keiner etwas von seinem Einkommen zurücklegen. 
Seine Arbeit wirft keinen Ueberschliß über seinen Lebensunterhalt ab. Die 
Arbeit des Tages, die Jagd, beschafft die Uuterhaltsmittel des Tages. 
Die Geschichte beweist, das Massen von Indiancrstämmcu vor Hunger aus-
gestorben sind. Daß ein Einzelner Andere in Lohn nehme, um gleich 
unseren Capitalisten sie für sich arbeiten zu lassen, geht aus zwei Grün-
den nicht an. Einmal würden sich diese Freien niemals hiezu verstehen, 
weil sie dann eben auch nur dasselbe erjagten, was früher in voller Frei-
heit, des Lebens Untnhalt nämlich; und zweitens, weil nicht abzusehen 
wäre, wo jener Unternehmer den Unterhalt für die Andern hernehmen 
sollte, während sie für seine Rechnung jagten. Bevor er einen solchen 
Vorrath aus seinem eigenen I'agdertrage sich selbst vom Mnnde absparte, 
könnte er sich zum Gerippe abhungern. Noch weniger wäre dies möglich, 
wollte er Ackerbau oder Industrie betreiben lassen, weil er dann auf M o -
näte voraus den Lebensunterhalt für seine Arbeiter zu beschassen hätte. 

Völker, die von voller individuellen Freiheit ausgehe», wie die in-

dianischen Iägerstämme, können deßhalb niemals zu irgend einer Capital-

*) Vastw-Schulze S. 97. 
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ansammlung und daher auch niemals zu einem Culturfortschritte gelangen. 
Und darum befanden sich bei der Entdeckung Amerika's die Irokesen, De-
lawarcn u. s. w. noch genau auf derselben Culturstufe wie vor vielen tau-
send Jahren, und noch heute bcstuden sich die Reste jener Stämme, inso­
fern sie ihre frühere Lebensweise nicht aufgegeben haben, im Wesentlichen 
ans derselben. 

Ganz anders-bei der Sklavere i , welche an der Wiege der civili-
sirtcn Nationen gestanden hat. Ein Theil der Sklaven sorgt für die 
persönlichen Genußmittel des Herrn; ein anderer, größerer wird zum Acker-
dan verwendet, um die Lebensmittel für Herrn und Sklaven zu erzeugen; 
der dritte, au Zahl geringste Theil verfertigt die nöthigen Werkzeuge für 
die beiden ersten Abtheilungen. Die Producte der dritten Gruppe kön-
nen nicht verzehrt werden, und doch ist der Herr reichlicher mit Genuß-
Mitteln versorgt, als wenn er alle Sklaven mit ihren Fingern und Nägeln 
hätte arbeiten lassen. Durch die immer künstlicher werdenden Werkzeuge 
kommmt man dahin, daß nach und nach weniger Sklaven hinreichen, die 
Lebensmittel und Luzusgegenstände in genügender Menge zu erzeugen.-
Die Entdehrlichgewordcnen treten in die Reihe der Verfertiger von Werk-
zeugen ein, und alle drei Arbcitszweige weiden dadurch für de« Herrn 
um so ertragreicher. Kisten und Kasten, Scheunen und Keller schwellen 
ihm über; seine Luxusgenüssc verfeinern sich immer mehr und mehr; Pur-
pur, Seide und duftiges Linnen stehen ihm im Menge znr Verfügung. 
Indem er also die Richtung der Productivu beständig veränder te , 
immer neue Arbeitstheilnng einführte, immer mehr Arbeitskraft von der 
uumittclbaren Production von Lebensmitteln und Lnxusgegenständen 
auf die mit telbare Production derselben,, also auf stehendes Capital 
verwendete, desto mehr Genußmittel strömten ihm zu. 

Schon auf dieser Wirthschaftsstufe zeigte es.sich indessen, daß Thei-
lnng der Arbeit so viel bedeutet als gemeinsame, vereinte Arbeit. 
Diese letztere und die durch sie bedingte Cultur und Capitalbildung ist 
allerdings lange Zeit hindurch nur in der Form der Sklaverei, der ge-
waltfamen Unterwerfung und Vereinigung, durch Anhäufung fremden 
Arbeitsertrages möglich gewesen. Diese Arbeitsform, wo der Arbeiter 
und fein Product das Eigenthum des Herren bilden, dauert bis zum 
Christenthume. Die Capitalien, welche während ihrer Dauer entstauden, 
sind ein Resultat der Aufhäufung von fremdem Arbe i t se r t rage , 
heutzutage Ausbeutung Anderer genannt. 
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Aber auch mit dem Christenthume änderte sich dieser Zustand we-
senilis) nicht. An die Stelle der Sklaverei trat Leibeigenschaft und 
H ö r i g k e i t , immer also das Besorgen der Arbeit durch Menschen, die in 
verschiedenen Abstufungen das rechtliche Eigenthum ihrer Herren waren, 
immer noch das Anhäufen von fremdem Arbeitsertrage. Und dies er­
streckte sich nicht bloß auf die Landarbeit. Denn bekanntlich wurde Jahr-
hunderte hindurch im Mittelalter auch die industrielle Arbeit in den Stad-
ten erst mit Leibeigenen, dann mit Hörigen im Dienst der städtischen Pa-
triziergeschlechter betrieben. Als das in den Städten aufhörte, traten die 
Zün f te an seine Stelle, während Leibeigenschaft und Hörigkeit auf dem 
Lande bis zur französischen Revolution fortdauerten. Diese Züufte aber 
waren positive S t a a t s e i n r i c h t u n g e n , welche in hundert Formen das 
arme Volk durch den Zwang Rechtens nöthigten, für die städtischen 
Meistergeschlechtcr zu arbeiten und in deren Taschen den Ertrag ihrer 
Arbeit stießen zu lassen. 

Vor dem Donner der französischen Revolution verschwanden nun 
Leibeigenschaft, Hörigkeit, Zünfte, wie vom Blitze fortgefegt! Die Arbeit 
war jetzt rechtlich frei erklärt, und nichts würde also im Wege gestanden 
haben, daß Jeder seinen eigenen A r b e i t s e r t r a g beziehe und auf-
hänfe , wenn man nicht, ehe man iraeud eine Arbeit auch nur beginnen 
kann, vorgethane Arbeit, Capital, brauchte. Die jetzt rechtlich frei er-
klärten Leibeigenen, Hörigen, Zunftgesellen und Lehrlinge hatten, sie und 
ihre Vorfohren, Jahrtausende hindurch für die Bevorrechteten aller Art 
diese vorgethane Arbeit verrichtet und befanden sich jetzt, rechtlich f r e i 
und factisch m i t t e l l o s , diesen in den Händen der Besitzenden anfge-
häuften Capitalien gegenüber. Sie mußten trotz freier Concnricnz, trotz 
ihrer rechtlichen Freiheit das Leben für des Lebens N o t h d u r f t 
verkaufen! 

Es blieb ihnen nichts übrig, wenn sie nicht verhungern wollten, als 
bei den, mit jenen durch ihre eigene tausendjährige Arbeit hervorgebrachten 
Capitalien ausgerüsteten, Unternehmern Arbeit zu suchen, und zwar zu 
einem Lohne, der den volksthümlich nothwendigen Lebensun te rha l t 
nur höchst ausnahmsweise und niemals auf längere Zeit übersteigen kann. 
Dadurch sind sie geradezu in die Unmöglichkeit versetzt, zu sparen, d. h. 
Capital zu sammeln, nnd andererseits genöthigt, allen Ueberschuß ihres 
Arbeitsertrages über die zu ihrem Lebensunterhalte erforderlichen Kosten 
wie groß er auch immer fei, wie gewinnbringend auch die Productivität 
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der Arbeit im allgemeinen oder in einem bestimmten Zweige im Beson-
deren sein möge, unvermeidlich in die Taschen des Unternehmers fallen 
zu laßen. 

2) Was sind nun die Folgen hievon für die Klassenlage 
der Arbeiter und unsere heutigen ökonomischen Zustände im 
allgemeinen? 

Die freie Concurrenz hat an der alten Thatsa6)e, daß der Arbeiter 
den über seine eigene Lebensnothdnrft hinausgehenden Ertrag seiner Arbeit 
abgeben muß, gar nichts geändert. Früher wnrde derselbe nur an die 
„Herren," jetzt wird er ans Cap i t a l abgetreten. Jene Lebensnoth-
durft mußten aber auch die Sklaven, Leibeigenen, Hörigen, Zuuftgesellen 
und Lehrlinge erhalten! 

Wenn die Arbeit freilich heute uoch iu ihrer naturwüchsigen Form 
betrieben würde, wie bei den amerikanischen Wilden, dann hätte die 1789 
proclamirtc Rechtsfreiheit die Arbeiter in thatsächlich freie Leute verwau-
delt, so daß jeder sein eigenes Arbeitsproduct, nicht mehr und nicht weni-
ger, erhalten hätte. Aber die Fortschritte der Arbeitötheilung haben ja 
der Arbeit eine ganz andere Form gegeben. Jeder arbeitet gegenwärtig 
nur einen ganz abstracten Tbeil eines Products, vou welchem er uicht le-
beu kann. Die Verwerthung dieses Products geht vor sich in Wochen, 
Monaten, Jahren — und während dieser Zeit ist Vorschnß zum Leben er-
forderliä?. Die Theilarbeit setzt ferner einen Vorschuß zur Beschaffung 
von Rohstoffen und Arbeitsinstrumente» voraus uuo vollbriugt sich endlich 
nur durch eine Vereinignng Vieler zu demselben Arbeitsresultate, setzt so-
mit wieder Vorschuß zur Erhaltung dieser voraus, u. s. f. in ewigem 
Kreislauf. Diesen Vorschuß hatten aber die Arbeiter aufgehäuft in den 
Händen der bis znr französischen Revolution rechtlich privilegirten Be-
sitzenden. An diese ihre eigene vorgethane Arbeit mußten sie sich jetzt 
auch trotz der freien Concurrenz und gerade durch dieselbe thatsächlich ge« 
fangen geben und, wie früher den rechtlichen, so jetzt den thatsächlichen 
Herren ihren Arbeitsüberschuß abliefern. Nach wie vor 1789 können die 
Arbeiter nicht aufhäufen oder sparen, und diejenigen, welche es thun, 
häufen nicht den eigenen, sondern fremden Arbeitsertrag auf. Für die 
Arbeiter ezistirt factisch keine freie Concurrenz; sie sind an Händen und 
Füßen durch das Lohngcfctz gebunden, dem Capital auf Gnade und Un-
gnade preisgegeben. 

„Was ist nun die Folge jenes ehernen ökonomischen Gesetzes, daß 
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der A r b e i t s l o h n im Durchschni t te ans die in einem Volke ge-
w o h n h e i t s m ä ß i g zur Fr i s tung der Existenz und zur F o r t p f l a n -
zung erforderliche Lebensno thdur f t beschränkt b l e ib t , und das 
einstimmig von allen Männern der Wissenschaft anerkannt ist?" — so re, 
det Lassalle zu den Arbeitern in Frankfurt — „Sic meinen vielleicht, daß 
Sie Menschen sind? Ockonomisch gesprochen, und also in der Wirklichkeit, 
irren Sie sich ganz nngchcuer! Oclonomisch gesprochen, sind Sie nichts 
als eine Waare! Sie werden ve rmehr t durch'einen höhcrn Lohn, wie 
die S t r ü m p f e , wenn sie fehlen; und durch einen geringeren Arbeitslohn 
wird Ihre Zahl v e r m i n d e r t wie Ungez ie fe r , mit welchem die Gesell-
schaft Krieg fnhrt." 

, Was können Gewerbefreiheit und Freizügigkeit unter dem Drucke 
dieses unmenschlichen Zustandes dem mittellos geborenen Arbeiter nutzen, 
der erst Capital braucht, ehe er irgeud eine Arbeit anfangen kann? Die 
Gewerbefreiheit löst sich für ihn auf in die Freiheit, den Geschäftszweig 
zu wählen, in dem er nicht arbeitet, oder arbeitend hunge r t ; die Frei-
zügigkeit, in die, den Ort zu wählen, wo er hnngert. 

Wenn behauptet wird, daß die Lage des Arbeiterstandes in den ein, 
zeluen Ländern im allgemeinen um so besser sei, je mehr man sich der 
Gewerbefreiheit nähere, so genügt, ans die statistischen Schilderungen 
der Lage des Proletariats in England zu verweisen, dem Lande, wo Ge-
Werbefreiheit und Freizügigkeit in unbedingter Ausdehnung herrschen; oder 
ans Flandern, welches gleichfalls alle Vortheile der Gcwcrbefreihcit und 
Freizügigkeit genießt, und wo in Folge dieses Segens' schon 1847 aus 
eine Bevölkerung von nicht ganz l J / 2 Millionen bloß an Vagabunden 
unter 18 Jahren 225,894 kamen, während in Oststandern ans je 100 
Einwohner 36 Almosencmpsängcr gerechnet wurden *). 

Indessen braucht man, um ähnliche Thatsachen zu coustatiren, nicht 
über die Grenzen des Vaterlandes Hinanszugehen. Die Nachweise über 
die Lage der ländlichen Bevölkerung Preußens, welche Lassalle aus den 
amtlichen, von dem preußischen Landes-Oekonomie-Collegium ansgegange-

*) Ducpetiaux, zur le pauperisme dans les Flandres, Bruxelles 1850. — Kolo, 
Handbuch der vergleichenden Statistik. 1862, S . 336 sagt in dieser Hinsicht: „ I n dem 
Commissionsben'chte über das Wohlthätigkeitsaefttzt Mmnierverhandlung vom April 1657) 
ward nach amtlichen Erhebungen angegeben: Von den 908,000 Familien, welche Belgien 
umfaßt leben 89.630 in guten, 373.000 in gedrückten Verhältnissen und 446.000 im Elend; 
266,000 der letzten genießen öffentliche Unterstützungen. Es sind also von 100 Belgiern 
9 wohlhabend, 42 in mehr oder minder mißlicher, 49 in ganz übler Lage." 
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neu Untersuchungen uud dem im Auftrage der Regierung von Prozessor 
von Lengerke 1849 darüber veröffentlichten Werke in seiner Schrift „die 
indirecte Steuer und die Loge der arbeitenden Klassen" zusammengestellt 
hat, ergeben, daß diese Lente, selbst bei billigen Nahrnngspreisen, fast in 
beständigem Nahrungsmangel siud; daß größtenthcils diese Klasse vou Meu-
scheu kein hohes Alter erreicht, woran natürlich die schlechte Lebensweise, 
übermäßige Arbeit und der Nahrungsknininer Schuld ist; daß ihre 
physische Kraft im Abnehmen ist in Folge des überwiegenden Kartoffel-
genusses und der „nnznreichenden und schlechten Nahrungsmittel überhaupt. 

In demselben Werke ist auch der wahrscheinliche Mittelsatz des cms-
lömmlicheu Unterhalts einer anf 5 Personen angenommeuen ländlichen 
Arbeiterfamilie in jedem Regierungsbezirk aus dem daselbst in der Wirk-
lichkeit gewohnheitsmäßig erforderlichen Auskommen der Bevölkernng er-
mittelt. Darnach sollen durchschuittlich auf eine solche Familie im gan-
zen preußischen Staate 105 Rthl. 2 Sgr. 9 Pf. kommen, also auf den 
Kopf 21 Rthl..Iahrescousum. Dies ist aber erst der S o l l - E t a ^ , deun 
nicht einmal ein solches Einkommen hat eine Familie von 5 Köpfen! 

Präsident Lette in Berlin constatirt in seinem Werk über die Vcr-
theilung des Gruudeigenthums, daß in Frankreich 346,000 ländliche 
Wohnungen gar kein Fenster, sondern nur eine Thüre, und 1,817,328 
andere nur ein Fenster und eine Thüre haben. I n diesen Wohnnngen 
zusammen muß also eiue Bevölkeruug von über 10 Millionen Franzosen 
im höchsten menschlichen Elende leben. 

Oder man lese statistische Nachweise über die Lage des industriel-
len Arbeiterstandes'. Aus den 1862 publicirten Forschungen des Geheim-
raths und Directors des amtlichen statistischen Büreau's in Verlin Engel 
geht hervor, daß in Berlin die Rentiers ein Alter von 66 \/2, die Maschi­
nenbauer von 37'/2, die Buchbinder von 35 und, die Tabacksspinner nur 
von 31 Jahren erreichen, d. h. also nicht einmal die Hälfte ihrer natür-
lichen Lebensdauer. 

I n England ist die durchschnittlichs Lebensdauer uach Mac Culloch 
34% Jahr. Aber in den Städten, wo die Fabrikbevölkerung überwiegt, 
steht die Sache ganz anders. I n Leeds ist der Durchschnitt 2 1 , in Man-
chester,20, in Liverpool nur 17 Jahre. I n Preston stirbt unter den Reichen 
1 auf 47,Ig, unter den Lohnarbeitern 1 auf 18,28- Nach Vilerme stirbt 
jährlich in Paris im reichsten Stadtbezirk %8 , im ärmsten % 0 der gan­
zen Bevölkerung. I n Brüssel stirbt unter den höheren Ständen 1 auf 
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50,6, unter den kleineren Gewerbsleuten 1 auf 2 7 , unter den Taglöh-
nern 1 auf 14. 

Nach den Mittheilungen des amtlichen statistischen Bureaus von dem 
Geheimrath Dieterici läßt sich nachweisen, daß die b l u t a r m e Klasse in 
Preußen — derjenigen, welche von '/» bis 3 Rthl. Klassensteuer bezahlen — 
nicht weniger als 89,06 % aller Klassensteuerpstichtigen bildet. 

Wenn gegen solche Thatsachen eingewendet wird, daß die gegen-
w a r t i g e Lage der Arbeiter gegen f rühe re Perioden sich bedeutend gebes-
sert. daß die mittlere Lebensdauer bei der ganzen Gesellschaft, also auch 
bei den Arbeitern sich verlängert habe, so muß das allerdings, wenn anch 
uur mit Vorbehalt*), zugestanden werden. Aber wenn mau von der Lage 
der Arbeiter und deren Verbesserung spricht, so meint man diese Lage 
vergl ichen mit der i h re r M i t b ü r g e r in der G e g e n w a r t , vergli-
chen also mit dem Maßstabe der Lebensgewohnheiteu in derselben Zeit. 
Welchen Werth hat es für sie zn wissen, daß sie es besser haben als ihre 
Vorfahren vor 300 Iahreu? Ebenso wenig als die Ueberzeugung von 
der Thatsache, daß sie sich besser stehen als die Botokuden und die men-
schenfresseuden Wilden. Was entbehrt der Botokude dabei, wenn er keine 
Seife, der menscbenfressende Wilde, wenn er leinen Rock kaufen kann; 
was entbehrte der Arbeiter vor Entdeckung Amerika's dabei, wenn er kel-
nen Tabak rauchen, oder vor der Erfindung der Buchdruckerkunst, wenn er 
ein nützliches Buch sich uicht anschaffen konnte? 

Alles menschliche Leiden und Entbehren hängt nur von dem Verhält-
niß der Besriedigungsmittel zu deu in derselben Zeit bereits vorhandenen 
Bedürfnissen und Lebensgewohnheiten ab. Alles menschliche Leiden und 
Entbehre» und alle menschlichen Befriediguugeu, also jede menschliche Lage 
bemißt sich somit nur durch den Vergleich mit der Lage, in welcher sich 
andere Menschen derselben Zeit in Bezug auf die gewohnheitsmäßigen Be-
dürfiiissc derselben besiudeu. Jede Lage einer Klasse bemißt sich somit 
immer uur durch ihr Verhältniß zn der Lage der andern Klassen in der-
selben Zeit. 

Wenn eö also auch wahr wäre, daß früher uicht gekannle B e f r i e -
digungen gewohnheitsmäßiges Bedürfniß der Arbeiter geworden und 
eben dadurch auch früher nicht gekannte E n t b e h r u n g e n und Leiden 

') Aibeiterlesebuch S. 30: „Vis zum Jahre 1783, also bis zum Aufkommen der 
Fabriken, war die mittlere Lebensdauer in Preston, wie in den englischen Parlamentöberich. 
ten nachgewiesen ist, 31'/» Jahre, seitdem ist sie daselbst auf 19 ' / , gefallen." 



Ferdinand Lassalle. 349 

eingetreten sind, so ist doch ihre menschliche Lage in den verschiedenen 
Zeiten immer dieselbe geblieben, immer diese: ans dem untersten Rande 
der in jeder Zeit gewohnheitsmäßig erforderlichen Lebensnothdurst herum« 
zutanzen, bald ein wenig über, bald ein wenig unter ihm zu stehen. 

Wenn ferner zugestanden werden muß, daß die äußerste Billigkeit, 
welcher mehr und mehr alle-Industrieproducte verfallen, auch dem Arbei-
ter zu gute kommen müssen, so ist andererseits wieder nicht anßer Acht zu 
lassen, daß sich die anderen Klassen in weit erheblicherem Maße daran be-
theiligen und daß sich die Arbeiter ihrer erfreuen wie alle Uebrigen, als 
Cousumcnten, nicht in ihrer Eigenschaft als Producenten. Zugleich sind 
die in weit höherem Grade zum Arbeiterconsum gehörenden Lebens-
mittel nicht von der gleichen Tendenz immer steigender Billigkeit beherrscht 
wie die Iudustrieproducte. 

Der Behauptung aber, daß heutzutage der Arbeitslohn über dem 
Niveau der Lebensnothdnrft des Arbeiters stehe, darf mau zur Widerle-
gung nur die Frage entgegenhalten: Woher kommt es, daß gerade im 
Arbeiterstande jene eben nachgewiesene unverhältnißmäßig größere Sterb-
lichkeit herrscht als in den wohlhabenden Schichten der Gesellschaft? Wo-
her kommt es, daß nach den musterhaften Untersuchungen des bekannten 
französischen Statistikers Villerme, in der Fabrikstadt Mühlhausen im 
Elsaß während der l2jährigeu Periode von 1823 bis 1834, die Hälfte 
der Kinder der Fabrikanten das 29ste Jahr erreicht, indessen die Hälfte 
der Spinner- und Webcrkinder vor beendigtem 2ten Lebensjahre zu ezisti-
ren aufgehört hat. 

Der Hunger ist schuld da ran , der permanente Proceß langsamen 
Hungersterbeus, Zoll sür Zoll, in Folge übermäßigen Kräfteaufwandes und 
schlechter Lebeusweise: eiu Hungertod der ebeu dem Arbeiter vollauf Zeit 
läßt, Kinder in die Welt zu setzen und so seine Klasse zu erhalte» oder 
sogar zu vermehren! 

Vernünftige und aufrichtige Arbeitgeber sehen das Grauenvolle in der 
Lage der Arbeiter auch vollkommen ein und geben es unter Umständen 
bereitwillig zu. Der große Fabrikant, Fortschrittsabgeordnete und Com-
merzienrath Reichenheim hat im Jahre 1848 eine durch und durch socia-
listische Broschüre über die Arbeiterverhältnisse geschrieben, in welcher er 
erklärt, daß die Arbeiter in vielen Districten so weit gesunken seien, daß 
sie „kaum so viel hätten, um die nöthigsten Lebensbedürfnisse erschwingen 
zu können." Die Lohnsätze in die Schranken der Menschlichkeit 
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zurückzuführen, sei nicht allein Nothwendigkeit, sondern moralische Ver-
pflichtung. Der Grundsatz, welcher sehr oft beim Lohne zur Geltung 
komme, sei nicht der: „wie viel gebraucht der Arbeiter, um als Mensch 
leben zu können?" sondern der: „wie viel braucht er, um uicht zu ver-
h u u g e r n ? " Nur durch ein Gesetz, welches den Lohn oder ein Lohn» 
Minimum regele oder feststelle, entgehe man dem Elende und Jammer, 
welche in den Arbeiterhöhlen— denn Wohnungen seien es nicht-—in den 
gräßlichsten Gestalten uns entgegentreten. Zu diesem Citat bemerkt Las-
falle in der für ihn charakteristischen Art: es fei freilich im Jahre 1848 
gewesen, daß das Herz dieses Millionärs so warm für das Volk gefchla-
gen habe. 

Was im allgemeinen das heutige Verhältniß zwifcheu Uuternehmer 
und Arbeiter betrifft, so kann man dasselbe kaum noch ein menschliches 
nennen. Denn jener bezieht sich auf diesen als auf eine W a a r e : der 
Arbeiter ist die Arbeit, und diese ist ein Product von nothwendigen 
Erzeugungskosten. Alle früheren Beziehungen — Herr und Sklave im Al-
terthum, feudaler Grundbesitzer und Leibeigener, Höriger im Mittelalter 
— waren doch immer menschliche Vezichungen uud Verhältnisse; menschlich 
lich sogar noch in den Mißhandlungen, welchen Sklaven nnd Leibeigene 
ausgesetzt waren. Denn selbst wenn ich jemand in der Wuth mißhandle, 
so setze und behandle ich ihn immer noch als Menschen, sonst hätte er 
meinen Zorn nicht reizen können. Die kalte unpersönliche Beziehung aber 
des Unternehmers auf den Arbeiter als auf eine Sache , die, wie jede 
andere Waare auf dem Markte, nach dem Gefetze der Productionskosten 
erzeugt wird — das ist dte specifische, durchans entmenschte Physiognomie 
der gegenwärtigen bürgerlichen Geschichtsperiode. Die hauptsächlichste 
Interefsenfra^e dieser Periode: wie theue r kommt die E r z e u g u n g 
eines A r b e i t e r s auf dem Mark t e zu steheu? entwickelt sich ganz 
natürlich und consequent zu der anderen fort: ist es nicht p r o f i t a b l e r , 
die Menschen abzuschaffe» und andere Ar t ike l dafür zu erzeugen. 

Als in den ersten Decennien dieses Jahrhunderts sich zeigte, daß 
unter Umständen die Umwandlung von Ackerfeldern in Weide und Wiese 
einen größeren G e l d e r t r a g gewähre, wurden besonders von den großen 
schottischen Grundbesitzern ganze Bauernbevölkerungen in Elend und Hm,* 
gertod gestoßen; Auf de» Gütern der Gräfin Sntherland allein wurden 
zwischen 1811 bis 1820 nicht weniger als 15,000 Einwohner vertrieben, 
ihre Dörfer niedergebrannt und ihre Felder in Weide verwandelt; aber 
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131,000 Hammel belohnten schon im Jahre 1820 diese glückliche, pro-

ductive Operation! Dahin hatte sich unter der bürgerlichen Periode der 

Capitalprodnctivität das alte Verhältniß der schottischen Clans zu ihren 

Sutherlands, Argyles, Hamiltons u. f. w. umgestaltet. Während aber 

Sir James Stewart*) in der Mitte des vorigen Jahrhunderts solche von 

ihm vorhergesehenen Ereignisse für Unmenschlichkeiten erklärte, deren er 

Niemand für fähig hal te , soll in unseren Tagen ein Berliner Fort-

schrittsabgeordneter und Nationalöt'onom, als auf diese Austreibungen die 

Rede kam, ausgerufen haben: „Was thut es, meine Herren? Hatte die 

Nation so viele Menschen weniger, so hatte sie so viele fette Hämmel mehr!" 

Kann hiefnr, als auf mündlichem Berichte beruhend, auch keine Bürgschaft 

gegeben werden, so ließen sich doch zur Charakteristik unserer Zeit auch 

literarisch sehr viele ahnliche Dinge nachweisen. 

, Indessen ist dieses unmenschliche Verhältniß zwischen Unternehmer und 
Arbeiter, diese materielle, leibliche Abhängigkeit des letzteren von ersterem, 
nur die eiue schlimme Seite der Lage des Arbeiterstandes im allgemeinen. 
Wohl ist es traurig für den Arbeiter, die Früchte seines Fleißes, die 
colossalen Reichthümer, welche die heutige Industrie erzeugt, in die Hände 
weniger Individuen übergehen zu sehen, während ihm selbst nur spärliche 
Abfälle derselben zur Lebensfristuug zugeworfen werden; wohl ist es trau» 
r ig, daß die Zeiten der Industrieblüthe fast spur- uud wirkungslos am 
Arbeiterstande vorbeigehen, während die Folgen der Krisen mit der ganzen 
Schwere auf ihm lasten: aber noch unendlich viel trauriger ist die That-
fache, daß der Arbeiter bei diesen Verbältnissen anch in geistiger und 
sittlicher Hinsicht, und zwar nicht als Einzelner, sondern als Stand, in 
dieselbe Stellung zur übrigen Menschheit gebracht wird, wie in materiel-
ler, daß er auch hier der Enterbte, der Auswürfling wird. 

Schon die enge Wechselbeziehung zwischen den verschiedenen Seiten 
des menschlichen Lebens würde dies klar machen. Es hat nie ein Volt 
gegeben, welches zugleich bettelarm und hochgebildet gewesen wäre. Wer 
um seine leibliche Eziftenz zu ringen hat mit allen Ungunsten von Kiima 
und Boden, oder in fremder Knechtschaft lebt, dem stumpft sich der Sinn 
für die höheren Lebensgüter ab, wenn er je aufgetaucht oder vorhanden 
gewesen wäre; dem sind Wissenschaft und Kuust und politische Freiheit 
keine Ziele sehnsüchtigen Strebens mehr. So auch bei unserem Arbeiter. 

*) Inquiry in to the principles of political econoray, 1767. 

Baltische Monatsschrift, 7. Jahrg.. Bd. XIII, Heft 4. 24 
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Konnte er sich früher an den geistigen Errungenschaften und Fortschritten 

seiner Zeit nicht betheiligen, weil er als Sklave, Leibeigener, Höriger 

rechtlich unfrei war, weil er also durch das Gesetz davon zurückgehalten 

wurde, so vermag er es jetzt ebenso wenig, obgleich in Folge der franzö-

stschen Revolution alle rechtlichen Beschränkungen gefallen sind und die 

freie Concurrenz erobert ist; weil zu gleicher Zeit der Niese „Capital" ent. 

fesselt wurde, über den er nicht gebieten kann, ja der ihm nuu feindlich 

gegenübersteht. Mittellos, wie der Arbeiter ist, kann er seine persönliche 

Freiheit nicht für die Hebung seiner Lage ausbeuten. Persönliche Freiheit 

wie freie Concurrenz sind für ihn so gut wie nicht vorhanden. 

Wird nämlich die letztere nicht bloß ans wirthschaftlichem, fondern auch 
auf geistigem Gebiete genommen, so ist auch hier die nothwendige Vor-
aussetzung, um auf die Höhe der zeitgenössischen Bildung zu gelangen, ein 
vorräthiges, nicht unbedeutendes Capital, über welches der Sohn des 
Arbeiters nur in den allerseltensten Fallen wird verfügen können. Die 
wenigen Ausnahmen der über das Bildungsniveau ihres Staudes Empor« 
gestiegenen bestätigen nur die Regel. Und wenn es wahr ist, was nur 
Wenige bezweifeln werden, daß im Volke die unverwüstlichen Keime der 
Regeneration ganzer Nationen liegen, so ist damit über jene ezclnsivcn 
Zustände vollständig der Stab gebrochen. Wo sie herrschend waren, und 
sie beherrschten ganze Gcschichtsperioden, da schlugen sie nie zum Heil der 
Rationen, der Menschheit ans. „ I n des armen Mannes Beutel verdirbt 
viel Witz" — dieser köstliche Satz der Volksweisheit kann hier wohl ohne 
Commentar zur Anwendung gebracht werden. 

Aber auch die bürgerliche, die politische Freiheit ist für den 

Arbeiterstand fast nur eine Illusion. Sie besteht gegenwärtig, darin, daß 

es jedem ohne Unterschied gesetzlich erlaubt ist, Millionär zu sein? Wie 

viele hievon Gebrauch gemacht haben, sehen wir ja täglich; ebenso gut 

aber sehen wir, daß beim Arbeiter auch der Schatten einer solchen Mög» 

lichkeit fehlt. Indessen läßt sich Lassalle nur einmal zu dieser sarkastischen 
Definition der politischen Freiheit hinreißen. Er hat dabei eben die politischen 

Zustände der sogenannten „Bourgcoisperiode" im Auge. Soust weist er nach, 

daß die Bestimmung des Staalswillens und Staatszweckes, nachdem die auf 

den Grundbesitz basirte Herrschaft des Adels mit der Revolution von 1789 

rechtlich abgelaufen sei, gegenwärtig in den Händen des den Capitalbesttz 

repräseutirenden Bürgerthums liege. Darum seien die Interesse» der 
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Capitalbesitzer in den constitutionellen Rcpräsentativlörpern vorzugsweise 
vertreten, gerade wie im mittelalterlichen Ständestaate der Adel durch 
seinen Grundbesitz das Uebergewicht gehabt habe. Wie dieser sich daS 
Recht der Steuerfreiheit zu erringen gewußt habe, so sei es auch das Be-
strebe« der Bourgeoisie, steuerfrei zu sein. Da sie dies aber nicht so ohue 
Weiteres bekenne« dürfe, so seien unter ihrer Herrschaft die ind i rec ten 
Steuern, die im modernen Staa« die überwiegende Einnahme bilden 
nnd ihrer Natur nach vorzugsweise von der Masse des armen Pol-
kes getragen werden, zwar nicht erfunden, aber zu einem unerhörten Ey-
stcm entwickelt worden. Dadurch aber sei die Steuerfreiheit für die 
Bourgeoisie factisch erreicht. Und während so die meisten Kosten des 
Staatshaushalts aus den Mitteln der untern Volksklassen bestritten wer-
den nnd man ihre gesellschaftliche Lage damit noch erschwert, ziehen sie 
gerade die geringsten Vortheile vom Staate, haben am wenigsten bei sei-
ner Leitung mitzuwirken, sind ihre politischen Rechte die unbedeutendsten. 
Aber auch diese könnten sie nicht einmal benutzen, weil sie materiell von 
den Arbeitsgebern abhängig und geistig unmündig feien, also wieder von 
jenen beeinstnßt und geleitet würden. Endlich liege auf den Arbeitern, 
wie im Mittelalter, die Verachtung der höhern Klasse, nicht weil 
man die Arbeit an sich verachte, sondern nur insofern sie nicht von einem 
namhaften Capital unterstützt sei. I m Gegentheil, mau achte jede Art 
von Arbeit heute gleich, und wenn Einer beim Lumpensammeln oder Ab-
trittfegeu zum Millionär würde, so dürfte er gewiß sein, eine große Ach-
tung in der Gesellschaft zu finden, die der qualificirtcsten geistigen Arbeit, 
ohne durch sie erzieltes Capital, versagt werde! 

Abgesehen indessen von der mit te l losen' Lage der Arbeiter, welche 
im Grunde alle jene Folgen nach sich zieht, so ist die A rbe i t s t he i l ung 
selbst, diese Ursache aller Civilisation, diese Quelle der großen Reichthümer 
und zugleich der ertsetzlichen Armuth in unserer heutigen Gesellschaft, die 
fort und fort zeugende Mutter jener Uebelstände und damit zugleich auch 
des geistigen V e r f a l l e s jener zahlreichsten Klasse, der Arbeiter. 

Schon Adam Ferguson*) hebt neben den Vorzügen auch die Nach-
theile der Arbeitstheilung »besonders auf geistigem Gebiete stark hervor. 
Er weist nach, daß, je mehr sich die gcsammte Thätigkeit der Menschheit 
in Tbeiloperationen zersplittere, deren je eine den Einzelnen überwiesen 

*) An essay on the history of civil society (1767). In der Uebersetzunz von 1769. 
Leipzig, bei Job. Fr. Iuniu«, S . 282 und 293. 

24* 
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werde, desto mehr immer Diejenigen in geistiger Beziehung gewinnen 
müßten, welche zu irgend welcher leitenden Stellung berufen seien. Denn 
ihnen, wie auch besonders den Gelehrten, falle dc>s Denken über die von 
den Andern nur meist mechanisch ausgeführten Thätigkeiten zu. Der ge-
meine Soldat z. V. werde für deu Krieg nur in einigen wenigen körper, 

,lichen Bewegungen und Handgriffen unterrichtet nnd geübt, während dem 
Generalstabsofftzier die Kriegsführuug zur hochausgebildeten Wissenschaft 
geworden sei. So möge es kommen, daß „thinking itself, in tnis äge 
of Separation, may become a peculiar craft." 

Auch Adam Smith waren diese Schattenseiten der Arbeitstheilung 
bekannt. Heute sind sie nach dem, was Lemontey nnd Andere darüber 
gesagt und selbst I . B. Say*) und die deutschen Compendien zugestanden 
haben, bekannt genug, und nur in der Verkürzung der Arbeitszeit und 
einer ganz andern Gestaltung des Unterrichts wird die Zukunft ein wirk-
sames Gegenmittel gegen deu geistigen Verfall haben, welchen die entwik« 
kelle Theilung der Arbeit hervorbringt. Wenn daher Schulze im Gegeu-
satze zu allem, was anerkannt ist, dem Fortschritte' in der Iudustrie die 
Wirkung zuschreibt, daß das Handwerk immer mehr Kopfwerk 
w i r d " ) , so darf ihm uur Adam Smitb's bekanntes Beispiel vorgehalten 
werden: daß ein Arbeiter, der früher eine ganze Stecknadel machte, jetzt 
sein ganzes Lebeu hindurch uur den achtzehnten Theil einer solchen verfer-
tigt, wozu gewiß Alles sonst, nur nicht Kopfarbeit gehört, wenn man nicht 
die Verfertigung des Nadelkopfes so nenlien will. 

Von einer allseiligen oder nur vielseitigen Ausbildung der im Men« 
schen liegenden Kräfte und Anlagen kauu bei fortschreitender Arbeitsthei-
luug am allerwenigsten die Rede sein; beides verträgt sich vielmehr gar 
nicht mit einander. Diese Behauptung erstreckt sich ja selbst auf die höheren 
Staude, die sich trotz Capital und Bildung ihren Consequeuzen uur in 
deu seltensten Fällen ganz entziehen können. Die eigentlichen Arbeiter 
aber sind zufolge der Arbeitstheiluug in der modernen Gesellschaft nichts 
als die »»selbständigen Räder einer großen Gesammtproduction, 
von denen jedes nur eine ganz abstracte Thätigkeit verrichtet. Mit der 
Selbständigkeit des Arbeiters wie seines Pr.oducts gegenüber* anderen 
hört auch das Interesse für die Arbeit, die rechte Freude an ihr, das trö-

' ) Traite d'econornie politique, übersetzt von L. H. Jakob. Halle und Leipzig. 1807, 
i -®. 64 ff.' ;,.. 

') Aibeitellatechismus, S. 38. 
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ftende Selbstvergessen, das er in ihr finden möchte und sollte, die Erwu-
thigung, welche ein gelungenes Werl gewährt, hört mit einem Wort 
das Geistige und Gemüthliche der Arb»tt auf. An dem ewigen Einerlei 
mechanischer Manipulationeu erlahmt alles Denken, der Arbeiter verdummt 
in intcllectueller und versnmpft in Fvlge davon nicht selten in moralischer 
Beziehung. Er steht auf der Schwelle des Verbrechens und überschreitet 
sie um so leichter, je weniger seinen thierischen Instincten eine starke 
Schutzwehr der Erkenntniß und des geläuterte« Gefühls in Fällen äußerer 
Noth und Verführung gegenübersteht. 

Bei der Fortdauer solcher Verhältnisse muß sich immer mehr heraus­
stellen, was sich bereits in traurigem Anfange zu entwickeln begonnen hat, 
daß der Arbeiter auch geistig und sittlich immer tiefer unter das Bildnngs-
Niveau unserer Zeit hinabsinkt, je mehr die besitzenden Klassen mit allen 
Mitteln sich über dasselbe zu erheben streben. Die Kluft, welche fchon 
jetzt zwischen den beiden Gesellschaftsschichteu aufklafft, muß sich von Tag 
zu Tag erweitern, der Arbeiterstand muß zur Kaste, der Arbeiter zum 
Paria werden! 

Es würde zu weit führen, die leicht ersichtlichen unheilvollen Folgen, 
welche nicht nur für die oberen Klassen, sondern auch für die ganze Ge« 
sellschaft, für die staatliche Ordnung, für alle Cultur und Civilisation 
hieraus entstehen müssen, des Weiteren zu entwickeln, wie es Lassalle in 
seinem Arbeiterprogamm unternommen hat. Unterlassen können wir es 
indessen schließlich nicht, die von Lässalle'citirten Worte John Stuart 
Mi l l ' s " ) , „des glänzendsten jetzt lebenden Repräsentanten der Ricardo-
schen Schule, also der tiefsten und wissenschaftlichsten Richtnng der Vour-
geois-Oekonomie" hierher zu setzen: 

„Wenn die große Masse des Menschengeschlechtes immer so bleiben 
sollte, wie sie gegenwärtig ist, in der Sklaverei mühseliger Arbeit, an der 
sie kein Interesse hat und für welche sie kein Interesse fühlt; sich von 
früh Morgens bis spät in die Nacht abquälend, um sich nur den noth« 
wendigen Lebensbedarf zu verschassen; mit all den intellectuellen und mo-
ralisthen Mängeln, die ein solcher Zustand mit sich bringt; ohne eigene 
innere Hülfsquellen, ohne Bildung — denn -sie können nicht besser gebildet 
als ernährt werden; selbstsüchtig — denn ihr Unterhalt nimmt alle ihre 
Gedanken in Anspruch; ohne Interesse und Selbstgefühl als Staatsbür-

*) Principles oi political econorny, I, 377. 
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ger und Mitglieder der Gesellschaft; dagegen mit dem in ihren Gemüthern 
gahrenden Gefübl des ihnen vermeintlich widerfahrenen Unrechts Hinsicht« 
lich dessen, was Andere besitzen, sie aber entbehren: — wenn ein solcher 
Znstand bestimmt wäre, ewig zu dauern, so wußte ich niä ' t , wie J e -
« a n d , der seiner Vernunft machtig ist, dazu kommen sollte, 
sich weiter um die Bestimmung des Menschengeschlechts zu be-
l ü m m u n . Die einzige Weisheit würde dann darin bestehen, mit evi-
curäischer l8leiä.'gültigkcit für sich und diejenigen, für welche man ein I n . 
tcresse empfindet, dem Leben srvielc persönliche Befriedigung, als es ohne 
Beeinträchtigung Anderer gewähren kann, abzugewinnen und das bcdcu-
tungslofe Gewühl der sogenanuten civilisirlcn Existenz im* 
beachtet vorübergehen zu lassen!" 

Schluß im nächsten Hefte.) 

W. G. Rößler. 
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Zur Situation. 

Ende April 1866. 

3 m Hinblick auf jenen steten Wechsel der Dinge, der jeder menschlichen 
Voraussicht zu spotten pflegt, hatte der im Januarheft dieser Zeitschrift 
gedruckte „Rückblick auf das Jahr 1865" ausdrücklich darauf verzichtet, 
dem Jahre 1866 sein Horoskop zu stellen. Es scheint, dieser Verzicht ist 
am rechten Ort gewesen: kaum drei Monate ist es her, daß wir mit dem 
vorigen Jahre abrechneten, und zwischen damals und heute liegt bereits 
eine so große Anzahl gewichtiger Thatsachen, daß wir, um uur einiger-
maßen orientirt, zu bleiben, eine Rückschau über die Ereignisse von 1866 
halten müssen, bevor auch nnr der dritte Theil des Iahresturnus ver-
strichen ist. 

„Wir sind am alten Ort, 
Allein bedenkt erneuter Zeiten Lauf" 

so wird uns allenthalben zugerufen, wohin wir auch immer uur den Vlick 
richten, um diejenige Situation, welche wir beim Jahreswechsel verließen, 
wiederzufinden. Der Löwenautheil̂  an diesem Ereignißreichthum gebührt 
dem abgelaufenen Aprilmonat, der beinahe täglich folgenschwere Knnde ge-
bracht hat: an seinem Eingang machten rein provinzielle Vorgänge, wie 
der livländische Landtagsbeschluß in Sachen des Güterbesitzrechts, der.be-
deutnngsvolle Rücktritt des Fürsten Lieven vom Landmarschallsamte, die 
Wahl eines neuen Oberdirectors des Creditvereins, der Erlaß einer neuen 
baltischen Gemeindeordnung u. s. w. noch Anspruch auf die ausschließliche 
Aufmerksamkeit und Theilnahme der Provinzialeu: — nur vier Wochen sind 

http://der.be
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vergangen und aü' diese zu jeder anderen Zeit so nachhaltigen Vorgänge 
sind in den Hintergrund gedrängt durch die wichtigen Vorgänge, deren 
Schauplatz S t . Petersburg feit dem 4. April d. I . ist, und durch die Vor-
läufer einer europäischen Verwickelung, die, wie es nach allem scheint, nur 
mit dem Schwerte gelöst werden kann. An nicht weniger als drei 
Punkten des europäischen Kontinents kann jeden Augenblick eine Stö­
rung des — allerdings längst zur Phrase gewordenen „Gleichgewichts" 
eintreten: an der italienischen und an der böhmischen Grenze Oesterreichs 
sieht man dem Ausbruch eines Krieges stündlich ius Gesicht, an der un« 
seren Donau stehen sich seit der Vertreibung des Fürsten Cnsa die wider, 
streitenden Interessen der europäische« Großmächte so entschieden feindlich 
gegenüber, daß es nur dem drohenden Charakter des österreichisch-prenßisch, 
italienischen Conflicts zuzuschreiben ist, wenn die Vorgänge in Iassy und 
Bucharest augenblicklich nicht im Vordergründe des politischen Interesses 
stehen. 

Leim Beginn des neuen Iahreö konnte die Sorge vor nahe bevor« 
stehenden internationalen Verwickelungen — wenn die Bedingungen der« 
selben auch unleugbar vorhanden waren — bei weitem nicht zu den 
täglichen gezahlt werden; es waren vielmehr brennende innere Fragen, 
die die Völker des europäischen Continents, des brittischen Insclrcichs und 
der nordamerikanischen Union beschäftigten. Ware es mit dem dcmokrali« 
fchen Charakter unserer Zeit wirklich so weit her, wie mancher Gcschichts« 
Philosoph behauptet hat — die heute drohende Kriegsgefahr müßte für 
ein unlösbares Näthfcl gelten: aus dem Bedürfniß nach einer volköthüm-
lichen Action ist die gegenwärtige Krisis — wenn wir von Italien absehen, 
dessen Haltung wesentlich von der Preußens'bestimmt wurde — n i rgend 
herausgewachsen. I n Berlin ließ man sich wahrend der Januar- und 
Fabruarwochcn die Versicherung der Ofsiciösen, an eine definitive Lösung 
der Herzogthümeifrage werde im Augenblick nicht gedacht, herzlich gern 
gefallen: das Interesse des Voltes weilte wo anders, es hatte sich um die 
Wiederholung der parlamentarischen Komödie gesammelt, welche das Mi-
nisterinm Bismarck nunmehr zum dritten Mal in den ersten Wochen nach 
dem Jahreswechsel mit den „Erlauchten, edleu und werthen Herren beider 
Häuser des Landtags" aufführte — dieses Mal ohne auch nur den Schluß 
des eisten Acts abzuwarten. War auch die Haltung der liberalen Partei 
im. Großen und Ganzen dieselbe geblieben wie während der früheren 
Jahre , die ungeschmälerte Theilnahme des preußischen Volks hatte sich 
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durch die Wiederholung des vor seinen Augen aufgefubrten Stucks nicht 
abschwächen lassen; sie erschien vielmehr gerechtfertigt durch die größere 
Schärfe, Knappheit und Entschiedenheit in der Haltung der liberalen 
Fühnr, welche ziemlich einstimmig erklärten, der voraussichtliche Ausgang 
werde sie von der Sisyphusarbeit einer neuen Budgetprüfung nicht abhal-
ten. Die Negierung hatte es mit ihren Maßregelungeu und, Willkürhand" 
tüngen glücklich fertig gebracht, der demokratischen Partei im Abgeordneten-
Hause, deu alten, aber beim Schluß der letzten Session zweifelhaft gewor« 
denen Einfluß wiederzugeben, die Aussichten auf eine durch den Willen 
der Bevölkerung herbeigeführte Annexion der Elbherzogthümer völlig zu 
zerstören und im eigenen Lande mindestens ebenso unpopulär zu sein, wie 
im • deutschen und anßerdeutschcn Auslande. Der plötzliche Schluß der 
parlamentarischen Session versuchte es daun, die heikelen inneren Fragen 
wieder für eine Zeit lang mundtodt zu machen, und hauptsachlich als 
Mittel zu diesem Zweck mußte es angesehen weiden, daß die rsstciöse 
Presse von diesem Zeilpunkt ab wieder an die Unhaltbarkcit des Gasteiner 
Interim erinnerte und wechselweise gegründete und ungegründete Gerüchte 
von Verhandlungen über ein definitives Abkommen in Sachen der Elb-
herzogthümer in Umlauf setzte. Ohne jene gewaltsame Unterbrechung der 
Thätigkeit des Landtags — zumal des Abgeordnetenhauses — fyätttn die 
inneren Fragen noch lange vorgehalten, und nur künstlich konnte das 
Volksinteresse davon abgezogen und für die Fata Morgan« großmächtlicher 
Action in Anspruch genommen werden. 

Wie in Preußen der parlamentarische Conflict,' so hatte in Oefter< 
reich die ungarische Frage und was mit ihr zusammenhing die Theilnahme 
des Volks während der ersten Monate des Jahres' gefesselt. Diese Frage 
ist heute noch nicht gelöst, kaum ihrer Lösung näher gerückt; noch immer 
sind die Bedingungen uud Formen der Betheiligung Ungarns an den An-
gelegenhciten der Gcsammtmonarchie nicht festgestellt, noch immer ist der 
Kampf zwischen deutschen Ccntralisten und Autonomisten und föderalistischen 
Slaven nicht ausgekämpft, noch immer harrt Oesterreich einer Verfassung, 
der es schon zur Regelung seiner zerstörten Finanzen dringend bedarf — 
nud doch will man die Welt glauben machen, die Abneigung Oesterreichs 
gegen die formelle Feststellung der preußischen Hegemonie an der Elbe habe 
an der Kriegs- und Opferbereitschaft seiner Völler einen realen und im 
Volkswillen begründeten Rückhalt. Man braucht die Geschichte der öfter-
reichisch-preußischen Verwickelungen nur ihren Umrissen nach zu verfolgen, 
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um die Ueberzeugung zu gewinnen, daß die kriegerischen Stimmen, welche 
hier wie dort auch in demokratischen Kreisen laut geworden sind, mit dem 
eigentlichen nationalen Willen schlechterdings nichts zu thun haben, daß 
jene neue Doctrin von der unter allen Umständen unvermeidlichen Noth, 
wendigkeit eines Eutscheidungskampfs zur Lösung der deutschen Frage, wie 
sie noch in jüngster Zeit von Twcsten entwickelt worden, des wahrhaft 
volkSthümlichcu Bodens entbehrt nnd die gegenwärtige Krisis kaum über-
leben dürfte. Während der ersten Phase des Conflicts, die mit dem 
österreichischen Vorschlage einer gleichzeitigen gegenseitigen „Abrüstung" 
schloß. war von dieser Doctrin weder in Preußen noch in Oesterreich in-
nerhalb weiterer Kreise etwas zu hören — die Abneigung gegen die Bis« 
marcksche Kriegspolitik winde vielmehr von -de» leitenden Organen und 
v»n den Führern der Fortschrittspartei deutlich und allgemein ausgcspro« 
chen. Und während der Tage^ in denen der Zwiespalt beigelegt schien 
und die Friedenssonne wieder glänzte — that sich während dieser auch nur 
eine namhafte Stimme knud, welche die Verdunkelung der Kriegöanssichten 
im Interesse der deutschen Frage bedauerte? Es bedurfte des Bismarck« 
scheu Köders einer Bundesreform mit deutschem Parlament, um diese 
«deutsche Frage" als Kriegsraison in Scene zu setzen und den nöthigen 
Eifer für eine ans den Trnppenconcentralionen in ^enetieu dedncirte neue 
Rüstungsnothwcndigkeit aufzutreiben. Der Rcformvolschlag war direct 
darauf berechnet, die noch nicht recht practicabel gewordene Verbindung 
zwischen den Gedanken „Krieg mit Oesterreich" und «Lösung der deutschen 
Frage" gangbar zu machen und dann dem Publikum der Gelegenheitspo-
liliter znm Verkehr zu übergeben. Ob aber auch eine große Anzahl maß« 
gebender Führer mit dem Gedanken an einen deutschen Bürgerkrieg zu 
Gunsten der Konsolidation der deutschen Einheit ausgesöhnt ist — das 
V o l l hat nicht umsonst fünfzig Friedensjahre gelebt! Mag auch das 
Terrain, daö mau dem Particularismus mit den Turner-, Sänger- und 
Schützenfesten zu Gunsten der deutschen Einheit abgewonnen haben wollte, 
nicht breit genug sein, um das Gebäude einer friedlichen Einigung tragen 
zu können, diese Einigung wird von den vielverzweigteu materiellen Iuter-
essen aller Theile mit so zwingender Nothwendigkeit gefordert, daß sie 
nicht mehr ungestraft in ihr Gegentheil verwandelt werden kann. Die 
jahrelange Agitation des Nationalvcreins ist so ausgesprochen friedlicher 
Natur gewesen, daß der Gedanke eines deutschen Krieges dem wirklichen 
deutschen Volksbewußtsein und Volkswillen verhaßter denn je geworden 
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ist. Es zeugt von einer wunderlichen Inkonsequenz und Planlosigkeit, 
wenn der kriegslustige Vruchthcil der Nationalpartci sich heute deu Anschein 
giebt, als habe er keinen Theil an den mühsamen Bcstsebuugen gehabt, 
die seit 1850 für die Festigung des deutschen Ocsammtbewlißtseins thätig • 
waren. Glaubt man denn im Ernst, der auf Abgeordnete!,- und Vereins« 
tagen bekämpfte Particularismus werde sich die Nahrung entziehen lassen, 
die ihm das Einrücken preußischer Truppen nach Sachsen naturgemäß zu< 
sübrcn würde? , Kanu uoch ein Zweifel darüber obwalten, daß die Mehr« 
zadl der deutschen Mittel- und Kleinstaaten im Lager Oesterreichs zu finden 
sein wird, sobald der erste Kanonenschuß gefallen ist, und daß auch für den 
Fall eines Preußen günstigen Ausgangs all' die moralische Eroberungen, 
welche der Gedanke der preußischen Führerschaft gemacht hat, verloren gehen 
müssen? Schlägt mau sich uicht selbst ins Angesicht, wenn man der 
feierlich proclamirten Tdeorie der moralischen Eroberungen die nicht ein-
mal durchführbare ucnprcnßische Junker- und Eoldatcnprazis des Grafen 
bismarck folgen läßt? Wenn die Bismarckschc Politik es nicht einmal 
fertig bringen lonn'e der preußischen Annexion der Elbhcrzogtbümcr in der 
Bevölkerung Schleswigs und Holsteins die nöthige Unterstützung zu schaffen, 
wie kann mau sich vou derselben eiue Abfindung mit sächsischen oder bairi-
scheu Particularistcu verspreche,,? Die Einsicht in die Nothwendigkeit 
einer territorialen Erweiterung und Kräftigung Preußens ist dem größten 
Theil der liberalen Stimmführer etwas spät gekommen und die Verspätung 

• dieser Einsicht in die Nothwendigkeit einer Auseinandersetzung mit dem 
„souveraincn" schleswig-holstcinschen Volk trägt keinen geringen Schuld-
autheil au der hcntigcn Verwickelung. Wäre man rechtzeitig und energisch 
zn Gunsten der Annexion eingetreten, Oesterreich hätte wahrscheinlich mit 
sich reden lassen und mindestens der Verwirklichung der halbe« Anuexion, 
d. h. der Annabme der Fcbruarforderungen von 1665, auf die Dauer 
leine ernstlichen Hindernisse in den Weg gelegt: die schwankende und ne, 
gative Haltung der liberalen Fractionen des Berliner Abgeordnetenhauses 
hat es mit zn verantworten, daß das Wiener Cabinet sich in den Gcdan-
ken an die Durchführbarkeit seiner Opposition gegen die preußischen Forde-
rungcn einwiegte und nach dieser Seite hin Verpflichtuugen einging, die 
jetzt allerdings kaum mehr rückgängig zu machen sind. Den bei weitem 
größeren Theil der Schuld aber trägt unzweifelhaft die preußische Regie-
rung: kommt es zum Kriege, so muß das preußische Volk im letzten 
Grunde dafür sein Blut verspritzen, daß die illiberale Politik seiner Re-
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gierung, die moralischen Eroberungen an der Elbe und am Main unmöglich 
gemacht hat, die ihm unzweifelhaft in den Schooß gefallen wären, wenn 
dem täuschenden Scheine der „neuen Aera" von 1859 nicht der bittere 
Ernst der neuesten auf dem Fuße gefolgt wäre. Wird das Vol l wirklich 
geneigt sein, die Schulden zu zahlen, die seine Regierung rcactionären 
Gelüsten zu Liebe gemacht hat? 

Die Antwort auf diese Frage, wird der Ausfall der ueuerdings aus» 
geschriebenen Wahlen zum Abgeordnetenhaus geben; es wird sich zeigen, 
ob die Doctriu von der Nothwendigkeit einer kriegerischen Lösung .der 
deutschen Frage die nöthige Volksuuterstützung findet oder nicht und ob wir 
mit der Behauptung Unrecht haben, ein deutscher Bürgerkrieg könne in der 
zweiten Hälfte des 19teu Jahrhunderts wohl von den Cabiuetten, nicht 
aber von den Völkern gewollt werden, diesen sei an der ungestörten Auf-
rechterhaltung des Haussriedens aus sittlichen wie aus materielle» Grün­
den mehr gelegen als an der möglichen Beschleunigung, welche für die 
Lösung der deutschen Frage aus einem österreichisch-dentschen.Kriege ge-
wonnen werden kann. Wer die Natur des deutschen Particularismus an 
dessen historischen Erscheinungen studiert hat, dem wird es kaum zweifel-
haft sein, daß derselbe auf die Dauer nicht mit Soldaten bekämpft werden 
kann, daß Oesterreichs Suprematie in Süd- und Milteldeutschland wohl 
die Hauptstütze, nicht aber die Quelle dieser Erscheinung gewesen ist und 
daß die Vernichtung des österreichischen Einflusses in Deutschlaud noch 
nicht identisch ist mit der Aufrichtung einer unbestrittenen preußischen He-
gcmonie. Die territoriale Erweiterung, die Prenßen im günstigsten Falle 
ans dem Kampfe heimbrächte, würde nahezu aufgewogen wcrdcu durch die 
Verschärfung des feindlichen Gegensatzes zu ihm im deutschen Süden. 

Die Beziehungen zu Preußen bilden aber nur die eine Seite der 
Gefahr, welche gegenwärtig den europäischen Frieden und drn Bestand des 
österreichischen Kaiserstaats bedroht. I ta l ien, das noch vor sechs Wochen 
einzig mit finanziellen Sorgen und mit den SammluUgen zur Deckuug 
der dringendsten Staatsschulden beschäftigt schien — Italien hat die deutschen 
Händel,' in die sein feindlicher Nachbar verwickelt worden, nicht nnbenntzt 
gelassen und, bereitet sich zu einem Einfall in die Grenzen Vcnetiens vor. 
Anders als in Deutschland, ist das Bedürfniß nach einer kriegerischen Ac-
tion und «ach unverkürzter Herstellung der nationalen und staatlichen Ein-
beit hier im Volkswillen tief begründet, von diesem dringend gefordert. 
Ganz abgesehen von ihren eigenen Wünschen für eine Befrciuug des Ve-
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netianlschen Gebiets ist die italienische Regierung durch den Volkswillen 
gezwungen, mit der Verwirklichung dieses Nationalgedankens nicht länger 
zu zögern; daß die Vedheißnng des „Frei bis zur Adria" seit sieben Iah-
ren auf ihre Erfüllung warten muß, das ist der Grund davon gewesen, 
daß seit dem Tode Cavonrö kein italienisches Ministerium zu einer gefeste, 
ten Stellung, zn einer über die Kinderjahre hinansreichendcn Lebensdauer 
gelangen konnte. Die mit dem particularistischen Communal- und Cantönli-
Geist verbündete Revolution bat diese niemals völlig vernarbte Wunde 
stets offen zu erhalten gewußt. Aller Wahrscheinlichkeit nach kann Italien 
auch wenn der österreichische Conflict mit Preußen friedlich beigelegt wird, 
nicht wieder zurück: seine finanziellen Nötbe und die innere Pression, unter 
deren Druck die Florentiner Regierung steht, machen nutzlose, nicht von 
der Befreiung Venetiens gekrönte Kriegsrüstungen nahezu unmöglich, und 
kaum minder gefährlich als der Krieg gegen den mächtigen Erbfeind im 
Nordosten wä-e für Victor Emanuel die Rückkehr zum Status quo ante. 
Trotz aller gegentheiligen Versicherungen ist es kann: wahrscheinlich, daß 
ein festes Abkommen zwischen dcu Cabinctten von Florenz und Berlin be-
züglich einer gemeinsamen Action gegen Oesterreich schon getroffen sei; 
vielmehr scheint es, daß jeder der beiden kriegslustigen Theile dem andern 
die Lorbeeren einer Entscheidung durch die Waffen zuschieben möchte, um, 
die Verlegenheit des gemeinsamen Friedens ausbeutend, hier Venetien, 
dort Holstein auf dem Unterhandlungswege zu gewinnen. Während der 
ersten Phase der preußischen Rüstungen schien Italien auf diese Eventua-
lität auszuschauen; die Berliner Abrnftuugsvorschläge, welche unterdessen 
wieder gemacht wurden, haben das Verhältniß verändert und Italien in 
den Vordergrund der Action geschoben; aber jeder Tag kann eine neue 
Aenderung in diese Verhaltnisse bringen, und ebenso unwahrscheinlich ist 
es, daß Oesterreich seiner traditionellen Zähigkeit im Festhalten italieni« 
scheu Besitzes als daß es seinem tiefinnerlichen Hasse gegen Preußen ohne 
die äußerste Bedräuguiß entsage. Sei es daher an der lombardischen, 
sei es an der schlestsch.sächsischen Grenze, daß das Ungewitter zuerst sich 
entladet — schwerlich wird es des Widerhalls ans der anderen Seite er-
mangeln. 

I n wunderlichem Gegensatz zu der eingreifenden Rolle, die das zweite 
französische Kaiserreich früher gespielt hat, sieht es auf die gegenwärtigen 
Verwickelungen mit einer Passivität, die man bis jetzt vergeblich zu ent-
räthseln versucht. Ob auch die Oppositiou im gesetzgebenden Körper, im 
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Bunde mit den Stimmführern der unabhängigen Presse, grollend daran 
erinnert, daß Frankreichs Interesse eine directe Betheiligung an dem öfter-
reichisch-preußlschen Conflict im Sinne von diplomittischen Maßregeln gegen 
die Vergrößerungsgelüste Preußens und für die Aufrechterhaltung des 
Friedens sowie der deutschen Bundesverfassung erfordere — der dritte 
Napoleon verharrt bei seinen Neutralitätsversicheruugen und bei der Po-
litis der „libre action." Vergebens müht man sich mit Deutung der noch 
unlängst vom Kaiser gesprochenen Worte: „er habe mit den Verträgen 
von 1815 nichts gemein": weder die Gründe noch die Absichten, von de-
neu Frankreichs reservirte Haltung bestimmt wird, lassen sich errathen, und 
nur Eines scheint hervorzugehen: daß das kaiserliche Regiment sich selbst durch 
die Angrisse von Gegnern wie Thiers, Bizoin, Jules Favre, Pelletan u. s. w. 
in seinem Bestände nicht erschüttert fühlt und einer Anleitung der Gemü-
ther von den innern anf die äußern Fragen entbehren zu köunen glaubt. 

Noch entschiedener aber ist die Passivität Englands, das nach Abwei-
snng seiner in Wien und Berlin angebotenen „guten Dienste" Augen und 
Ohren zu verschließen und einzig mit seiner, allerdings hochwichtigen 
Parlameutsreform beschäftigt zu sein s6)eint. Und dennoch — kommt es 
zum Kriege — wird die Neutralität der Westmächte leine so vollständige 
sein können, als man in gewissen Berliner Kreisen anzunehmen beliebt; 
sowie auch unsere östliche Großmacht nicht mit gleichgültiger Ruhe dem 
Thun und Leiden der Anderen wird zusehen können. Bei der Regelung 
der Donaufürstenthümerfrage, die irnnitteu der deutscheu Kriegsgefahren 
nicht stille steht, sind die Westmächte ebenso lebhaft interessirt wie Ruß-
land, und schon um der Beziehungen'willen, die Oesterreich vermöge seiner 
geographischen Lage zu dieser Frage hat, würde« sich die außerdeulscheu 
Großmächte zu dem Versuch einer kriegerischen Lösung des österreichisch-
prcußisch-italienischen Conflicts keineswegs theilnahmlos verhalten köunen. 
Dazu kommt, daß eine gänzliche Zurückhaltung Rußlands gegenüber a l len 
möglichen Eventualitäten eines preußisch-österreichischen Krieges überhaupt 
kaum anzunehmen ist; und bedenkt man nun noch, daß anch die Dänen 
jede Gelegenheit gern ergreifen werden, von den verloreneu' Gebiete», so-
viel möglich, wiederzugewinnen, daß vermöge der „scandiuavischen Idee" 
Schweden in zweiter Linie hinter Dänemark steht, daß ferner die Türkei 
in der Sache der Donausürsteuthümcr ganz dircct bethciligt ist, und endlich, 
daß auch die meisten deutschen Mittelstaaten bereits armirt oder mobilisirt 
haben, so könnte dieser Sommer 1866 fast den ganzen Welttheil in Waffen 
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sehen. Wieder Schlachten wie die von Interman und Solfenno! Nur 
mit noch größeren Truppenmassen! Ein Gedanke, der immer noch furcht­
bar genug ist, wenn auch die dreißigjährige« und die siebenjährigen Kriege 
in Europa zur Unmöglichkeit geworden sind. Und welches sind die Ge-
Währungen, welche man durch diese Hekatomben Menschenlebens der Gott-
heit abzuringen gedenkt? Wird etwa die Karte Enropa's so durchgreifende 
und so zweckmäßige Aenderungen erleiden, daß mau darin eine wesentlich 
verbesserte Grundlage unserer weiteren Geschichtöentwickelung anzuerkennen 
vermöge? Unbequem, ja unleidlich siud wol manche Verhältuisse der eu-
ropäischen Staatenfamilie geworden; aber Abhülfe findet sich schwer und nur 
langsam. Jeder einzelne Staat verfolgt in Bezug auf die andern Zwecke, 
die in der Regel nur vom crassestcn Egoismus eingegeben sind; die 
Menschheit als Ganzes hat noch keine organisirte Vertretung, und wenn 
sie schließlich doch immer bei ihren providentiellen Culturzielen anlangt, 
so geschieht es auf Wegen, die, ebenso unberechenbar als blutig-opfer-
voll sind. 

Während nun so ungeheure und, wie gesagt, auch für Rußlaud 
keineswegs gleichgültige Ereignisse im Anzüge waren, wurde dieses selbst 
von einer folgenreichen Katastrophe betroffen. — Wenn wir der Frevelthat 
eines Einzelnen diesen Namen geben, so kann das natürlich nicht den 
Sinn haben, als ob dadurch das Verhältniß des bedroht gewesenen erha-
denen Herrscherhauses zu seinen Unterthanen irgend modificirt worden 
sei: dieses Verhältniß ist zu tief begründet, als daß es einer.Befestigung 
desselben durch das Bewußtsein einer überstandenen Gefahr, durch die 
Vergegeuwärtiguug der Größe eines als möglich gedachten Verlustes be-
durft hätte: es läßt sich aber nicht verkennen, daß in Folge eigenthüm» 
licher Umstände jenes wahnwitzige Attentat von wesentlichem Einfluß ans 
die politischen Anschauungen der Massen wie der leitenden Kreise Rußlands 
werden mußte, ja daß der künftige Geschichtsschreiber von hier ,<m einen 
neuen Abschnitt in der Regierungsgeschichte Alezauders II zu datireu' 
haben wird. So spärliche Kunde auch bis jetzt über den Verbrecher und 
die Umstände, aus welchen seine That erwuchs, in die Oeffentlichkeit ge-
drungeu ist, allenthalben hat sich die Ueberzeugung verbreitet, dieselbe sei 
das Ergebniß einer innern Krankheit des russischen Volkes. Während 
man Jahre lang alle Störungen des Staatslebens auf Rechnung äußerer 
Einflüsse, so zu sageu chirurgischer Schäden zu setzen und namentlich 
in der Resection des feindselig wuchernden polnischen Elements das ent-
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scheidende Heilmittel zu suchen beflissen war, ist man jetzt veranlaßt, mehr 
denjenigen Uebeln, die nicht durch das Messer des Operateurs, sondern 
nur durch veränderte Nahrnngs- und Lebensbedingungen entfernt werden 
tonnen, seine Aufmerksamkeit zuzuwenden. Der kühne Fortschritt auf der 
Bahn politischer Reformen wird für den Augenblick — so scheint es — der 
Sammlung, der Rückschau auf die bisher erzielte« Wirkungen und na-
mentlich der Sichtung und Läuterung der bisher angewandten Mittel 
Platz machen müssen. Das Bedürfniß nach einer Umgestaltung von Grund 
aus hatte sich der russischen Gesellschaft zu plötzlich, zu stürmisch mitge-
theilt, als daß es zu verwundern sein konnte, wenn ein Theil derselben 
alle nothwendigen Zwischenstufen mit einem Satze zu überspringen ge-
dachte und dabei— in die absolute Leere gerieth. Gegen den seit Been-
digung des orientalischen Krieges immer wilder anschwellenden Ideen-
sturm, dessen Hauptanstifter ein politischer Flüchtling im Auslaude war, 
brachte das Jahr 1863 den ersten Rückschlag, indem damals, im Gegen-
satz zu dem panslavistischcn und darum polenfreundlichen Charakter der 
bisherigen Bewegung, der Begriff der russischen S t a a t s e i n h e i t zur all­
gemeinen Anerkennung gebracht und He rzens früher so gewaltiger Ein-
fluß vollständig lahm gelegt wurde. Es war dies ein Werk vor allem 
der Moskauscheu Zeitung. Binnen kurzer Frist aber zu schroffster Eiusei-
tigkeit ausgebildet, übersprang nun dieses an sich berechtigte neue Princip 
auch seinerseits wieder alles verständige Maß. Wiederum glaubte die 
entzündete Masse gleichsam eine Zauberformel und Panacee gewonnen zu 
haben; wiederum ersparte sie es sich, mit deu gegebenen sittlichen und hi-
storischen Daten zu rechnen; wiederum wollte sie das Ziel ohne den Weg, 
die Frncht ohne die Blüthe, alles mit Gewalt und von heute auf morgen. 
Um so begreiflicher aber ist e s , daß durch diese Saa t des Jahres 1863 
das Unkraut des vielberufenen N i h i l i s m u s keineswegs erstickt werden 
konnte. -r- Was ist dieser russische Nihilismus? Nicht etwa Skepsis, die 
nichts wissen zu können behauptet: er hegt vielmehr sehr kräftige Ueber-
zeugungeu und trägt sie mit entsprechendem Aplomb vor. Nicht auch 
buddhistifch-schopenhauerische Askese, die nichts zu wol len sür das höchste 
Gut erklärt: was ihm am wenigsten fehlt, ist gerade der „Wille zum Le-
ben," d. h. die Dichtung auf egoistische Utilisirung des Lebens. Er ist — 
um sein Wesen in deutscher Terminologie auszudrücken — die craß.mate-
rialistische Weltanschauung der Vogt, Moleschott, Büchner, versetzt mit den 
äußersten Konsequenzen des Socialismus. Nicht unr Gott, Unsterblichkeit 
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und herkömmliche Moral (inclusive Recht) werden geleugnet: auch die Ehe 
soll zu Gunsten eines freien „naturgemäßen" Verkehrs der Geschlechter 
aufgelöst, auch das Eigenthum, wenigstens das an Grund und Bo-
den, abgeschafft und mit Hülfe der russischen Institution des Gemeinde­
besitzes möglichst in sein Gegentheil verwandelt werden. Schon vor 1863 
hatte sich dieses radicale System von der Herzcnschen Schule aus entwik-
kelt, übrigens den idealistischen Herzen selbst alsbald zu den überwundenen 
Standpunkten werfend. Als Parteihanpt galt damals Tfchernyschewski , 
Redacteur des „Sowremennik," setzt sibirischer Verbannter. Auf den Na­
men des „Nihi l ismus" wurde es von Turgen jew in feinem diese Secte 
mit einschneidender Schärfe schildernden Roman *) getauft. Seit dem Kä-
rakosowfchen Attentat ist man von gewisser Seite her bemüht, den Nih i -
lismns anf ansländische, „kosmopolitische" Einflüsse, wo möglich polnischen 
Ursprunges zurückznfüh'ren und jeden Zusammenhang dieser Erscheinung 
mit der gesammten nationalen Bewegung der letzten Jahre zn leugnen. 
Wie wir die Dinge ansehen, ist das Uebel chronischer Art und von Wei-
tem her angelegt: beinahe jede der Richtungen, welche in Sturm und 
Drang der russischen Geister sich bemächtigte, hat ihr Schärfiein dazu bei-
getragen die Achtung vor den unwandelbaren Grundlagen des Staats-
und Gesellschaftslebens zu erschüttern und die entschiedeneren Köpfe an den 
Abgrund einer vollständigen Leugnung der bis dazu gültigen Fundamen-
talanschauungcn über Recht, Sittlichkeit, Eigenthum und Ehe zu treiben. 
I m Drang nach Abstreifung lästiger Schranken und nach Erreichung 
glänzender Ziele hat man sich zu einer wahrhaft schreckenerregeuden Gleich-
gültigleit gegen die Wahl der Mittel gewöhnt. B is zur Herstellung des 
ideale» Zustandes, den jede Partei in ihrer Weise constrnirte — bald als 
politische Freiheit, bald als nationale Einheit, oder wie sonst die Parole 
lauten mochte — bis dahin sollte alles, was diesem Zwecke entgegenstand, 
vogelfrei sein, ohne Recht auf Duldung und Berücksichtigung. Die Wie-
derherstellung einer Rechtsbasis wurde bis zur Stunde nach gewonnener 
Schlacht vertagt, während doch der Begriff des Rechtes niemals ungestraft 
f n s p e n d i r t werden kann und feine Autorität durch feiue u n u n t e r b r o -
ch en e Geltung bedingt wird. Was die Einen zeitweilig suspendirten, konnte 
den Andern bald als vollständig entbehrlich gelten, und wenn heute alle 
Diejenigen, die nur ebeu nicht an den letzten Conseqnenzen der Nihilisten 

*) „Väter und Söhne." Wir erinnern an die Analyse dieses Buches. Valt. Mo-

natsschr. Bd. 10, S. 173 fg. und die daraus mitgetheilte Uebersetzung, ebenda S. 410 fg. 

Baltische Monatsschrift. 7. Jahrg.. Bd. XIII. Hest 4. 25 
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Theil haben, ihre Hände in Unschuld waschen zu dürfen meinen, so sind 
sie im Irr thum: die Lehre von der Gleichgültigkeit der Mittel hat die 
Verwilderung verschuldet, welcher der Nihilismus entstammt. Was half 
es unter solchen Umständen, wenn die Moskauer Zeitung das russische Er-
ziehungswesen als den Sitz der Krankheit, von der hier die Rede ist, be-
zeichnete, gegen den verflachenden Realismus und Encyclopädismus des 
Unterrichts eine Lanze nach der andern brach und mit ihrer Kritik des 
bänerlichen Grundbesitzes sogar das eigeutliche Palladium der russischen 
Socialistenspecies anzugreifen wagte! Sie selbst hatte in ihrer Methode 
zuviel mit dem bekämpften Gegner gemein, und gewiß in sehr vielen 
Köpfen fanden auch beide Ideenkreise — der nihilistische und der streng 
nationale — eine ganz bequeme Verbindnngsstätte. Erst von dem Ein-
druck, den der 4. April gemacht hat, läßt sich eine entscheidende Reaction 
erwarten; denn, mit wie viel oder wie wenig Grund es auch sein mag, 
die öffentliche Meinung läßt es sich nicht nehmen, den — freilich vielleicht 
in einem erweiterten Sinne verstandenen— „Nihilismus" mit dem 
verabscheuten Verbrecher in Verbindung zu bringen, während auch die 
wichtigen Veränderungen in den höchsten Verwaltungsstellen, welche der 
letzte Monat gebracht hat, es nahe legen, auf eine verstärkte Thätigkeit 
der Regierung nach der betreffenden Seite hin Schlüsse zu ziehen. 

Was nnn das Verhältniß unserer Ostseeprovinzen zu diesem bedeu-
wngsvollen Geschichtsmoment betrifft, so könnten gerade die letzten Wochen 
mehr als alles Andere den Beweis dafür liefern, wie sehr die Moskauer 
Doctrin von der Eutfremduug dieser Provinzen gegenüber dem Gesammt-
interesse des russischen Reichs alles Grundes und Bodens entbehrt. Die 
Theilnahme an dem Schrecken wie an den Festen, welche Petersburg 
während des Aprilmonats bewegten, ist bei uus eine so erregte und all-
gemeine gewesen, daß sogar die großen Ereignisse im Westen, trotz der 
kritischen Bedeutung, welche sie schon durch die entsetzlichen Coursbaissen 
für unsere ganze ökonomische und mercantile Existenz haben müssen, im 
Hintergrunde blieben und erst in den letzten Tagen sich ihr natürliches 
Recht zu nehmen angefangen haben. Kaum war das ebenso in manchen 
frühereu Zeiten, von denen die Moskauer Zeitung behauptet, sie seien das 
verlorene Paradies unserer Loyalität, weil es damals noch keine Schedo-
Ferroti und keinen Separatismus gegeben hat. Unsere Beziehung zu 
dem allgemein-russischen Staatswesen ist im Laufe der Zeit leine losere, 
sondern im Gegentheil eine in dem Maße festere geworden, als die dasselbe 
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bestimmende Factoreu eine breitere Culturbasis gewonnen haben, und sie 
wird wiederum dedeuleud an Festigkeit wachsen müssen, sobald erst der 
eben jetzt so vulkanisch-eruptioe Charakter des russischen Cnlturprocesses 
einem ruhigere» und solideren Platz gemacht haben wird. 

Uebrigeus ist der 4. April in einer seiner Folgen auch direct ver-
hängnißvoll für die Ostseeprovinzen geworden. Die Abberufung unseres 
Generalgouoernenrs inmitten der tiefgreifenden Reformarbeiten, welche 
seine fünfzehnmonatliche Verwaltungsperiode hervorgerufen oder weiter ge­
fördert hatte, ist von einem Eindruck auf die Gemüther gewesen, der das 
vollgültigste Zeugniß für den Grad der Anerkennung ablegt, welche Graf 
Schuwalow bei uns sich erworben hat. Wir müssen es uns sagen, daß 
eine so rasch und so vollständig gewonnene Einsicht in die complicirten 
Bedürfnisse und Eigenthümlichkeiten der Provinzen überhaupt nur sehr 
ansnahmsweise, nur bei einem so ungewöhnlich hochbegabten Staatsmanne 
möglich ist, und wir können uns über seineu Verlust etwa nur mit dem 
Gedanken trösten, nun einen ausgezeichneten Kenner unserer Verhältnisse 
mehr in den Kreisen der obersten Ccntralregierung zu wissen. Ein Kenner 
aber ist bekanntlich leicht auch ein Gönner, während Ungerechtigkeit gegen 
das Fremde, das Unbekannte einen natürlichen Zug des Menschen ausmacht. 

Von uns und den Dingen, die nns beschäftigen, wird bei den Mos-
lauer und Petersburger Tagespolitikern in nächster Zuknnft wol nicht viel 
die Rede sein. Größere oder nähere Vorgänge werden das Interesse 
absorbiren, das man in müßigeren Zeiten auch für die kleiue Separatismus-
jagd erübrigte. Wie wichtig ist z B. schon oje ueuerdings erfolgte Eröff-
nung der neuen Gerichtsstätten in den Residenzen! Geschwornengerichte, 
öffentliches und mündliches Verfahren, Anwendung der Anklagemazime und 
Beschränkung des Instanzenzuges — all' die>'e Dinge, über die sich trefflich 
discutiren ließ, solange sie nur iu Gestalt von Gesetzentwürfeu ezistirten 
— sie sollen jetzt praktisch erprobt werden und von ihrer Anwendungsfä-
higkeit auch unter so östlichen Längegraden Zeugniß ablegen. Keine ge-
ringere Aufmerksamkeit wird sich in der nächsten Zukunft dem Ausgang 
des offenen Krieges zwischen der Moskauschen Zeitung nnd der Hauptver-
waltung der Preßangelegenheiten zuwenden müssen; die Männer, unter 
deren Fenstern 40,000 Menjchen demonstrirten, stellen eine Macht dar, 
wie kaum irgend eine andere Zeitungsredaction im heutigen Europa. 
Dazu nehme man die Spannung, mit welcher ganz Rußland den Ergeb-
nissen der Untersuchung gegen den Hochverräther entgegensieht! Wo 

• 
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sich's um inuere Verhältnisse von solcher Tragweite und noch außerdem 
um den großen ausländischen Conflict handelt, wird man schwerlich 
an baltischer Iustizreform und rigascher Stadtverfassung einen besondern 
Antheil nehmen. Werden wir es demnach in diesen Angelegenheiten vor« 
ausischtlich nicht mehr mit den russischen Zeitungen und der denselben fol­
genden öffentlichen Meinnng, sondern nur mit den betreffenden Factoren 
der Centralregierung zu thun haben, so wird es nur um so mehr an uns 
sein, zu zeigen, daß es uns mit der Behauptung, die In i t iat ive zur Um-
gestaltung unserer Institutionen habe uns selbst angehört, Ernst ist und 
daß wir nicht auf halbem Wege stehen zu bleiben gesonnen sind. Würde 
anders gehandelt, so hieße das nicht nur sich schlecht ans seinen Vortheil 
Verstehen, sondern auch sich einer Gedächtnißschwäche schuldig machen, die 
nicht einmal die jüngsten Erfahrungen festzuhalten weiß. 

Von der Censur erlaubt. Riga, den 14. Mai 1866, 

Redacteur G. Berkholz. 
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